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Vorwort

Zu Beginn dieser Arbeit ist es mir wichtig, Folgendes voranzustellen:

Die Beschäftigung mit dem Stiftungswesen ist mir ein persönliches Anliegen, weil ich selbst als ehrenamtlicher Pressesprecher einer Stiftung, der Hilde-Ulrichs-Stiftung für Parkinsonforschung mit Sitz im hessischen Florstadt-Staden, tätig bin. Durch dieses Engagement wurde mein Interesse am Stiftungswesen und an der jüngsten politischen Debatte geweckt. Diese Vorbemerkung soll kein Hinweis auf eine fehlende Kritikfähigkeit innerhalb der Arbeit sein, sondern im Gegenteil verdeutlichen, daß hier ein gesteigertes Interesse vorlag, das zu einer erhöhten Aufmerksamkeit beitrug. Und es soll die Beweggründe für das Schreiben dieser Arbeit erklären.

Das mir gestellte Thema führt naturgemäß dazu, daß die Arbeit kurz nach ihrer Fertigstellung in bezug auf den Stand der aktuellen politischen Debatte bereits veraltet sein dürfte. Nichtsdestotrotz war es wichtig und wird es auch in Zukunft sein, die politische Debatte hinsichtlich des Stiftungswesens wissenschaftlich zu begleiten und auch eine ständige gesellschaftliche Bestimmung und Bewertung der Rolle und der Aufgaben von Stiftungen in unserer Gesellschaft vorzunehmen. Auffallend waren die Unwissenheit und die Vorurteile über Stiftungen, gerade auch in der politischen Debatte. Hier wird also noch viel Aufklärungsarbeit und Forschungsarbeit von seiten der Wissenschaft zu leisten sein. Die vorliegende Arbeit soll dazu einen bescheidenen Beitrag leisten.

Besonderer Dank gilt meiner Freundin Alexandra A. Wulf, meinen Eltern Doris und Hermann und meinen Großeltern, welche mir in jeder Hinsicht eine große Unterstützung waren und ohne die die vorliegende Arbeit nicht möglich gewesen wäre.

Des weiteren darf ich mich ganz herzlich bei Herrn M.A. Sven Schröder, bedanken, der mir immer wieder wertvolle intellektuelle Anregungen für den Fortgang des Forschungs- und Arbeitsprozesses gegeben hat.

Ich danke Herrn Landesoberverwaltungsrat Wolfhard Wulf für die sehr gewissenhafte Durchsicht des Manuskripts auf Rechtschreibfehler. Dies gilt auch für Frau Jill Köppe.

Zusätzlich möchte ich mich bei Herrn Jochen Buhr für seine tatkräftige Hilfe bei einem Computerproblem bedanken und auch bei allen anderen, die mich im letzten halben Jahr moralisch unterstützt haben.

Ganz besonders danken möchte ich allen meinen Gesprächspartnern, der im 14. Deutschen Bundestag vertretenen Parteien und dem MAECENATA-Institut für Dritter-Sektor-Forschung – hier besonders Herrn Dr. Sprengel -, dem Bundesverband Deutscher Stiftungen e.V., dem Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, sowie der Bertelsmann Stiftung, die allesamt sehr kooperationsbereit waren und mir auch zusätzliche wichtige Informationen zur Verfügung gestellt haben.

Weiter möchte ich dem Leiter und den Mitarbeitern der Pressedokumentation des Deutschen Bundestages – im besonderen Herrn Dipl.-Bibl. Florian Merkel – ganz herzlich danken, ohne deren zuvorkommende Unterstützung eine Presserecherche in diesem Umfang nicht möglich gewesen wäre.

Last but not least bleibt mir noch den Stiftungen Dank zu sagen, die - wenn auch nicht unmittelbar - am Zustandekommen dieser Arbeit beteiligt waren, indem sie mein Studium finanziell unterstützt haben:

Karl- und Else-Wilke- Stiftung, Berlin

Franz-Marie-Christinen- Stiftung, Regensburg

Studienstiftung der Hoechst-AG, Frankfurt am Main.

Diese Arbeit beruht aus softwaretechnischen und sonstigen praktischen Erwägungen auf der herkömmlichen Rechtschreibung.

Ceterum censeo Microsoft esse delendam.

(Zitiert nach Cato maior 27,2)

Münster, im Mai 1999
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„Nie war die Gelegenheit besser und die unmittelbare Verantwortung der Stiftungen größer, zu Motoren des Wandels, zu Ideenagenturen für die Lösung der Probleme unserer Gesellschaft zu werden.“

Roman Herzog

1 Einleitung

Auf der politischen Ebene ist ein zunehmendes Interesse am Stiftungswesen festzustellen. Das gilt vor allem für die Bundesebene. Eine Gesetzesinitiative von Bündnis 90/Die Grünen aus dem Jahre 1997
 war dabei ein erster Anstoß, um den gesetzlichen Rahmen für Stiftungen neu zu regeln. Daran anknüpfend hat die neue Bundesregierung von SPD und Bündnis 90/Die Grünen Reformen im Bereich des Stiftungswesens im Koalitionsvertrag festgeschrieben und diesen damit eine erhöhte Priorität eingeräumt. Dazu heißt es wörtlich:

„Die neue Bundesregierung wird das Stiftungsrecht novellieren und im Rahmen der Steuerreform neue Möglichkeiten für [...] Stifter [...] eröffnen und steuerrechtlich attraktiv machen.“

Ein vermeintlicher Randbereich unserer Gesellschaft rückt damit ins Zentrum eines - zwar eng begrenzten, aber doch neu erwachten - politischen und öffentlichen Interesses. Es kommt Bewegung in eine jahrzehntealte Diskussion, die bereits festgefahren schien. Hierin liegen zugleich eine neue Qualität und eine Chance für das Stiftungswesen begründet.

Das Problem, die Krise des sozialen Wohlfahrtsstaates
 ist längst erkannt, und eine Diskussion ist im Gange, innerhalb derer nach Lösungen und Auswegen gesucht wird.
 Der notwendige Umbau des sozialen Wohlfahrtsstaates
 und damit die Bewältigung von Zukunftsproblemen scheint nicht mehr ausschließlich durch staatliches Handeln möglich, da die Leistungsfähigkeit des Staates an ihre Grenzen gestoßen ist. Axel von Campenhausen sieht in einer solchen Krisensituation den Ausweg über Stiftungen:

„Allgemein kommt den Stiftungen in einer modernen Gesellschaft, die vor grundlegenden Umbrüchen steht [...], eine gesteigerte Bedeutung zu.“

Dies scheint sich momentan zu bestätigen.
 Deshalb fordert die Politik - vor allem vor dem Hintergrund leerer öffentlicher Kassen
 - bessere Rahmenbedingungen für Stiftungen, um auf diesem Weg privates Kapital und privates Engagement zugunsten des Gemeinwohls nutzbar zu machen. Alle Parteien sind sich seit geraumer Zeit einig über einen politischen Handlungsbedarf im Bereich des Stiftungswesens.
 Diese ganz große Koalition sollte nicht darüber hinwegtäuschen, daß - wie noch zu zeigen sein wird - erhebliche Unterschiede in den politischen Positionen bestehen. Aber auch die Bürger selbst scheinen den Stiftungen zur Lösung gesellschaftlicher Probleme mehr zuzutrauen als dem Staat.

All dies stellt neue Anforderungen an das Stiftungswesen. Allerdings drängt sich hier die Frage auf, inwieweit das Stiftungswesen dazu in der Lage und überhaupt bereit ist, diese zu erfüllen.
 Die Frage nach Rolle und Legitimation von Stiftungen erlangt demnach eine politische Bedeutung.
 Über diese Frage ist zur Zeit eine Diskussion entbrannt. Ihr Ausgang ist noch ungewiß.
 Bis zum jetzigen Zeitpunkt sind aber Tendenzen abzusehen, die im Rahmen dieser Arbeit aufgezeigt werden sollen.

Die Diskussion über das Stiftungswesen in Deutschland ist stark verrechtlicht. Um viele stiftungsrechtliche Fragen ist teilweise seit Jahrzehnten eine rechtsdogmatische Diskussion entbrannt. Im Rahmen dieser politikwissenschaftlichen Arbeit wird es aber nicht vorrangig um Gesichtspunkte der rechtlichen Entwicklung gehen, sondern mehr um die gesellschaftspolitischen Konzeptionen, da letztere eng mit den Rahmenbedingungen für Stiftungen verknüpft sind.

Bisher gab es keine breitere öffentliche Debatte über die gesellschaftliche Rolle von Stiftungen.
 Um so bedeutender ist es, daß sich diese Situation geändert zu haben scheint, da in den letzten Jahren und auch ganz aktuell die verschiedensten sowohl politischen als auch bürgerschaftlichen Initiativen und Kampagnen gegründet oder angestoßen wurden. Obwohl diese Bewegungen unterschiedlich motiviert waren, hatten alle ein Hauptziel: Bürgerschaftliches Engagement zum Wohle der Gesellschaft zu aktivieren.
 Eine der Forderungen - häufig die Hauptforderung - all dieser Bemühungen war es, die Rahmenbedingungen für das Stiftungswesen zu verbessern. Erwähnenswert ist dabei, daß es bei diesen Ansätzen meist nicht um die Forderung nach einem rein finanziellen Engagement - etwa zur Entlastung der Staatskassen -, sondern verstärkt um die Sammlung von Ideen, das Suchen nach Lösungsansätzen zur notwendigen Umgestaltung des sozialen Wohlfahrtstaates und der Gesellschaft ging.

Neben diesen Stimmen aus Politik und Gesellschaft fordern auch zahlreiche Stimmen aus der Wissenschaft, die gesellschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen für Stiftungen zu verbessern.
 Die bestehenden gesetzlichen Rahmenbedingungen werden in diesem Zusammenhang auch als restriktiv und die Handlungsfähigkeit einschränkend betrachtet.

Die Zeit scheint also reif für eine politische Reform und eine Debatte, die auch auf der gesellschaftlichen Ebene zu führen ist. Die gesellschaftspolitische Relevanz von Stiftungen ist also zur Zeit sehr hoch. Dies macht es notwendig sich eingehender mit dem Stiftungswesen zu befassen.

1.1 Aufbau der Arbeit

Zunächst werden die Fragestellung und das Ziel der vorliegenden Arbeit dargestellt. Im Anschluß daran folgt die Vorstellung der Drei-Lager-These. Darauf folgt eine Kurzbeschreibung der rechtlichen und ideellen Hauptmerkmale des Stiftungstyps, der dieser Arbeit zugrunde liegt. Dabei werden die Voraussetzungen zur Errichtung einer Stiftung beschrieben. Im Hinblick auf das Verständnis der politischen Debatte erscheint es wichtig, den für Stiftungen in Deutschland bestehenden gesetzlichen Rahmen anzusprechen.

Eine genaue Erläuterung der Vorgehensweise, der dafür eingesetzten methodischen Ansätze, der Quellen und des Forschungsstandes erfolgt im zweiten Abschnitt von Kapitel 1. Eine Klärung des Forschungsstandes ist notwendig, da Stiftungen nicht nur in der Öffentlichkeit ein negatives Image zu haben scheinen und ihnen die rechte Anerkennung zu fehlen scheint, sondern sie bisher auch – wie noch zu zeigen sein wird - in der Forschung vernachlässigt wurden.

Danach werden in Kapitel 2 zuerst Aspekte der historischen Entwicklung des deutschen Stiftungswesens umrissen. Dabei werden die Schwerpunkte auf die wichtigsten Brüche, Wendepunkte und Aufschwungphasen im Stiftungswesen gesetzt. Die Rolle, die Stiftungen in der je spezifischen Epoche gespielt haben, soll so kurz nachgezeichnet werden. Hier soll ein möglichst kompaktes Bild entstehen, daß keinesfalls den Anspruch auf Vollständigkeit erhebt.

Da sich die Argumentation der aktuellen Debatte zu einem großen Teil auf Erkenntnisse der rechtlichen Debatte nach dem Zweiten Weltkrieg bezieht, wird im weiteren Verlauf darauf eingegangen. Interessant sind hier vor allem die Ziele, Probleme und Ergebnisse, die sich damals - im Vergleich zu heute - mit der Reformdebatte verbanden.

In einem weiteren Schritt wird auf die aktuelle Situation der Stiftungslandschaft hinsichtlich des finanziellen und sonstigen quantifizierbaren Potentials von Stiftungen eingegangen. Dadurch soll ein Eindruck vom tatsächlichen Potential der Stiftungen vermittelt werden.

Diese Vorabinformationen sind zunächst nötig, da sie die Diskussionsgrundlage bilden sollen, bevor im Hauptteil von konkreten Verbesserungs- und Veränderungsvorschlägen seitens der Fachleute aus Politik und Praxis die Rede ist.

In dem Hauptteil in Kapitel 3 werden die Positionen der Parteien und anderen relevanten Akteure anhand der Struktur des Leitfadens dargestellt und kritisch beleuchtet, um den aktuellen Diskussionsstand nachzuzeichnen. Auf die juristischen Einzelheiten der Gesetzentwürfe soll nur insofern eingegangen werden, als daß sie grundsätzliche Positionen oder Unterschiede deutlich machen.

Im folgenden Kapitel 4 soll dann anhand der komprimierten Ergebnisse der Versuch einer Einteilung der unterschiedlichen Positionen anhand der Drei-Lager-These erfolgen. Dies soll eine sinnvolle Beurteilung und einen Vergleich vor allem der gesellschaftspolitischen Konzepte ermöglichen.

Im letzten Kapitel 5 werden in einer Schlußbetrachtung noch einmal die bestimmenden politischen Motive aufgegriffen. In einem als Ausblick angelegten Teil des Kapitels soll die mögliche Zukunft des Stiftungswesens beschrieben werden. Dies kann nur als ein Versuch angelegt sein. Es gilt hier auszuarbeiten, inwieweit das Stiftungswesen ein Ort für das bürgerschaftliche Engagement der Zukunft sein kann.

1.1.1 Fragestellung und Ziel der Arbeit

Das Problem, auf dessen Hintergrund sich die politische Debatte und auch die Betrachtungen in dieser Arbeit bewegen, ist kurz benannt:

Welchen Beitrag soll das Stiftungswesen innerhalb der Reform des in die Krise geratenen sozialen Wohlfahrtsstaats leisten?

Hier stellt sich also die Frage, wie ein gesellschaftspolitisches Konzept für ein modernes Stiftungswesen auszusehen hat, um einen Teil zur Lösung dieser Krise beizutragen, und ob es dazu überhaupt befähigt ist oder werden sollte. Dabei soll es nicht vorrangig um die Wohlfahrtssdebatte, sondern um die Neubestimmung der Rolle des Stiftungswesens gehen.

Ziel der Untersuchung ist es, ein möglichst vollständiges Bild der aktuellen Diskussion über eine Reform des Stiftungswesens zu zeichnen. Dies soll durch die Darstellung, Einordnung und kritische Würdigung der unterschiedlichen politischen Konzepte der an der Diskussion beteiligten Parteien des 13. und 14. Deutschen Bundestages erfolgen.

Die Parteien des Deutschen Bundestages, die Lobbyverbände und andere Stiftungsexperten aus Wissenschaft und Praxis verbinden unterschiedliche Ziele und Hoffnungen mit dem Stiftungswesen. Welche dies auf seiten der Politik sind, gilt es herauszuarbeiten. Die aktuelle politische Debatte soll hier mit all ihren Konvergenzen, Divergenzen und Hintergründen nachvollzogen werden. Die Schwierigkeit bestand darin, daß diese Reform auf der Ebene der Bundespolitik einen Prozeß darstellt, der noch nicht abgeschlossen ist. Es soll aufgezeigt werden, daß sich auch im Bereich des Stiftungswesens ein hohes Maß an Reformbedarf aufgestaut hat. Eine Befassung mit dem Stiftungswesen und dessen Rahmenbedingungen ist eng mit der Frage nach dem Verhältnis Staat und Stiftungen verknüpft.

Es wurde zuvor eine Drei-Lager-These aufgestellt mit der gezeigt werden soll, daß man die Parteien des 14. Deutschen Bundestages, hinsichtlich ihrer gesellschaftspolitischen Konzepte für das Stiftungswesen, drei Lagern zuordnen kann. Anhand dieser induktiven Vorgehensweise, wird geprüft, ob die These dem Sachverhalt in der Realität nahekommt und eine sinnvolle Einteilung möglich ist.

Eine Forschungsarbeit wie die vorliegende wurde aus folgendem Grund bisher noch nicht geleistet: Es gab seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland noch keine so ausführliche gesellschafts- und ordnungspolitische Debatte über Lage und Zukunft des Stiftungswesens und die Neubestimmung der Rahmenbedingungen für Stiftungen wie zur Zeit. Eine wissenschaftliche Beschäftigung mit dem Stiftungswesen und dessen Rahmenbedingungen lohnt sich daher besonders.
 Sie erscheint notwendig, um einen Beitrag zur politischen Diskussion zu leisten. Mit der vorliegenden Arbeit verbindet sich deshalb ein kritisches und ein praktisches Erkenntnisinteresse, das heißt, die Hoffnung, daß die Forschungsergebnisse zu einem bestimmten Anteil auf die Praxis zurückwirken. Daher auch der von mir gewählte qualitative Forschungsansatz.

Besonders wichtig scheint dies zu sein, da immer wieder die mangelnde Grundlagenarbeit auch im Bereich des Stiftungswesens beklagt wird.

1.1.2 Drei-Lager-These

Es gibt drei verschiedene politische Lager
 in bezug auf Stiftungen.

Das erste Lager
 ist das liberale Lager. Vertreter dieses Lagers behaupten, daß der Staat in seiner wohlfahrtsstaatlichen Prägung versagt habe, und lehnt diesen daher ab. Der Wohlfahrtsstaat befinde sich in einer Krise
 weil er die Grenzen seiner Leistungsfähigkeit erreicht habe. Das liege daran, daß der Staat in den letzten Jahrzehnten zuviel Verantwortung und Einfluß in vielen Bereichen an sich gezogen habe,
 die auch die Bürger in Eigenregie gestalten könnten. Dadurch wurde der Eindruck erweckt, der Staat könne alle Zukunftsprobleme lösen. Dies wird verneint und konstatiert, daß der Staat nicht mehr in der Lage ist, in allen Bereichen die nötigen Leistungen zu erbringen. Daher sei eine strukturelle Reform des staatlichen Engagements dringend notwendig.
 Dies soll durch eine Rückführung des staatlichen Einflusses auf seine Kernbereiche möglich werden. Vor allem das Verhältnis zwischen Staat und Bürger müsse reformiert werden, indem man dem Bürger wieder mehr Freiheiten gewähre. Auch der Bürger habe sich in der Vergangenheit zu sehr reflexartig bei Problemen zum Staat hingewendet.
 Der Staat solle nur die nötigsten Aufgaben übernehmen, Entscheidungen und Verantwortlichkeiten zur Weiterentwicklung der Gesellschaft aber den Stiftungen überlassen.

Das liberale Lager will erkannt haben, daß die Chance für eine solche Reform, historisch gesehen, einmalig ist. Einen Grund hierfür sieht man im großen Erbvermögen, welches in den kommenden Jahren - mit geschätzten mehr als 300 Milliarden DM jährlich ab 1999
 - zur Vererbung ansteht. Ein weiterer Grund wird in der Tatsache der ungeklärten Frage der Nachfolge vor allem bei den mittelständischen Unternehmen erkannt.
 In beiden Aspekten lägen Gefahren für das Gesellschafts- und Wirtschaftssystem begründet, da Leistungsanreize und damit auch die Risikobereitschaft schwänden, wenn das „Massenphänomen“ Wohlstand durch Erbschaft weiter anhalte und die Gesellschaft sozial stärker gespalten werde.
 Einen Teil dieses Erbvermögens will das liberale Lager möglichst auf freiwilliger Basis für das Gemeinwohl nutzbar machen. Allerdings soll nicht nur Vermögen, sondern auch aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit ungenutztes Humankapital in eine Reform des Stiftungswesens eingebunden werden.

Konkret gesagt, fordert das liberale Lager eine grundsätzliche Verbesserung der gesetzlichen (Stiftungsrecht und Steuerrecht) und auch gesellschaftlichen Rahmenbedingungen für privates Engagement im Rahmen der Organisationsformen des Dritten Sektors. Es will daher vor allem das gemeinnützige Stiftungswesen zugunsten einer aktiven Bürgergesellschaft reformieren und ausbauen. Dies bedeute, das öffentliche Ansehen von Stiftungen durch mehr Transparenz und vor allem gute Beispiele der Stiftungsarbeit zu erhöhen sowie gleichzeitig staatliche Regelungen zugunsten einer größeren Stifterfreiheit zurückzuführen. Dabei wird auch die Herauslösung von Stiftungstätigkeit aus der öffentlichen Förderung als wichtig erachtet.

Stiftungen werden als eigenständige gesellschaftliche Akteure anerkannt, die durch ihre eigene Agenda durchaus in Konkurrenz zu staatlichen und auch erwerbswirtschaftlichen Leistungen treten können und sollen. Stiftungen werden als „Motoren des Wandels [...] für die Lösung der Probleme unserer Gesellschaft“
 gesehen, die - allgemein gesprochen - den gesellschaftlichen Gemeinsinn wieder stärken könnten. Die bestehenden Rahmenbedingungen - und hier im Besonderen das Verhältnis zum Staat - werden als aus dem 19. Jahrhundert überkommen angesehen.
 Daher muß dieser Rahmen im Sinne eines modernen Gesellschaftsmodells mit bürgergesellschaftlichen Ansätzen umgestaltet werden.

Das zweite Lager ist das traditionalistische Lager. Das traditionalistische Lager sieht, wie das liberale auch, die Notwendigkeit zur Reform des Sozialstaates. Allerdings soll dies mit den klassischen Instrumenten geschehen, die dem Staat zur Verfügung stehen. Eine Reform solle primär vom Staat ausgehen. Die Traditionalisten erkennen Vorteile in einer Reform des Stiftungswesens als einem Aspekt der Reform des Sozialstaates. Ausdrücklich betont wird aber das eingeschränkte Potential von Stiftungen, einen Beitrag zu einer solchen Reform zu leisten. Stiftungen werden daher vom Grundsatz nicht als eine Art Schlüssel zur Lösung für die Probleme der postindustriellen Gesellschaft gesehen.

Das traditionalistische Lager sieht in dem Engagement von Stiftungen eine sinnvolle und notwendige, hauptsächlich finanzielle Ergänzung des Sozialstaates, die es zu fördern gelte. Den Grund hierfür sieht man im großen privaten Reichtum von geschätzten 12,8 Billionen DM. Ausgehend von Artikel 14 Absatz 2 des Grundgesetzes, sehen Vertreter des traditionalistischen Lagers privates Eigentum als sozialpflichtig an. Indem man den privaten Reichtum über Stiftungen in die Verantwortung für das Gemeinwesen einbinde, erreiche man Wohlfahrt für alle. 

Stiftungen werden als Partner des Staates gesehen, allerdings nur in bestimmten Teilbereichen und grundsätzlich unter der Führung staatlicher Aufsicht und Beratung. Das führt dazu, daß das Stiftungswesen rechtlich weitgehend verregelt ist. Die Traditionalisten sehen nur geringen Handlungsbedarf für eine Reform der staatlichen Genehmigungs- und Kontrollrechte sowie Aufsichtspflichten. Eine Verbesserung des finanziellen Spielraums von Stiftungen, durch Steuervergünstigungen oder die Möglichkeit zur erhöhten Rücklagenbildung, soll nur in geringem Umfang erfolgen. Hier wird die Gefahr gesehen, daß eine Förderung des Stiftungswesens zu unkalkulierbaren Steuermindereinnahmen führe und eine Reform deshalb schlichtweg nicht bezahlbar werde. Dies unterstreicht die Sichtweise, daß Stiftungen hauptsächlich unter finanziellen Gesichtspunkten betrachtet werden, d. h. ihr Engagement vor allem in finanzieller Art erwünscht ist. Stiftungen sind nach diesem Konzept sehr stark in das System staatlicher Bereitstellung von Dienstleistungen eingebunden.

Das Subsidiaritätsprinzip sollte - nach Ansicht der Traditionalisten - wieder stärker angewendet werden. Kleinere und auch regional engagierte Einheiten, wie Stiftungen, sollen bis zu einem gewissen Maße Kompetenzen und Verantwortlichkeiten zurückerhalten, um vor allem im Auftrag des Staates zum Anbieter von Dienstleistungen zu werden, da der Staat aus finanziellen Gründen nicht mehr dazu in der Lage sei, alle Aufgaben zu übernehmen.

Das dritte Lager ist das etatistische Lager. Es vertritt die Ansicht, daß sämtliche sozialstaatliche Verantwortung allein beim Staat liege und daß diese auch beim Staat verbleiben solle. Das etatistische Lager sieht für Stiftungen eine untergeordnete Rolle innerhalb der Gesellschaft vor, da sie die Verteilungsspielräume des Staates einschränkten und auch dessen Umverteilungskompetenz in Frage stellten. Stiftungen sollen nach Ansicht der Etatisten deshalb auch keine spezielle Rolle für die Gesellschaft, etwa als Interessenvertreter bestimmter Minderheiten, übernehmen. Stiftungen werden von den Etatisten weder in Konkurrenz zum Staat noch als dessen Partner gesehen. Folglich sollen diese auch nicht gefördert werden. Einen Bedarf an Reformen sehen die Etatisten hier nicht.

Mißtrauisch sind die Exponenten dieses Lagers gegenüber Stiftungen, da diese den Reichen zur Umgehung der Steuer dienten. Zusätzlich wird das Argument angeführt, daß Stiftungen nicht ausreichend demokratisch kontrollierbar seien. Diese verwendeten zwar privates Kapital für öffentliche Zwecke, operierten aber außerhalb einer direkten öffentlichen Kontrolle.
 Letztlich verträten Stiftungen nur die Interessen der Reichen, da diese die Stiftungszwecke und –arbeit der Stiftungen dominierten und Stiftungen sich vor allem Themen der gesellschaftlich Bessergestellten zuwendeten. Sämtliche Genehmigungs- und Kontrollrechte sowie Aufsichtspflichten sollten daher beim Staat verbleiben und nicht angetastet werden. Die Etatisten fordern in Zukunft für Stiftungen Rahmenbedingungen, die diese in ihrem Wirkungsbereich deutlich beschränken. Stiftungen wird jegliches Potential zur Reform von Staat und Gesellschaft, indem sie Vorschläge machen oder Lösungsmodelle erarbeiten, abgesprochen. Die private Stiftung als Organisationsform kann nach etatistischen Vorstellungen vom Staat höchstens als eine regionale Verteilungsinstanz staatlicher Leistungen, als Agentur des Staates in einer Subsidiarität der anderen Art, eingesetzt werden.

1.1.3 Definitionen und rechtlicher Rahmen

· Rechtliche Definition

Der Begriff „Stiftung“ ist vieldeutig, da er gesetzlich nicht geschützt oder präzise definiert ist. Dennoch ist der Stiftungstyp, welcher der vorliegenden Arbeit zugrundeliegt, klar zu beschreiben, weil es sich bei ihm sozusagen um den Idealtyp oder auch den Regelfall einer Stiftung handelt. Das Hauptaugenmerk der Betrachtung gilt der selbständigen Stiftung des bürgerlichen Rechts, die den Status der Gemeinnützigkeit genießt, da sich die zentralen Aspekte der geplanten Reform des Stiftungswesens auf diese Form beziehen.
 Zusätzlich werden auch noch weitere Formen der Stiftung wie die Familien- und die Unternehmensstiftung, kurz beschrieben, da sie eine gewisse Rolle in der Debatte über die Reform des Stiftungswesens spielen. Nachfolgend werden kurz die Hauptmerkmale des für die Untersuchung relevanten Stiftungstyps beschrieben werden:

Der rechtliche Rahmen für die Errichtung einer rechtsfähigen Stiftung ist in §§ 80-88 BGB, in den entsprechenden Landesstiftungsgesetzen und vom Steuerrecht bundeseinheitlich vorgegeben. Der Typ der rechtsfähigen Stiftung läßt sich in solche des öffentlichen und des bürgerlichen Rechts einteilen.
 Die rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts stellt eine selbständige juristische Person dar. Sie verfolgt – im Gegensatz zur Spende - dauerhaft einen vorher in der Satzung festgelegten Zweck, der mit einem rechtlich verselbständigten Vermögen verbunden ist. Das Wesen einer Stiftung unterscheidet sich daher deutlich von dem des Vereins. Die Stiftung hat - im Gegensatz zum Verein - keine Mitglieder und kennt keine außenstehenden Eigentümer. Während der Verein einen Zusammenschluß mehrerer Menschen zu einem gemeinsamen Zweck darstellt, ist die Stiftung im Idealfall von der Tat eines Stifters geprägt, der ein Vermögen zu einem von ihm vorher festgelegten Zweck bereitstellt. Dieser Zweck unterliegt nach Errichtung der Stiftung keinem demokratischen Willensbildungsprozeß mehr, wie dies beim Verein der Fall ist. Die Stiftung ist folglich unabhängig von wechselnden Meinungen.

· Die Errichtung einer Stiftung

Auf die einzelnen Fragen und Probleme o. ä., die sich in der Praxis mit der Errichtung und der Verwaltung einer Stiftung
 verbinden, soll aus Platzgründen an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden.

Die Errichtung einer Stiftung hängt, finanziell gesehen, von zwei Faktoren ab: Verfügbarkeit von Finanzkapital (Angebotsseite) und Bereitschaft von Einzelpersonen oder Organisationen, diese Mittel einer Stiftung für deren Ziele zur Verfügung zu stellen (Nachfrageseite).

Juristisch gesehen, ist die Errichtung einer Stiftung an zwei Voraussetzungen geknüpft, an das Stiftungsgeschäft und die staatliche Genehmigung. Beim Stiftungsgeschäft wiederum unterscheidet man zwischen zwei Formen, dem Stiftungsgeschäft unter Lebenden und dem Stiftungsgeschäft von Todes wegen.

Im ersten Fall bedarf es einer einseitigen Willenserklärung des unbeschränkt geschäftsfähigen Stifters durch Vorgabe von Stiftungszweck und Vermögenswidmung. Im zweiten Fall verfügt der Stifter durch Testament oder Erbvertrag über seinen Nachlaß zugunsten einer zu errichtenden Stiftung. Der Stifter stattet seine Stiftung zusätzlich mit einer Satzung aus, die mindestens Namen, Sitz, Zweck und beabsichtigte Organisation der Stiftung enthalten muß.

Der Name einer Stiftung ist grundsätzlich frei wählbar, wird aber häufig zur Wahrung des Andenkens der Person des Stifters oder einer anderen Person nach diesen benannt.

Auch der Sitz der Stiftung ist frei wählbar. Allerdings ist in der Praxis der Sitz für die Anwendbarkeit eines bestimmten Landesstiftungsgesetzes von Bedeutung. Das heißt, daß es in den Ländern eine unterschiedliche Genehmigungs- und Aufsichtspraxis gibt. Hier wird immer wieder über Fälle von staatlicher Einflußnahme auf Stiftungsprojekte geklagt.
 Dies führt dazu, daß Stifter nach stiftungsfreundlichen und stiftungsfeindlichen Bundesländern unterschieden.

Der vom Stifter festgelegte Zweck ist konstitutives Merkmal einer Stiftung. Dies gilt für deren gesamte Existenz. Allein der Stifterwille
 ist maßgeblich für den Zweck und damit den Inhalt einer Stiftung. Nachdem die Stiftung als selbständige Rechtsperson ins Leben gerufen wurde, sind keine Änderungen auch seitens des Stifters mehr möglich. Stiftungen können wegen des Grundsatzes der Stifterfreiheit zu jedem Zweck gegründet werden, solange dieser nicht gegen bestehende Gesetze oder Grundsätze der Verfassungsordnung verstößt. Zudem sollte der Stiftungszweck so konzipiert sein, daß er nicht bereits nach kurzer Dauer obsolet wird, da gerade die Dauerhaftigkeit das Wesen einer Stiftung bestimmt. Eine Stiftung wird theoretisch „für die „Ewigkeit“ errichtet.

Die Vorgabe einer Stiftungsorganisation ist notwendig, weil die juristische Person Stiftung sich nur über ihre Organe artikulieren kann. In der Regel wird empfohlen, die Stiftung mit einem Exekutivorgan (i.d.R. Vorstand) und einem Legislativorgan (i.d.R. Kuratorium, Beirat), das über die Grundsätze bei der Verfolgung der Stiftungszwecke zu entscheiden hat, auszustatten.

Eine weitere Voraussetzung für die Arbeitsfähigkeit einer Stiftung ist die ausreichende Ausstattung mit finanziellen Mitteln, d.h. das Vermögen sollte dem Zweck angemessen sein. Es liegt allerdings keine gesetzliche Festlegung eines Mindestvermögens vor. Mit Entstehung der Stiftung erwirbt diese einen Rechtsanspruch gegen den Stifter auf Übertragung des Grundstockvermögens
, das dieser zugesagt hat. Um die dauerhafte Beachtung des Stifterwillens zu gewährleisten, muß das Grundstockvermögen in seiner Substanz erhalten werden. Deshalb dürfen die Vermögenswerte nicht veräußert werden. Die Erträge müssen zudem zeitnah verwendet werden. Nach Abzug der Verwaltungskosten müssen die Einkünfte direkt an die Destinatäre einer Stiftung ausgezahlt werden.

Die zur Zeit geltende Möglichkeit der Rücklagenbildung für Stiftungen in Höhe von 25% der erwirtschafteten Erträge wurde 1986 eingeführt.
 Sie sollte der Auszehrung des Stiftungskapitals durch Inflation entgegenwirken oder - anders gesagt - der Erhaltung der Leistungsfähigkeit von Stiftungen dienen und damit die nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks ermöglichen. In der Praxis hat sich diese Regelung jedoch als nicht ausreichend erwiesen. Nur wenn die Inflationsrate unter zwei Prozent liegt, ist eine Bestandserhaltung des Stiftungsvermögens möglich.
 Daher wird in der aktuellen politischen Debatte von nahezu allen Parteien (bis auf die PDS) eine moderate Anhebung auf ein Drittel der Erträge vorgeschlagen.

Es kann grundsätzlich nach zwei Arten der Umsetzung des Stiftungszwecks unterschieden werden. So kann eine Stiftung selbst aktiv werden und ihren Zweck durch eigene Tätigkeit, z.B. die Führung eines Krankenhauses o.ä. erfüllen. Dies bezeichnet man als operative Stiftung.
 Genauso kann sie ihre Ziele auch durch die Förderung Dritter verfolgen. In diesem Fall spricht man von einer Förderstiftung. Es gibt allerdings auch Mischformen.

· Die staatliche Genehmigung

Nach § 80 Satz 1 BGB ist die staatliche Genehmigung eine weitere Grundvoraussetzung für das Entstehen einer Stiftung. Dies wird als Konzessionssystem bezeichnet. Die staatliche Genehmigungsbehörde prüft, ob die Satzung den notwendigen formalen Ansprüchen genügt und die Stiftung damit genehmigungsfähig ist. Jede Stiftung, deren Zwecke weder gegen ein Gesetz noch gegen die Rechtsordnung allgemein verstößt, ist genehmigungsfähig.

· Die staatliche Aufsicht

Die Aufsicht über die selbständige Stiftung des Privatrechts obliegt nach den Landesstiftungsgesetzen den Ländern und ist auf eine rein formale Rechtsaufsicht beschränkt. Sie kontrolliert, ob die Bestimmungen der Satzung eingehalten und keine Gesetze verletzt werden. Des weiteren prüft sie, ob die Stiftungen ordnungsgemäß verwaltet werden (Kontrollfunktion). Die wichtigste Aufgabe der staatlichen Aufsicht liegt darin, den Stifterwillen auch nach dem Tode des Stifters zu gewährleisten und Ansprüche der Stiftung gegen Dritte durchzusetzen (Schutzfunktion). Die Ermittlung des Stifterwillens wird durch die Auslegung der Satzung oder Stiftungsgeschäftes erreicht. Fragen der Vermögenserhaltung und der zweckmäßigen Vermögensverwendung unterliegen grundsätzlich nicht dem Ermessen der Aufsichtsbehörde. Eine weitere wichtige Funktion der staatlichen Stiftungsaufsicht ist diejenige der Beratung vor der Stiftungserrichtung und während der laufenden Stiftungstätigkeit.

· Die unselbständige Stiftung

Daneben gibt es rechtlich unselbständige bzw. nicht rechtsfähige Stiftungen, die treuhänderisch von einer Kommune, einer anderen Stiftung oder zum Beispiel vom Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e.V.
 verwaltet werden. Diese unterliegen nicht der staatlichen Aufsicht.
 Ein Vorteil dieser Form der Stiftung ist, daß die Errichtung schnell vonstatten gehen kann.

· Die Familienstiftung

Die Familienstiftung ist der Haupttyp der privatnützigen Stiftung. Das heißt sie dient dem materiellen und ideellen Wohl eines begrenzten Personenkreises, wie zum Beispiel einer Familie, und ist deshalb nicht gemeinnützig. Zahlenmäßig ist die Familienstiftungs relativ unbedeutend und spielt in er politischen Debatte eine Nebenrolle.

· Die Unternehmensstiftung

Die reine Unternehmensträgerstiftung betreibt in ihrer Rechtsform selbst ein Unternehmen oder fungiert als Komplementärin eines Unternehmens. Sie nimmt eine Sonderstellung in mitbestimmungsrechtlicher und publizitätsrechtlicher Hinsicht ein. Weiter gibt es die unternehmensverbundenen oder unternehmensbeteiligten Stiftungen, von denen viele gemeinnützig sind.

Auf weitere Formen der Stiftung, wie die kirchlichen Stiftungen
 und die kommunalen Stiftungen
 soll an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden.

· Steuerrechtliche Grundlagen

Wenn der gewählte Stiftungszweck mit den Vorgaben der Abgabenordnung §§ 51-54
 übereinstimmt, sind die Voraussetzungen für die Erteilung der Gemeinnützigkeit
 erfüllt. Eine gemeinnützige Stiftung ist damit von zahlreichen Steuern, wie z.B. der Erbschafts- und Schenkungssteuer befreit, die sie sonst wie andere juristische Personen des Privatrechts zu entrichten hätte. Hier gibt es je nach Stiftungszweck Abstufungen bei der Höhe der Abzugsfähigkeit. Aber auch Zuwendungen an eine gemeinnützige Stiftung werden steuerlich begünstigt. Ob Privatmensch oder Unternehmer, beide sind berechtigt, bis zu fünf Prozent des steuerpflichtigen Einkommens oder zwei Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne und Gehälter als Sonderausgaben steuermindernd gemeinnützigen Stiftungen zu spenden. Für einige Zwecke, wie die Wissenschaftsförderung, sind es sogar zehn Prozent des Gesamtbetrages der Einkünfte. Werden diese Höchstgrenzen einkommensteuerlicher Abzugsfähigkeit überschritten, ermöglichen die Regelungen des Kultur- und Stiftungsförderungsgesetzes von 1990 eine Verteilung auf einen Zeitraum von bis zu acht Jahren.
 Vor allem das Gemeinnützigkeitsrecht wird von den Experten als ein zentraler Problembereich angesehen: Die strikte Trennung, die dort zwischen operativen und fördernden Stiftungen vorgenommen und unten anhand der Zahlen belegt wird, verschwimmt in der Praxis und sollte in dieser Form nicht mehr aufrecht erhalten werden.
 Ohne die Gemeinnützigkeit zu gefährden, ist es dem Stifter möglich, bis zu einem Drittel der Stiftungseinnahmen für seine Unterhaltung oder die seiner nächsten Angehörigen vorzusehen.

Die Bildung von sogenannten Endowments ist eine im deutschen Stiftungssteuerrecht bisher nicht vorgesehene Möglichkeit, daß Stiftungen für eine selbst gestellte Aufgabe einen bestimmten Kapitalertrag über einen längeren Zeitraum ansammeln dürfen. Endowments würden es den Stiftungen auch möglich machen, Zustiftungen an bereits bestehende Stiftungen einzuräumen.

Die fehlenden Rahmenbedingungen, die Endowments bisher nicht zulassen, werden kritisiert.
 Vor allem im Hinblick auf die Wiederbelebung von Stiftungen in Ostdeutschland ist bei einer Abschaffung des Endowment-Verbots, die finanzielle Aufbauhilfen von bereits bestehenden Stiftungen ermöglichen würden, mittelfristig mit einem starken Wachstum im Stiftungssektor im Osten Deutschlands zu rechnen.

· Ideelle Definition

Die Tatsache, daß Deutschlands älteste noch existierende Stiftung vor über 1.000 Jahren gegründet wurde, läßt darauf schließen – wie im folgenden noch zu zeigen sein wird -, daß der Begriff der Stiftung, die Vorstellungen über ihn und die Anforderungen an ihn, einem vielfältigen Wandel unterworfen gewesen sind. 

Zur ideellen Definition der Stiftung ist aber festzuhalten, daß die Stiftung durch drei Faktoren bestimmt wird: Festgelegtes Grundkapital, Unabhängigkeit vom Staat und Autonomie der Entscheidung.
 Diese drei Merkmale sind entscheidend für eine Stiftung.

Die Aktivitäten einer gemeinnützigen Stiftung dienen zudem nicht der privaten Gewinnerzielung, sondern sind vielmehr darauf ausgerichtet, Einkünfte für Zwecke zu verwenden, die dem öffentlichen Wohl dienen. Bei der gemeinnützigen Stiftung geht es daher um gesellschaftliches Engagement. Strachwitz drückt dies in komprimierter Form aus, wenn er sagt:

„Es geht darum, eine Herausforderung anzunehmen, aus freiem Willen und mit eigenen Mitteln zum Wohle aller beizutragen.“

1.2 Methodik der Untersuchung

Der vorliegenden Arbeit liegen die beiden, im folgenden beschriebenen qualitativ-interpretativen Untersuchungsmethoden der politikwissenschaftlichen Dokumentenanalyse und der Experteninterviews zugrunde: Beide Methoden werden kombiniert und quasi gleichberechtigt eingesetzt. Im Anschluß erfolgt ein Vergleich der Ergebnisse. Diese Vorgehensweise stellt für die vorliegende Arbeit eine besonders produktive und sinnvolle Nutzung der Methoden dar. Schließlich sollte die Dokumentenanalyse immer durch weitere Methoden, wie diejenige der Experteninterviews ergänzt werden, um mögliche Fehlerquellen auszuschließen.
 Dies gilt auch umgekehrt.
 Die beiden Methoden sind für die Untersuchung des politischen Prozesses hinsichtlich einer Reform des Stiftungswesens prädestiniert.

1.2.1 Untersuchungszeitraum

Die Betrachtung beginnt zeitlich etwa mit der Einbringung des ersten Entwurfs für ein Stiftungsförderungsgesetz seitens der Bündnisgrünen in den Deutschen Bundestag am 01. Dezember 1997 und endet mit der 1. Lesung des Stiftungsreformgesetz der F.D.P.-Fraktion am 26. März 1999. Diese beiden Gesetzesentwürfe sollen sozusagen als Fixpunkte der gesamten Untersuchung dienen. Innerhalb dieses Zeitraums sind die wichtigsten und drängendsten Fragen, die sich mit dem deutschen Stiftungswesen verbinden, aufgeworfen und diskutiert worden. In Kapitel 3 wird im einzelnen gezeigt, daß der Prozeß der politischen Willensbildung und Entscheidungsfindung auch zu dem gewählten Endzeitpunkt der Arbeit noch nicht abgeschlossen war. Eine Betrachtung kann damit notwendigerweise nicht die gesetzgeberischen Ergebnisse dieses Prozesses und noch weniger die praktischen Auswirkungen mit einschließen. Dies kann und soll auch im Rahmen der hier vorgelegten Arbeit nicht geleistet werden.

1.2.2 Untersuchungsfeld

Die Untersuchung nähert sich einem relativ komplexen institutionellen Geflecht, um die Sichtweise, die Konflikte und die Übereinstimmungen der darin handelnden Akteure zu beschreiben und zu verstehen. Handlungsträger sind die Experten der Parteien des 13. und 14. Deutschen Bundestages, des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen und der Bertelsmann Stiftung (beide als Stiftungslobbyisten unterschiedlicher Ausprägung) sowie des MAECENATA-Instituts für Dritter-Sektor-Forschung für die Reform des Stiftungswesen.

1.2.3 Dokumentenanalyse

Die Wahl der Methodik fiel aufgrund der im folgenden beschriebenen Quellenlage auf diesen qualitativ-interpretativen Ansatz, der eng an die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring
 angelehnt ist.

Der politische Entscheidungsprozeß im Hinblick auf eine Reform des Stiftungswesens ist sehr stark von Textquellen wie Gesetzestexten, Protokollen der themenrelevanten Debatten des Deutschen Bundestages, der Berichterstattung in der Presse etc., geprägt.

Zudem ist die Dokumentenanalyse ausgewählt worden, weil sie der Findung und Absicherung der These dienen soll. Zusätzlich soll gerade durch diese Methode eine subjektive Verzerrung der Ergebnisse vermieden werden, da sie vor allem zur kritischen Auseinandersetzung mit dem empirischen Wahrheitsgehalt von Texten in der Politik - die durchaus problembehaftet sind - geeignet ist. Es ist die Absicht, verschiedene Textquellen vor dem Hintergrund der allgemeinen gesellschaftspolitischen Konzepte der Parteien hinsichtlich von Stiftungen zu interpretieren. 

Die Dokumentenanalyse kommt auch in bezug auf weiter zurückliegende Ereignisse zum Einsatz, da so bessere Ergebnisse erzielt werden.

Die Analyse von Quellen und Texten in der vorliegenden Arbeit erfolgt anhand von vier Wahrheitskriterien.
 Diese sind:

Konsistenz (innere Logik, Schlüssigkeit, Widerspruchsfreiheit)

Korrespondenz (Übereinstimmung von Äußerungen mit der Realität)

Pragmatische Validität (Nützlichkeit von Thesen, Übertragbarkeit)

Kommunikative Validierung (konfligierende Argumentation mit untersuchten Akteuren)

Hierdurch soll eine Validierung der getroffenen Aussagen mit dem Ziel der intersubjektiven Kommunizierbarkeit erreicht werden.

Die Auswertung des empirischen Materials erfolgt in zwei Untersuchungsschritten. Zunächst geschieht eine sprachliche Aufschlüsselung, indem z.B. auf Schlüsselbegriffe in der politischen Sprache rekurriert wird. In einem weiteren Schritt wird eine sachliche Aufschlüsselung durch die Zusammenfassung, Explikation und Strukturierung der beschriebenen Sachverhalte, Behauptungen und Bewertungen vorgenommen.
 Die Strukturierung findet anhand der Fragen und Themenbereiche statt, die auch durch den Interviewleitfaden abgedeckt sind. Grundsätzlich wird hierbei eine Reduktion unter ständiger Kontrolle und Vergleich mit den Ausgangsdaten vorgenommen.

1.2.4 Experteninterviews

Die Wahl der Methodik fiel auf das leitfadenorientierte Experteninterview. Der Grund hierfür: Das Erkenntnisinteresse richtet sich auf die Befragten als Funktionsträger innerhalb eines spezifischen politischen Handlungsbereiches und als Repräsentanten ihrer Partei oder Organisation.
 Diese verfügen im Rahmen eines komplexen Prozesses über ein spezielles Expertenwissen (Hintergrundwissen), das nur auf diesem Wege und nirgendwo sonst abzufragen ist. Insofern steht das Betriebswissen
 dieser Experten im Zentrum des Erkenntnisinteresses. Die an diesem Betriebswissen orientierten Forschungsresultate sollen auch als Prüfinstanz der Gültigkeit und Reichweite der These dienen.

Die Methode wurde auch gewählt, weil sie besonders geeignet ist, Wissensbestände zu analysieren, die zur Erklärung von Reformprozessen beitragen.

· Untersuchungsschritte

Die Auswahl der Experten orientierte sich an der Forschungsfrage. Generell war es ohne Probleme möglich, die Experten der Parteien hauptsächlich in den kultur- und medienpolitischen Sprechern oder anderen maßgeblich an den zuständigen Arbeitsgruppen der Fraktionen beteiligten Politikern der Bundestagsfraktionen
 zu identifizieren und Kontakt mit diesen aufzunehmen. Terminanfragen wurden dann relativ zügig und kooperativ behandelt.

Dieses Vorgehen lag nahe, weil der Ausschuß für Kultur und Medien in der 14. Wahlperiode des Deutschen Bundestages federführend mit den Beratungen über ein Reformgesetz für das Stiftungswesen betraut ist. Die zuvor erwähnten Kulturpolitiker sind auch fast alle an den Beratungen der Colloquien zum Stiftungswesen beteiligt.
 Das heißt also, daß diese Gruppe selbst an der Implementierung der analysierten Problemlösung beteiligt ist, für diese mehr oder weniger Verantwortung trägt und über einen privilegierten Zugang zum politischen Entscheidungsfindungsprozeß verfügt.

Bei näherer Befassung mit den Experten ergaben sich für bestimmte Parteien, wie die CDU, die CSU und die PDS folgende Probleme:

Die CDU hatte einen Wechsel in der relevanten Position zu verzeichnen, so daß sich der betreffende Politiker neu einarbeiten mußte. Zudem befaßte sich die gesamte Arbeitsgruppe Kultur und Medien der CDU/ CSU-Fraktion für die 14. Walperiode grundsätzlich neu mit einem Konzept für eine Reform des Stiftungswesens. Das erste Treffen dieser Arbeitsgruppe fand erst Mitte März 1999 statt. Daher lag bis zum Abschluß dieser Arbeit keine abgeschlossene, offizielle Meinung der CDU vor. Wie in Kapitel 3.1 gezeigt wird, gehen aber die in der CDU vorhandenen Meinungen weit auseinander.

Die CSU hat sich auf Bundesebene aus noch näher zu erläuternden Gründen bisher nicht eingehender mit der Thematik befaßt. Die für das Stiftungswesen zuständigen bayrischen Landesministerien waren aufgrund interner Abstimmungsprozesse auch auf mehrmalige Anfragen nicht willens und in der Lage, Auskünfte zu erteilen. Bis zum Abschluß der Arbeit war daher keine abschließende Stellungnahme der bayerischen Staatsregierung zu erhalten. Eine abschließende Beurteilung ist hierdurch erschwert.

Bei der PDS erklärte sich zwar die bildungspolitische Sprecherin zu einem Interview bereit, war aber nicht ausreichend informiert, weil sie sich erstmals mit der Thematik befassen mußte, wie sich auch die Partei selbst erst näher damit beschäftigen muß. Deren Aussage ist daher als „Arbeitsposition“
 im Sinne einer Diskussionsgrundlage einzustufen, die keine Aussagekraft für die Partei insgesamt besitzt.

Zur Durchführung der Interviews läßt sich sagen, daß vor jedem Interview der Interviewpartner schriftlich und mündlich über Hintergrund, Erkenntnisinteresse und Vorgehensweise informiert wurde.

Da die erfolgreiche Durchführung der Experteninterviews nicht zuletzt von der situativen Kompetenz des Interviewers abhängt, sind sicher einige Interviews insgesamt besser als andere verlaufen. Die drei Hauptgründe für das Mißlingen von Experteninterviews
 nach Meuser/Nagel sind:

· Experte blockiert das Interview, weil er gar kein Experte ist.

· Experte spricht über Interna und Verwicklungen seines Arbeitsfeldes anstatt über das Thema.

· Experte wechselt häufig die Rolle zwischen Experte und Privatmensch, so daß mehr über dessen Person, als über sein Wissen deutlich wird.

Diese Probleme sind meistens nicht aufgetreten, weil sie entweder vorher ausgeschlossen wurden oder durch eine adäquate Interviewdurchführung verhindert werden konnten. Allerdings sind drei der Interviews weniger erfolgreich verlaufen, weil die Gesprächspartner keine ausgesprochenen Experten für das Stiftungswesen waren.

Der Ablauf der Interviews war meist kooperativ. Es wurden Hintergrundinformationen preisgegeben, so daß ein Einblick in implizites Wissen gestattet wurde. Ich bin mir bewußt, daß mir bestimmte Einblicke verwehrt blieben.

Zeitlich gesehen erfolgten die Interviews am Ende der Untersuchung, weil bis dahin durch die Dokumentenanalyse schon grundlegende Erkenntnisse gewonnen waren, die in die Interviews einfließen und so auf ihre Richtigkeit überprüft werden konnten.

Hauptgrund für den Einsatz des Leitfadens
 war, wie bereits erwähnt, die höhere Vergleichbarkeit und bessere Struktur der erhobenen Daten. Die Anwendung des Leitfadens ist allerdings flexibel gehandhabt worden was die Reihenfolge, die Auslassung oder die Addition von Fragen angeht. Die bewußt offen formulierten Fragen zielten zudem auf ein möglichst breites Spektrum der Thematik ab. Soweit es gelang, die wichtigsten Aspekte der Thematik anzusprechen, war dieser Freiraum bei der Gestaltung der Interviews sehr hilfreich.

Weiterhin war die Verwendung eines Leitfadens überaus notwendig, da er eine gewisse Steuerungsfunktion
 hatte, die sich im Verlauf sämtlicher Interviews als nützlich erwies. Ein Abdriften der Interviews in Nebensächlichkeiten ist so weitgehend verhindert worden. Zusätzlich konnte durch die Vorstrukturierung über den Leitfaden auch eine gewisse Kompetenz und Informiertheit seitens des Interviewers demonstriert werden.
 Diese Tatsache nahmen alle jeweils befragten Experten positiv auf und trug dementsprechend viel zum Gelingen der Interviews bei.

Quantitative Fragen wurden aus dem Leitfaden bewußt ausgeklammert, da in den Materialien des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen oder auch des MAECENATA-Instituts für Dritter-Sektor-Forschung ausreichend gesichertes Material vorlag.

Der Leitfaden ist in drei Teile aufgeteilt worden. Allem vorangestellt war eine Einleitungsfrage, die den Einstieg in die Thematik erleichtern sollte, indem der Befragte von seinem Hintergrund und seinem Interesse an der Thematik berichten konnte. Der erste, allgemeine Teil des Leitfadens enthält definitorische und legitimatorische Fragen. Dieser Teil soll der Frage nach der gesellschaftspolitischen Einbettung des Stiftungswesens in den jeweiligen Hintergrund der Befragten dienen. Der zweite Teil beinhaltet Fragen zu Details der aktuellen Reformdebatte, um Einblicke in bestimmte Aspekte und implizites Wissen zu erhalten, welches nur die Experten haben. Schließlich umfaßt der dritte Teil Fragen zu Erwartungen und Einschätzungen der Auswirkungen der Reform im Hinblick auf die Rolle und Bedeutung des Stiftungswesens in Zukunft.

Die Vorgaben des Leitfadens erleichterten erheblich eine Analyse der Ergebnisse, da ihm auch eine Orientierungsfunktion zukam.

Bei der Transkription der Interviews
 wurden nonverbale Aspekte nicht berücksichtigt, da sie nicht Gegenstand der Interpretation waren. Ansonsten handelt es sich um eine wortgetreue Transkription der Interviews. Äußerungen, die nicht zur Sache gehörten, etwa wenn sich der Experte in seiner Rolle als Privatmensch äußerte, fehlen hierbei. Desweiteren sind Wiederholungen, Verständnisfragen, Verständigungsprobleme und grobe Versprecher zur Verbesserung der Lesbarkeit aus der Transkription ausgeklammert. Grundsätzlich galt: Je „regelgerechter“ der Verlauf der Interviews, desto ausführlicher war die Transkription.

Bei der Analyse der qualitativen Daten erfolgte eine flexible Anpassung der modellhaften Vorgehensweise an die vorliegenden Untersuchungsbedingungen, wie sie Meuser/Nagel vorgeschlagen haben.
 

Grundlegende Analyseschritte sind hier die Paraphrasierung zur Verdichtung des Textmaterials unter Vermeidung von Verzerrungen, Vergabe von Überschriften für paraphrasierte Textpassagen, thematische Ordnung von Textpassagen der Interviews anhand der Bereiche des Interviewleitfadens, Konzeptualisierung (Kategorienbildung, Subsumtion, Rekonstruktion) und theoretische Generalisierung (Formulierung einer Interpretation). Diese Schritte sollen zu einer sinnvollen interpretativen Rekonstruktion der funktions- und handlungsspezifischen Wissensbestände der befragten Experten führen.
 Hier ist besonders auch implizites Wissen gemeint, das nicht in offiziellen Dokumenten erfaßt ist.

Ein positiver Nebeneffekt ergab sich bei den Experteninterviews, den Schmid als „Interaktives Materialsammeln“
 bezeichnet hat. Im Rahmen der Experteninterviews wurden zusätzliche schriftliche Unterlagen bereitgestellt, die auf anderem Wege nicht zu organisieren waren.

1.2.5 Bemerkungen zu Validität und Reliabilität

Abschließend läßt sich festhalten, daß es problematisch ist, die Ergebnisse der qualitativen Forschung zu verallgemeinern, da sich folgende Besonderheit ergibt: Die Einbeziehung des Forschers in den Erkenntnisprozeß hinsichtlich seiner Stellung zu den politischen Akteuren und zum Untersuchungsgegenstand selbst und auch durch dessen Vorverständnis. Der Forscher ist speziell bei den Experteninterviews sehr intensiv in den Forschungsprozeß mit einbezogen. Hier mußte er immer versuchen, das nötige Gleichgewicht zwischen Distanz und Nähe zum Experten zu wahren. Deswegen wurde parallel die Dokumentenanalyse durchgeführt.

Durch die Koppelung der beiden vorgestellten Methoden sollte ein Höchstmaß an Kontrolle gewährleistet sein und damit die Erlangung von zuverlässigen Daten erreicht werden. Sie bieten gegenseitige Prüfkriterien für die Erlangung von validen Daten. Es wurden immer wieder Einzelaussagen der gleichen oder unterschiedlicher Akteure zu bestimmten gleichen Themenbereichen (nach Vorgabe des Leitfadens) verglichen. Auf diese Weise ließen sich Fehlinterpretationen vermeiden. Anhand der Begrifflichkeit (Schlüsselbegriffe) und des Kontextes (Wahl des Mediums für den Transport der Information) war es möglich zu prüfen, wie verläßlich die jeweilige Aussage ist.

Die Vergleichbarkeit der erlangten Daten ist schon dadurch gewährleistet, daß es sich bei den Stiftungsexperten um eine eng begrenzte Gruppe handelt.

1.3 Quellenzugang und -lage

· Gesetzestexte

Das Grundgesetz war ein Ausgangspunkt der Betrachtung. Des weiteren mußten Auszüge aus dem Privatrecht (BGB), die Abgabenordnung und die Steuergesetze (Einkommens,- Erbschafts-, Kapitalertragssteuer usw.) analysiert oder zur Kenntnis genommen werden.

· Parlamentaria

Die in den Bundestag eingebrachten Gesetzesentwürfe und die Protokolle der Bundestagsdebatten sind verfolgt worden. Diese waren entweder über die Bibliotheken, über den Bundesanzeigerverlag oder über die Parteien direkt problemlos zu erhalten (obwohl es sich teilweise um unveröffentlichte Fassungen von Gesetzesentwürfen handelt). Die Authentizität dieser Unterlagen ist als sehr hoch einzustufen. Es bestand die sehr wichtige Möglichkeit zu vergleichen, z.B. zwischen dem 1. Gesetzentwurf der Bündnisgrünen und dem bis heute unveröffentlichten Regierungsentwurf, der auf diesem ersten Entwurf beruht. Unterlagen aus den Ausschüssen wurden mir in sehr geringem Umfang und teilweise auf Umwegen zur Verfügung gestellt: Das Protokoll der nichtöffentlichen Anhörung im Innenausschuß vom Juni 1998
 stellte mir einer der Sachverständigen zur Verfügung. Die Protokollierung ist hier nicht ganz so sorgfältig erfolgt wie diejenige der Debatten des Deutschen Bundestages. Ein weiteres Expertengespräch im Wissenschaftszentrum in Bonn im November 1998 wurde schlichtweg nicht protokolliert. Nur durch persönliche Teilnahme war es deshalb möglich, hier an Informationen zu gelangen.

· Partei- und Wahlprogramme, Reden

Alle Parteien stellten ihre alten und neuen Grundsatz- und Wahlprogramme bereitwillig zur Verfügung. Des weiteren wurden themenrelevante Reden von einzelnen Politikern, die sich mit dem Stiftungsthema befaßt haben, ausgewertet. 

Allerdings ist die Verläßlichkeit dieser Dokumente vorsichtig zu bewerten, da sie eher allgemein formulierte Leitlinien für die Politik darstellen. Interessanter und für die vorliegende Arbeit relevanter erscheinen die Positionspapiere der Parteien zu deren gesellschaftspolitischen Vorstellungen. Leider kann auch hier kein Anspruch auf Vollständigkeit erhoben werden. Dennoch boten diese Unterlagen wertvolle Anregungen, was die grundsätzlichen Vorstellungen der Parteien gerade im Hinblick auf das Stiftungswesen angeht.

· Medienberichterstattung

Die Berichterstattung in der Presse ist eine weitere Hauptquelle zur Rekonstruktion des politische Entscheidungsprozesses hinsichtlich des Stiftungswesens. Allerdings gibt es - bis auf Ausnahmen - wenige Primärquellen, daß heißt persönliche Stellungnahmen von Politikern, Sachverständigen oder anderen Experten, die konkret in den aktuellen Prozeß der Reform des Stiftungswesens eingebunden sind. Hier war mir vor allem die Pressedokumentation im Deutschen Bundestag einer große Hilfe. Grundsätzlich ist zu den Experten zu sagen, daß hier relativ unvollständige Sekundärquellen in Form von Presseberichten vorlagen.

Die Zuverlässigkeit der Pressedokumente gerade bei politischen Themen läßt sich kaum methodisch sauber kontrollieren.
 Diese dürfte teilweise auch nicht sehr hoch sein. Dieses Problem soll dadurch minimiert werden, daß hauptsächlich in den drei großen überregionalen Tageszeitungen Deutschlands, der F.A.Z., der SZ und der FR für den Untersuchungszeitraum analysiert wurde.
· Akten der Exekutive

Diese konnten für die Untersuchung nicht herangezogen werden, obwohl das federführende Bundesjustizministerium (aber auch BM Innern und BM Finanzen) sicherlich über hochinteressante Akten zu Gesetzesvorhaben und Abschätzung der Folgen verfügen.

· Persönliche Aufzeichnungen von Beteiligten

In bezug auf persönliche Aufzeichnungen und Korrespondenz von Politikern mit anderen politischen Akteuren gelang eine Sammlung der Quellen nur sehr unvollständig. Zum Beispiel hat man mir Korrespondenz bezüglich der Reform des Stiftungswesens ohne Adressaten ausgehändigt.

Deshalb wurde die Methode der Experteninterviews gewählt, um hier überhaupt Datenmaterial sammeln zu können.

· Graue Literatur

Die Analyse der sogenannten grauen Literatur war sehr ergiebig. Die von Verbänden Stiftungen und Parteien zur Verfügung gestellten Dokumente, wie Manifeste, Standortpapiere usw. enthielten wertvolle Hinweise und Stellungnahmen. Allerdings ist Vorsicht geboten, was den Aussagewert von Stellungnahmen der Parteien gegenüber Lobbyverbänden
 angeht, die direkt vor der letzten Bundestagswahl, also zu Wahlkampfzeiten, getroffen wurden.

· Transkripte der Experteninterviews

Die Nutzung der Tonbandabschrift der zehn für die Arbeit durchgeführten Experteninterviews erwies sich in den meisten Fällen als ergiebig. So war es möglich, bestimmte Schlußfolgerungen zu untermauern oder auch zu revidieren, Sachverhalte klarzustellen oder überhaupt erst Einblick in diese zu gewinnen.

1.4 Forschungsstand

Für den gesamten Dritten Sektor ist ein Mangel an empirischen Daten und ein Theoriedefizit festzustellen.
 Dies gilt im besonderen für Stiftungen.

Viele grundsätzliche Fragen bezüglich des deutschen Stiftungssektors blieben bis Ende der 80er Jahre weitgehend unbeantwortet. Kenneth E. Boulding stellte vorher, zu Anfang der 70er Jahre fest, daß „die Stiftung [...] von den Sozialwissenschaftlern [...] als Studienobjekt vernachlässigt worden [ist].“
 Dieser Mißstand ist bis heute nicht vollständig behoben.

Bis auf wenige Ausnahmen gab es bis vor zehn Jahren kaum politikwissenschaftliche Literatur zum Stiftungswesen.
 Seit Anfang der 90er Jahre sind aber vor allem empirische Untersuchungen quantitativer Art und (vergleichende) Untersuchungen des Rahmens für Stiftungen durchgeführt worden.
 Dies ermöglichte eine genauere Betrachtung des Stiftungssektors, da ab diesem Zeitpunkt empirisches Material in größerem Umfang vorlag, das veröffentlicht werden konnte.
 Die 1989 im Auftrag des BDS begonnene Grundlagenarbeit wird neben anderen vom MAECENATA-Institut für Dritter-Sektor-Forschung fortgeführt.

Ein weiterer wichtiger Forschungsschritt hin zu einem verbesserten Verständnis auch für den Stiftungssektor stellt das Johns Hopkins Comparative Nonprofit Sector Project dar. Seit 1990 werden in ausgewählten Ländern - darunter auch in Deutschland - die quantitativen (aber auch qualitativen) Aspekte des Dritten Sektors untersucht.

Die Lage ist zwar längst noch nicht ideal, hat sich aber wie erwähnt in den letzten Jahren stark gebessert. Rupert Graf Strachwitz hat hierzu festgestellt, daß es noch nie so viele Publikationen über das Stiftungswesen gegeben habe wie innerhalb der letzten drei Jahre.

Das empirische Material über Stiftungen ist, was den quantitativen Teil angeht, allerdings problematisch, da es zur Zeit ausschließlich auf Angaben von auskunftsbereiten und noch bestehenden Stiftungen basiert. Das heißt, daß hier ausschnitthaft Daten vorhanden sind, die zum Teil hochgerechnet wurden und insgesamt eher tendenzielle als faktische Aussagekraft besitzen.

Die Forschung ist und war sehr stark von rechtswissenschaftlichen Betrachtungen geprägt. Die Mehrzahl der vorliegenden Untersuchungen konzentriert sich auf die diversen rechtlichen Bestimmungen und Abgrenzungen hinsichtlich der Stiftungen und den damit verbundenen Einzelfragen.
 Das Steuerrecht und sich daraus ergebende Fragen finden in diesen Werken auch eingehende Beachtung.

In der Geschichtswissenschaft hingegen findet das Stiftungswesen kaum Beachtung.
 In letzter Zeit ist hier jedoch eine Zuwendung zu Fragen nach Motiven und gesellschaftlichen Voraussetzungen mäzenatischen Handelns in Stiftungen im letzten Jahrhundert und für die Zeit davor zu erkennen.

2 Eine historische und sozial-ökonomische Beschreibung des deutschen Stiftungswesens

In der aktuellen politischen Debatte zur Reform des Stiftungswesens werden Bezüge hergestellt und Verweise auf historische Entwicklungen aber auch auf aktuelle Beispiele von Stiftungen und Stiftern gemacht. So werden, je nach Bedarf, die Brüche beklagt oder herausragende Vorbilder gelobt, gerade so, wie es ins politische Konzept paßt. Eine Neufestlegung des gesetzlichen Rahmens für Stiftungen sollte aber vor allem durch die Berücksichtigung der nachweisbaren historischen und aktuellen Stiftungswirklichkeit geleistet werden.

Näheres zur aktuellen Situation wird im Anschluß an den historischen Teil diskutiert.

2.1 Die Geschichte des Stiftungswesens: ein Überblick

Der folgende kurze Überblick soll die lange und reiche Tradition des deutschen Stiftungswesens mit ihren besonderen Ausprägungen verdeutlichen. Die traditionelle Stiftertätigkeit kam trotz der Fortschritte und Rückschritte nie ganz zum Erliegen und nimmt gerade zur Zeit einen neuen Aufschwung. Das Verständnis des heutigen Stiftungswesens und eine Bewertung der Rolle, die Stiftungen in der Gesellschaft spielen und in der Zukunft übernehmen sollen, kann immer nur unter Berücksichtigung der historischen Wurzeln erfolgen. Der folgende Überblick erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es geht vielmehr darum, die groben Entwicklungen des Stiftungswesens nachzuzeichnen.

2.1.1 Stiftungen von den Anfängen bis zur Neuzeit

Bei der Untersuchung der historischen Anfänge des Stiftungswesens wird deutlich, daß es von Beginn an eine enge Beziehung zwischen Stiftungen und Religion gab. So beginnt die Geschichte der Stiftungen mit dem Totengedenken in der römischen und griechischen Antike.
 Dabei handelte es sich nicht um die rechtsfähige Stiftung im modernen Sinne. Es entwickelten sich Stiftungen von Todes wegen, mit dem Ziel, der Verstorbenen zu gedenken oder die Götter zu verehren.

Mit dem aufkommenden Einfluß der frühchristlichen Kirche verschwand der Totenkult. Der Zweck der Stiftungen, der bis ins Mittelalter hinein dominierend blieb, änderte sich, damit auch die Motivation der Stifter. Waren die frühen Stiftungen noch keine eigenständigen rechtlichen Institutionen und mehr im Sinne eines Fonds zu sehen, änderte sich dies in der Zeit des christlichen Rom. Eine neue Form der Stiftung entstand, die eine eigenständige rechtliche Einheit darstellte. Im Codex des byzantinischen Kaisers Justinian (530 nach Christus) wurde verfügt, daß sämtliche Legate ad pias causas, also für milde Zwecke auf den kirchlich-religiösen und sozialen Bereich begrenzt, mit dem Ziel der Rettung der Seele des Stifters unter Aufsicht und Kontrolle der Kirche gestellt wurden. Nach heutigem Verständnis wäre die zuvor beschriebene Form als gemeinnützige Stiftung anzusehen. Diese gesetzlichen Regelungen beeinflußten das Stiftungswesen maßgeblich über die nächsten eintausend Jahre. In der Sorge um das Seelenheil nach dem Tode eines christlichen Menschen versuchte man dieses durch gute Taten positiv zu beeinflussen. Dies bezeichnete man als donatio pro salute animae. Entweder hinterließ man seinen Besitz vollständig der Kirche, die dann damit eine Stiftung errichtete und organisierte, oder man errichtete selbst eine Stiftung, die dann durch die Kirche beaufsichtigt wurde. Das Christentum ist daher als fundamentaler Faktor zu sehen, ohne den das heutige Stiftungswesen nicht erklärbar wäre.

Im Mittelalter blieben die Regelungen des justinianischen Rechts in ihren Grundzügen erhalten, da sich die mittelalterliche Kirche am römischen Recht orientierte. Ab dem Spätmittelalter kamen detailliertere rechtliche Regelungen hinzu, die aber wiederum von der Amtskirche gesetzt wurden. Es handelte sich um das kanonische Recht. So belegen auch die heute noch bestehenden mindestens 35.000 kirchlichen Stiftungen
 den Einfluß der Kirche.

Im Mittelalter dominierten die mit Grundbesitz ausgestatteten religiös motivierten Kirchenstiftungen die Stiftungslandschaft.

Das Spital wurde zur Grundform des mittelalterlichen Stiftungswesens, wie die älteste noch bestehende Stiftung Deutschlands, die Bürgerspitalstiftung in Wemding im bayrischen Ries, aus dem Jahre 917 zeigt.

Im Lauf der Zeit traten aber auch neue Zwecke für Stiftungen hinzu, was an den Universitätsgründungen des Spätmittelalters in ganz Europa abzulesen ist. In dieser Zeit übernahm die weltliche Herrschaft von der Kirche, ausgehend von den freien Reichsstädten, die Kontrollbefugnisse und die Rechtsaufsicht über das Stiftungswesen.

Die Reformation ließ die Stiftungsbereitschaft zurückgehen, da in protestantischen Gebieten viele einzelne Stiftungen zusammengefaßt wurden, deren Zwecke verändert und an die reformatorische Lehre angepaßt wurden, weil man die überkommenen Motive der „Erkaufung des Seelenheils“ zur Errichtung einer Stiftung ablehnte. Die Gnade Gottes war danach nicht mehr durch Stiftungsleistungen zu erreichen.
 Dies war ein weiterer Schritt zur Verweltlichung der Stiftungszwecke.

Mit Beginn der Neuzeit entwickelte sich das Stiftungswesen also mehr und mehr in Richtung von der Kirche unabhängiger, säkular motivierter und kontrollierter Kapitalstiftungen. Die Verweltlichung schritt weiter voran, und die Lehre von der pia causa trat in den Hintergrund. Eine Voraussetzung für diese Entwicklung war die Herausbildung eines freien und vor allem wohlhabenden Bürgertums.
 Deshalb nahm diese Entwicklung in den Städten ihren Ursprung.
 Die Stiftungen der Augsburger Familie Fugger stellen ein herausragendes Beispiel dieser Form der Stiftung dar, die erstmals eine eigene Rechtspersönlichkeit und, wichtiger noch, eine eigene Verwaltung besaßen. Die Trägerschaft der Stiftungen ging langsam in bürgerliche Hand über. Ab dem Jahre 1514 entstand die erste unabhängige operative Stiftung, die Fuggerei-Stiftung. Sie trat ausschließlich durch den Stifterwillen und nicht durch eine wie auch immer geartete Genehmigung ins Leben. Wenn eine Stiftung ihre Lebensfähigkeit und ihren Sinn bewiesen hatte, folgte gleichsam als Abschluß die Satzung. Und nicht nur im stiftungsrechtlichen Bereich waren die Fugger Pioniere, sondern auch sozialpolitisch setzten sie mit der weithin bekannten Fuggerei Maßstäbe, da diese als das Vorbild des sozialen Wohnungsbaus moderner Prägung angesehen wird.

Gegen Ende des 16. Jahrhunderts hatte die weltlichen Herrscher das vollständige Aufsichtsrecht über Stiftungen übernommen.

2.1.2 Stiftungen im 18. Und 19. Jahrhundert und das Verhältnis zum Staat

Wichtiger als die Reformation ist aber der starke Einfluß des absolutistischen Staates und seiner Exponenten auf Stiftungen zu bewerten. So stand der absolutistische Staat den Stiftungen als selbständige Organisationsform und auch der Idee, die sich mit diesen verband, ablehnend gegenüber. Der Staat absolutistischer Prägung, in dem der territoriale Herrscher die unbeschränkte und ungeteilte Staatsgewalt beanspruchte, wollte die Stiftungen unterwerfen.
 Allerdings gab es, bedingt durch die Kleinstaaterei in Deutschland, sehr unterschiedliche regionale Entwicklungen
, hinsichtlich des Einflusses der Kirche und des Staates auf die Stiftungstätigkeit, die hier nicht im einzelnen verdeutlicht werden können. Sie sind aber als wesentliche Ursache für die Konzentration des Stiftungswesens in bestimmten Städten oder Ländern zu sehen.

Unter dem Einfluß der Aufklärung war der Staat den Stiftungen nicht besonders günstig gesonnen, 
 da er nach damaligem Verständnis für Aufgaben von gemeinem Nutzen für zuständig gehalten wurde. In dieser Zeit erweiterten sich die Stiftungszwecke auf Bereiche wie Bildung, Forschung und Kunst.

Stiftungen wurden im 19. Jahrhundert verstärkt zu einer verbreiteten Erscheinungsform sozialen und politischen Handelns und damit ein Instrument bürgerlichen Handelns.
 Sie bildeten damit einen wichtigen Rückhalt der bürgerlichen Aufbruchsbewegung vor allem in Bereichen wie Bildung, Wissenschaft und Kultur in dieser Zeit.
 Dies schloß breiteste Schichten innerhalb des Bürgertums ein.
 Die Idee, die sich in dieser Zeit mit Stiftungen verband, wurde vom Ideal des Dienstes am öffentlichen Wohl dominiert.

Vor der Einführung der Bismarckschen Sozialgesetzgebung überließ der Staat ganz selbstverständlich den Stiftungen die Sozialfürsorge.

Der Staat war aber immer schon eng mit den Stiftungen verknüpft. So gehörte die Administration von Stiftungen zu den wichtigsten Aufgaben der Kommunen in dieser Zeit. Auch nahm die Zahl der weiblichen Stifter zu, da die Wohltätigkeit der einzige Bereich des öffentlichen Lebens war, der Frauen zur Betätigung offenstand. Stiftungen wurden sogar im Verständnis der Zeit als konstitutiv für die Werdung zum Bürger verstanden. Das Stiftungswesen war damit ein Teil der bürgerlichen Selbstorganisation, das als eine Alternative zuerst zum absolutistischen, später zum Obrigkeitsstaat verstanden wurde.

Obwohl das Stiftungsklima in Deutschland für die beiden vorigen Jahrhunderte in der Literatur oft als „stiftungsfeindlich“
 bezeichnet wurde, gab es dennoch große Aufschwungphasen, zum Beispiel ab 1850.
 Das heißt also, daß die rechtlichen Rahmenbedingungen allein keinen Aufschluß über Gründe für Entwicklungen des Stiftungswesens geben, sondern auch die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen sind. So führte die Industrialisierung zur schnellen Akkumulation großer Reichtümer bei breiteren Schichten und schuf damit erst die Voraussetzungen für den Aufschwung in der Gründerzeit.
 Besonders auf die sozialen Probleme, die die Industrialisierung mit sich gebracht hatte, versuchten Stiftungen eine Antwort zu geben. Die Differenzierung der Industriegesellschaft brachte am Ende des letzten Jahrhunderts auch eine größere Vielfalt bei den Stiftungszwecken mit sich.

2.1.3 Stiftungen vom Anfang des Jahrhunderts bis zum Dritten Reich am Beispiel der Stadt Frankfurt am Main

Die Entwicklung des Stiftungswesens war im 20. Jahrhundert sehr wechselhaft. Infolge der Inflation nach dem Ersten Weltkrieg verloren viele Stiftungen ihr Geldvermögen, so daß es zu einem „Stiftungssterben“ kam.

Die Stadt Frankfurt am Main kann auf eine lange, reiche und durch Namen wie Städel und Senckenberg
 weltweit beachtete Stiftungstradition zurückblicken.
 Hauptvoraussetzung dafür war die jahrhundertealte städtische Selbstverwaltung als freie Reichsstadt. Dieser Freiraum konnte über die Jahrhunderte bewahrt werden, und auch als in der preußischen Zeit die staatliche Genehmigung zur Errichtung einer Stiftung erforderlich wurde, blieb das Instrument der Stiftung - nach anfänglichen Bedenken - bei den Bürgern der Stadt populär.
 Der städtische Freiraum trug dazu bei, daß Stiftungen von staatlicher Seite wenig restriktiv behandelt wurden. Zusätzlich konnten Stiftungen prosperieren, weil die Verwaltung der Stiftungen vor staatlicher Einflußnahme bewahrt werden konnte.

Stiftungen haben in Frankfurt immer neue Anstöße zur Stadtentwicklung gegeben.
 So war Frankfurt die erste Stadt Deutschlands, in der im Jahre 1912 eine private Stiftungsuniversität gegründet wurde. Die Bürger wollten vor allem Bereiche wie Bildung und Wissenschaft nicht dem Staat überlassen. Sie setzten die Gründung der Universität gegen Widerstände von staatlicher Seite durch.

Nicht ohne Grund wird die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg allgemein als eine Blütezeit des Stiftungswesens bezeichnet.

Nicht nur Frankfurt am Main, sondern auch andere Städte Deutschlands gründeten ihre Kultur-, Sozial,- und Bildungspolitik nicht auf öffentliche Haushalte, sondern größtenteils auf privates Mäzenatentum.

Bemerkenswert war die jüdische Stiftungstätigkeit in Frankfurt und auch in anderen Städten Deutschlands, vor allem in diesem Jahrhundert.
 In einer weltoffenen Stadt wie Frankfurt am Main spielten jüdische Stiftungen seit langem eine besondere Rolle.
 Zwar ist keine monokausale Ableitung der Motive der jüdischen Bürger für ihr Engagement im Stiftungswesen möglich, doch kam jüdisches Mäzenatentum in erster Linie durch das hohe Maß an Bürgerlichkeit zustande, welches die Bürger jüdischen Glaubens kultiviert hatten.

Deshalb ist das Stiftungswesen dieser Zeit nur unter Berücksichtigung der jüdischen Stiftungen zu verstehen.

Die Nationalsozialisten zerschlugen die jüdischen Stiftungen der Stadt Frankfurt- und nicht nur dort - weitgehend, indem sie deren Stiftungskapital staatlichen Stellen zuschlugen, die Stiftungsorgane mit ihren Gewährsleuten (NSDAP-Mitgliedern) beseôzten, die Stiftungszwecke und –namen willkürlich änderten.

Trotz aller Rückschläge gibt es heute in Frankfurt wieder über 285 gemeinnützige Stiftungen,
 von denen viele einen jüdischen religiösen Hintergrund haben.

2.1.4 Die Entwicklung des deutschen Stiftungswesens nach dem Zweiten Weltkrieg

Im Zweiten Weltkrieg wurden die Vermögen und der Besitz vieler Stiftungen zerstört oder im Falle der jüdischen Stiftungen während der nationalsozialistischen Willkürherrschaft gleichgeschaltet. Nach der Währungsreform im Jahre 1948 setzten neue Stiftungsinitiativen nur zögernd ein. Erst mit Beginn des wirtschaftlichen Aufschwungs Deutschlands konnte sich auch das Stiftungswesen neu entfalten.
 Dies gilt allerdings für den Westen Deutschlands. In der DDR wurde das Stiftungswesen konsequent verdrängt und zerschlagen, weil privates Engagement für das allgemeine Wohl in der Ideologie der sozialistischen Gesellschaft nicht vorgesehen war.
 So ist es nicht verwunderlich, daß während des gesamten Bestehens der DDR weniger als zwei Prozent der heute noch bestehenden Stiftungen errichtet wurden.

2.1.5 Fazit

Das Stiftungswesen hat in Deutschland eine lange und wechselhafte Tradition. Wie oben erwähnt, ist die älteste noch bestehende Stiftung bereits weit über 1.000 Jahre alt. Und fast 250 der heute noch bestehenden Stiftungen wurden vor dem 15. Jahrhundert errichtet. Es hat immer schon Macht- und Kompetenzstreitigkeiten zwischen der Kirche und später dem Staat auf der einen Seite und den Stiftungen auf der anderen Seite gegeben. Dies ist kein Phänomen der modernen demokratischen Gesellschaft. Mit dem Schwinden der kirchlichen Macht übernahm der Staat (absolutistischer Adel) die Kontrolle über Stiftungen. Diese staatliche Rechtsaufsicht und deren Genehmigungsrecht ist folglich aus der absolutistisch-obrigkeitsstaatlichen Tradition überkommen und dominiert die Stiftungswirklichkeit bis heute.
 Die Versuchung von Machthabern, sich am Stiftungsvermögen zu bereichern, war daher schon immer vorhanden. Das Bürgertum entwickelte sich zur dominanten Stiftergruppe, anders ausgedrückt, war das Bürgertum der Hauptträger des Stiftungsgedankens. Es benutzte Stiftungen als ein Instrument der Emanzipation von der Bevormundung durch die Obrigkeit. Michael Sonnabend hat dies folgendermaßen formuliert:

„Das selbstbewußte Bürgertum trat mit Stiftungen in lebendige Konkurrenz zum Staat, ohne diesen damit aus seiner Verantwortung für die öffentliche Wohlfahrt [...] entlassen zu wollen.“

Das Stiftungswesen hielt dem Bürgertum einen gesellschaftlichen und politischen Handlungsfreiraum offen. In freien Ordnungen kann der Stifter daher als das Urbild des Bürgers
 gesehen werden. 

Den Stiftern war bewußt, daß Stiftungen einen Bereich darstellten, in dem die private Autonomie zu einem großen Teil verwirklicht werden konnte. In den Stiftungen zur Zeit um die Jahrhundertwende spiegelte sich das wiedergewonnene bürgerliche Selbstbewußtsein wider. Stiftungen haben folglich eine gewichtige Rolle bei der Ausbildung einer Bürgergesellschaft gespielt. Die Idee der vom Staat unabhängigen dauerhaften Widmung von Privatvermögen für das allgemeine Wohl ist bis zum heutigen Tage ungebrochen attraktiv geblieben. Vor allem die Beispiele erfolgreicher Stiftungen aus der Vergangenheit dienen heute als Vorbilder für jüngste Stiftungsgründungen.

2.1.6 Entwicklung des Stiftungsrechts

Anfang der 60er Jahre setzte erstmals nach dem Kriege wieder eine Diskussion über die Neuordnung des Stiftungsrechts in der Bundesrepublik Deutschland ein. Hierzu sei angemerkt, daß diese Diskussion damals noch mehr als heute auf einen kleinen Kreis von Rechtsexperten beschränkt blieb und keine weiteren gesellschaftspolitischen Erwägungen auslösend hinzukamen, sondern es um rein rechtsdogmatische Fragen ging. Die aktuelle politische Debatte knüpft weitgehend an Fragen und Vorschläge dieser Zeit an. So wurde auf dem 44. Deutschen Juristentag im Jahre 1962 in Hannover die Frage nach der Zweckmäßigkeit einer bundeseinheitlichen Reform des Stiftungswesens aufgeworfen.
 In Beiträgen zum 44. DJT wurde mit Verweis auf Lücken und Unterschiede in den einzelnen Landesstiftungsgesetzen die Neuordnung des Stiftungsrechts für notwendig erachtet. Die Reformvorschläge bestanden damals hauptsächlich in der Einführung einer bundesweit einheitlichen Regelung für Stiftungen in Form eines Bundesstiftungsgesetzes, der Abschaffung von staatlicher Stiftungsgenehmigung, der Befreiung von Stiftungen aus der staatlichen Bevormundung durch Beschränkung der staatlichen Aufsicht und der Verbesserung der Organisationsstruktur von Stiftungen.
 Leitbild der damaligen Reformdebatte war die etwa dem Idealverein nachgebildete „ideale“ Stiftung. Die Erörterungen des 44. DJT und der durch ihn eingesetzten Studienkommission hatten keine direkten Konsequenzen. Allerdings führten sie zu der Einsetzung einer von der Bundesregierung beauftragten Arbeitsgruppe.

Im Jahre 1974 beauftragte die Bundesregierung eine interministerielle Arbeitsgruppe, der Frage nachzugehen, ob eine Reform des Stiftungswesens auf Bundesebene notwendig sei, um eine vermehrte Gründung von Stiftungen anzuregen.
 Die interministerielle Arbeitsgruppe
 stützte sich in ihrer Arbeit hauptsächlich auf Beiträge zum 44. DJT. Die Einzelfragen, mit denen sich die Arbeitsgruppe damals auseinandersetzte, waren Fragen nach der Genehmigung, der Aufsicht, der Publizität und dem Namensschutz von Stiftungen. Steuerrechtliche Aspekte wurden in der damaligen Diskussion im Gegensatz zu heute gänzlich ausgeklammert.
 Im September 1974 stellte Regierungssprecher Bölling daher für die Bundesregierung im Hinblick auf das Stiftungsrecht fest:

„[Zur Zeit] ist nicht an eine Veränderung des Stiftungs-Steuerrechts gedacht. [Es] wurde bei der kurzen Diskussion über dieses Thema klar, daß zusätzliche Steuergelder hier nicht zur Verfügung stehen.“

Aus dieser Aussage wird deutlich, daß damals genauso wie heute die steuerliche Besserstellung von Stiftungen sehr stark unter fiskalischen Aspekten gesehen wurde. Die von den Ländern bis dato vorgenommenen Novellierungen in den Landesstiftungsgesetzen wurden als ein weiterer Grund für den geringen Handlungsbedarf des Gesetzgebers auf Bundesebene - durch Einführung eines bundeseinheitlichen Stiftungsgesetzes - vorgebracht, da eine Rechtszersplitterung nicht mehr festzustellen war.

Die interministerielle Arbeitsgruppe kam im Jahre 1976 zu dem abschließenden Ergebnis, daß zu einer Reform des Stiftungswesens keine Notwendigkeit bestehe.
 Dies ist nicht sehr verwunderlich, da die Interessenvertreter der deutschen Stiftungen keinen Handlungsbedarf für eine Bundesgesetzgebung sahen und deren Ausbleiben begrüßten.

Allerdings beklagen die Stiftungslobbyisten und andere Stiftungsexperten seit dem Jahre 1976 die steuerlichen Belastungen bzw. die fehlenden Entlastungen für Stiftungen.
 Dieses Defizit wurde erst wieder im Jahre 1983 in der Regierungserklärung des damaligen Bundeskanzlers Kohl angesprochen, in der er die Prüfung der „Notwendigkeit der Novellierung des geltenden Stiftungsrechts“
 versprach. Diese Bemerkung bezog sich lediglich auf die Mißstände im Steuerrecht für Stiftungen und keinesfalls auf eine generelle bundeseinheitliche Reform des Stiftungsrechts. Seither wurde in den Regierungserklärungen (von 1983 und 1987) und den Koalitionsvereinbarungen (von 1990 und 1994) der Regierung Kohl immer wieder eine Verbesserung der Rahmenbedingungen für Stiftungen zugesagt.
 Auf allgemein stiftungsrechtlichem Gebiet wurden aus Gründen, die im weiteren zu erläutern sind, allerdings keine Initiativen ergriffen und die Zusagen insofern nicht erfüllt.

2.1.7 Entwicklung des Stiftungssektors seit den 80er Jahren

Mitte der 80er Jahre begann die Bedeutung und Größe des Stiftungssektors wieder zuzunehmen. Hier kann man von einem Gründungsboom sprechen.
 Und auch von Seiten der Politik wuchs das Interesse am Stiftungswesen. Helmut K. Anheier hat dazu folgendes festgestellt:

„Damals begann eine allgemeine Neubewertung der Rolle des Staates in modernen Gesellschaften, die dazu führte, daß der Stiftungsgedanke [...] von politischen Entscheidungsträgern wiederentdeckt wurde.“

Allein seit 1980 wurden in Deutschland etwa 4.400 Stiftungen errichtet. Vergleicht man diese Zahl mit den Stiftungsgründungen vor diesem Zeitpunkt, so wird deutlich, daß das Stiftungswesen in Deutschland nicht nur einen Stiftungsboom zu verzeichnen hat, sondern eine breite Entwicklungsphase durchlaufen hat, die weitgehend unabhängig von Kirche und Staat war.

Besonders hervorzuheben ist die Entwicklung in den neuen Bundesländern, da mehr als ein Drittel aller 477 dort bestehenden Stiftungen nach 1989 gegründet wurden.
 Seit der Vereinigung Deutschlands hat die erhebliche Zunahme bei neuen Stiftungen also auch Ostdeutschland erreicht, da erst ab diesem Zeitpunkt die politischen, ökonomischen und rechtlichen Voraussetzungen für die (Neu-) Entstehung des Stiftungswesens geschaffen waren.

Abschließend ist festzuhalten, daß in der Vergangenheit Chancen für eine Neuregelung des Stiftungsrechts vertan wurden. Man hat sich mit den Reformen schwergetan. Allerdings muß einschränkend gesagt werden, daß bestimmte Defizite durch Regelungen auf Landesebene behoben wurden. Deutlich wird auch, daß die Diskussion der Vergangenheit sehr stark auf rechtsdogmatische Fragen beschränkt war. Eine gesellschaftspolitische Einordnung und Neubestimmung der Rolle des Stiftungswesens wurde leider nicht diskutiert und in Angriff genommen. Eine Tendenz ist zu erkennen, die die Fragen nach einer Reform des Stiftungsrechts und des gesamten Stiftungswesens mehr und mehr von praktischen Bedürfnissen der Stifter und letztlich auch des Staates abhängig macht.

2.2 Die aktuelle Situation des Stiftungswesens in Deutschland

Die nachfolgenden Ausführungen sollen im Vorfeld der Untersuchung verdeutlichen, welche Potentiale oder Defizite der Stiftungssektor in Deutschland hinsichtlich Größe, wirtschaftlicher Bedeutung und Ausrichtung hat. Dies ermöglicht, den Stellenwert von Stiftungen als Teil des Dritten Sektors einzuordnen, auf dessen Grundlage die späteren Argumente der Diskussion und auch die Ergebnisse besser interpretierbar sind. Zusätzlich dienen die folgenden Ausführungen dazu, bestimmte politische Argumente in Relation vor allem zu den quantifizierbaren Tatsachen zu setzen. Ohne auf Entwicklungen des Dritten Sektors insgesamt näher eingehen zu können, werden Unterschiede des Stiftungswesens im Vergleich zum Rest des gemeinnützigen Sektors angesprochen.

2.2.1 Der Stiftungssektor in Zahlen

· Gesamtzahl, Neuerrichtungen, dominierende Rechtsform

Nach Angaben des MAECENATA-Instituts für Dritter-Sektor-Forschung – des einzigen privaten Forschungsinstituts in diesem Bereich deutschlandweit - gibt es mit dem Stand vom 01. Februar 1998 in Deutschland 7.780 Stiftungen.
 Davon wurden über 4.400 nach 1980 gegründet.
 Zur Zeit werden jährlich etwa 250 bis 300 Stiftungen errichtet.
 In Relation zu allen anderen Organisationsformen des Dritten Sektors sind Stiftungen mit zwei Prozent rein zahlenmäßig von marginaler Bedeutung. Im internationalen Vergleich zeigt sich eine ähnliche Situation.
 Bezogen auf die Gesamtzahl der Stiftungen dürften über 90% der Stiftungen rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts sein. Über 93% aller erfaßten deutschen Stiftungen sind von ihrem steuerlichen Status her gemeinnützig.

· Art der Verwirklichung

Bei der Art der Verwirklichung ergibt sich folgendes Bild: 54% aller Stiftungen sind Förderstiftungen, 18% operative Stiftungen und 10% operativ und fördernd tätig (18% machten keine Angaben).
 Nahezu ein Drittel aller Stiftungen ist also zumindest teilweise operativ tätig. Die operativen Stiftungen stellen damit einen nicht zu vernachlässigenden Anteil dar, umgekehrt gesprochen, bestimmen Förderstiftungen die Stiftungslandschaft nicht allein.

· Stiftungen als Arbeitgeber

Nur etwa 11% aller Stiftungen beschäftigen hauptamtliche Mitarbeiter.
 Dies entspricht rund 90.000 Arbeitsplätzen. In dieser Zahl sind haupt- und nebenamtlich Beschäftigte enthalten. Daher ist festzuhalten, daß der größte Teil der Stiftungsarbeit von ehrenamtlichen oder externen Mitarbeitern bestritten wird.
 Dies gilt vor allem für die Förderstiftungen, die fast ausschließlich auf das Ehrenamt angewiesen sind.
 Betrachtet man nur die Zahlen für die klassischen Vollzeitarbeitsplätze, getrennt nach operativen und fördernden Stiftungen, so ergibt sich folgendes Bild:

Operative Stiftungen:
rund 65.800 hauptberuflich Beschäftigte

Förderstiftungen:
rund    2.800 hauptberuflich Beschäftigte.

Die Diskrepanz zwischen beiden Arten der Verwirklichung ist deshalb so groß, weil zu den operativen Stiftungen vor allem auch sehr arbeitsplatzintensive Einrichtungen, insbesondere aus dem Gesundheitswesen (Altenheim, Krankenhaus) gehören.

Nach anderen Schätzungen gab es im Jahre 1995 bereits 5.400 Vollzeitarbeitsplätze in Förderstiftungen, was gegenüber 1990 eine Steigerung um über 100% bedeutet. Dies sind, gemessen an der Gesamtbeschäftigtenzahl des Non-Profit- Sektors, nur 0,4 Prozent.
 Selbst wenn man alle hauptberuflich Beschäftigten in Stiftungen, nach eigenen Berechnungen rund 65.800, mit der Gesamtbeschäftigtenzahl des Non-Profit-Sektors (nach Vollzeitäquivalenten 1, 44 Millionen) vergleicht, ergibt sich ein Anteil von etwa 4,8% und gemessen an den Beschäftigten der Gesamtwirtschaft (29,24 Millionen) ein Anteil von etwa 0,24%.
 Dies macht die Randbedeutung des Stiftungssektors für den gesamten Arbeitsmarkt deutlich. In den nächsten fünf Jahren werden zwar auch Steigerungen bei der Beschäftigungsentwicklung der bestehenden Stiftungen erwartet, allerdings schätzt eine Mehrzahl von 70% der Befragten die Entwicklung eher gleichbleibend ein.

· Finanzielles Potential von Stiftungen

Es gibt in Deutschland - vor allem im Hinblick auf die Kapitalausstattung und die Ausgaben - eine große Bandbreite an Stiftungen. Eine der kleinsten deutschen Stiftungen ist die Hilde-Ulrichs-Stiftung für Parkinsonforschung mit einem Vermögen von zur Zeit 15.000 DM und mit jährlichen Ausgaben von etwa 5.000 DM.
 Demgegenüber gibt es sehr große Stiftungen, wie die Volkswagen-Stiftung mit jährlichen Ausgaben von 241 Millionen DM und einem Vermögen von 3,3 Milliarden DM. Das Gesamtvermögen eines Drittels der Stiftungen, die dazu Angaben machten, betrug rund 29 Milliarden DM und die jährlichen Gesamtausgaben etwa 10 Milliarden DM (geschätzte 34 Milliarden DM).
 Die jährlichen Ausgaben von 73% der Stiftungen sind nicht höher als 500.000 DM. Diese Zahlen an sich sagen noch nicht viel über das wirkliche Potential von Stiftungen aus. Deutlicher wird es, wenn man die Zuwendungen aller Stiftungen mit den gesamten Zuwendungen des gemeinnützigen Sektors vergleicht. Dann stellt man fest, daß Stiftungen davon nur 0,6% ausmachen.
 Vergleicht man weiter zum Beispiel das Gesamtvermögen der deutschen Stiftungen mit dem Bruttoinlandsprodukt, so ergibt sich ein ähnliches Bild: Das gesamte Vermögen deutscher Stiftungen macht nach Angaben von Helmut K. Anheier ungefähr 1,4 % des BIP aus.
 Die zehn größten deutschen Stiftungen besitzen im Vergleich zum gesamten Rest der Stiftungen mehr als 90 Prozent des Vermögens. Anders gesehen, liegt das Vermögen von annähernd zwei Dritteln der Stiftungen unter 1 Million DM. Die Kapitalausstattung der neu errichteten Stiftungen ist heute geringer als bei älteren Stiftungen.

· Einnahmequellen

Haupteinnahmequelle sind die Erträge aus dem Stiftungskapital, zweitgrößte Einnahmequelle ist allerdings der Staat. Einnahmen aus privaten Spenden sind im internationalen Vergleich relativ gering.
 Die Abhängigkeit von staatlicher Förderung ist damit groß,
 dies gilt vor allem für operative Stiftungen, weniger für Förderstiftungen. Die operativen Stiftungen sind häufig weit stärker in die staatliche Leistungsvergabe eingebunden und die Förderstiftungen meist weitgehend unabhängig vom Staat.

· Stifter

Mehr als zwei Drittel der Stiftungen wurden von Privatpersonen errichtet, danach folgen mit weitem Abstand öffentliche Körperschaften (14%), Unternehmen (8%) und Vereine (7%).

· Stiftungszwecke

Es gibt vier Hauptkomponenten bei den Stiftungsaktivitäten. Den größten Anteil an den Stiftungszwecken, bezogen auf alle deutschen Stiftungen, macht der Wohlfahrtsbereich (Soziales) mit 29% aus. Dieser Bereich hat gegenüber der Vergangenheit aber, relativ gesehen, stark abgenommen. Danach folgen mit 20% der Bereich Bildung und Erziehung, mit 12% der Bereich Wissenschaft und Forschung sowie mit 11% der Bereich Kultur. Die Betätigungsfelder von Stiftungen haben sich signifikant zu den drei letztgenannten Bereichen verschoben. Dies wird darauf zurückgeführt, daß in jüngerer Zeit durch die Ausprägung des Sozialstaates seit den 50er Jahren eine Verlagerung der Stiftungszwecke vom Wohlfahrtsbereich, vor allem auf die oben genannten Bereiche, stattgefunden hat.

2.2.2 Ergebnis

Es ist festzustellen, daß sich das deutsche Stiftungswesen in einer anhaltenden Boomphase befindet
, die noch einen weiteren Aufwärtstrend verzeichnet. Folglich ist das deutsche Stiftungswesen, wie es sich heute darstellt, relativ jung. Die aktuelle Situation könnte also als ein Phänomen des ausgehenden 20. Jahrhunderts bezeichnet werden und ist ein Indiz dafür, daß der Stiftungssektor erstmals eine eigenständige Entwicklung auf breiter Basis durchläuft.
 Trotz dieses Aufschwungs sind Stiftungen zumindest rein zahlenmäßig eher eine Randerscheinung im Dritten Sektor, wenn man ihre Gesamtzahl zum Beispiel mit derjenigen der Vereine vergleicht.

Die dominierende Rechtsform der rechtsfähigen Stiftungen ist die des Privatrechts, welche steuerrechtlich gesehen zu einem ganz überwiegenden Teil gemeinnützig ist.

Die Bedeutung von Förderstiftungen für den Arbeitsmarkt ist sehr gering, diejenige der operativen Stiftungen relativ gering, aber schon beachtlich. Dennoch ist festzuhalten, daß in der Vergangenheit ein rasantes Wachstum stattgefunden hat,
 welches sich voraussichtlich in Zukunft fortsetzen wird.

Weiter ist festzuhalten, daß Stiftungen eine relativ kleine Rolle für die Gesamtwirtschaft spielen. Stiftungen sind stark von staatlicher Förderung abhängig. Allerdings muß hier wieder unterschieden werden zwischen operativen Stiftungen und Förderstiftungen.

Der deutsche Stiftungssektor ist, was Vermögen und Ausgaben angeht, sehr stark konzentriert. Wenige große Stiftungen dominieren hier die Stiftungslandschaft. Im Umkehrschluß heißt das, daß die Mehrheit der Stiftungen relativ klein ist.

Die Mehrheit der Stifter sind Privatpersonen und deren Aktivitäten sind auf vier Hauptbereiche verteilt.

Der quantitative Beitrag, den Stiftungen für die Gesellschaft leisten, ist also eher gering. Dies gilt vor allem im Vergleich zu wirtschaftlichen Kennziffern oder staatlichen Haushalten. Daraus und aufgrund der oben beschriebenen Merkmale einer Stiftung kann geschlossen werden, daß Stiftungen vor allem einen qualitativen Beitrag zur gesellschaftlichen Entwicklung leisten. Strachwitz hat dies wie folgt formuliert:

„Der Erfolg von Stiftungstätigkeit, gesellschaftspolitisch, ist ein qualitativer und nicht ein quantitativer Erfolg.“

Abzulesen ist dieser Beitrag an der Fülle der Aufgaben und der Qualität der Erledigung von gemeinnützigen Aufgaben seitens der Stiftungen. Die Leistung von Stiftungen darf daher nicht auf bestimmte Leistungen für die Gesamtwirtschaft oder den Arbeitsmarkt reduziert werden. Die Unabhängigkeit und die Flexibilität, mit der Stiftungen – im Gegensatz zur öffentlichen Hand – auf Dauer die Erträge ihrer Vermögen zur Verwirklichung eines dem Gemeinwohl dienenden Zweckes einsetzen können, sind der Schlüssel zur Bedeutung von Stiftungen.

Ähnliches gilt für die USA. Immer wieder wird in der politischen Diskussion in Deutschland das US-Stiftungwesen als – zumeist positives - Beispiel in die Argumentation einbezogen. Das vielgerühmte und vielzitierte Beispiel der USA bezüglich des angeblich weltweit führenden philantropischen Engagements ist aber mit Vorsicht zu betrachten, da der Stiftungssektor der USA auch im internationalen Vergleich keine herausragende Stellung einnimmt. Diese Auffassung muß deshalb stark relativiert werden, da sich beim Vergleich der Größe und der wirtschaftlichen Bedeutung mit anderen Ländern ein viel differenzierteres Bild ergibt, das die USA nicht (mehr) an der Spitze zeigt.
 Bezogen auf die Stellung der US-Stiftungen innerhalb des eigenen Wirtschaftssystems, kommt Toepler zu dem Schluß, „daß Stiftungen selbst in den USA keine bestimmende Kraft in der Wirtschaft darstellen. US-Stiftungen sind zweifellos von einem Mythos ihrer Bedeutung umgeben, den die ökonomische Realität [...] nicht zu belegen vermag“

2.3 Zur exemplarischen Leistung von Stiftungen

An dieser Stelle soll kurz auf einen aktuellen und besonders wichtigen Aspekt der vielfältigen Arbeit von Stiftungen, den Aufbau in Ostdeutschland eingegangen werden. Stiftungen haben im Prozeß der Einigung Deutschlands einen erheblichen Beitrag zur Integration in die gesamtdeutsche Gesellschaft geleistet.
 Sie trugen sie beispielsweise durch ihre Initiative - in den meisten Fällen flexibel und unbürokratisch - zur Rettung von Baudenkmälern und vielem mehr bei. Durch die Initiative von Stiftungen konnte an alte Traditionen angeknüpft werden. Indem man Stiftungen wiederbelebte, sind aber auch neue Impulse gegeben worden.

2.4 Das Bild der Stiftungen und deren Selbstverständnis in der Öffentlichkeit

Das allgemeine Bild der Öffentlichkeit von Stiftungen ist, wie oben gezeigt wurde, sehr stark von historischen und regionalen Aspekten geprägt. In der Vergangenheit wurde immer wieder von einem „Öffentlichkeitsproblem“ der Stiftungen gesprochen. Walter Leisner hat es Anfang der 70er Jahre noch folgendermaßen formuliert:

„Die breite Öffentlichkeit ist als solche [...] nicht wirklich am Stiftungswesen interessiert, sie wird auch kaum in irgendeiner Weise unterrichtet.“

Im Interesse einer Entwicklung des Stiftungswesens war dies problematisch, da vor allem potentielle Stifter in der Vergangenheit zu wenige Informationsmöglichkeiten nutzen konnten.
 Durch zahlreiche aktuelle Publikationen, eine aufgrund der aktuellen politischen Debatte umfangreicheren Presseberichterstattung und nicht zuletzt wegen des verstärkten Bemühens vieler Stiftungen um eine professionellere Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
 hat sich diese Situation in jüngster Zeit stark gebessert. Trotzdem wird die fehlende öffentliche Wahrnehmung und Anerkennung von Stiftungen noch heute bemängelt.
 Ein weiteres Problem stellt die weit verbreitete Unkenntnis über Wesen, Merkmale, Aufgaben und Leistungen von Stiftungen dar.

Die Stiftung als Institution oder Organisationsform per se ist weder „gut“ noch „schlecht“, weder „progressiv“ noch „konservativ“.
 Am Beispiel der jüngsten Stiftungspraxis in Liechtenstein kann man aber ablesen, wie Stiftungen generell in ein schlechtes Licht der Öffentlichkeit geraten, da es beim liechtensteinischen Konstrukt der Stiftung ausschließlich darum geht, die (deutsche) Steuer zu umgehen.
 Stiftungen werden nicht nur deshalb immer wieder als „Steuersparmodell“
 betrachtet, sondern weil sie wie zuvor beschrieben von bestimmten Steuern befreit sind. Im Falle der gemeinnützigen Stiftung des Privatrechts ist diese Bezeichnung jedenfalls diffamierend, da der Kapitaleinsatz des Stifters immer höher ist, als die mögliche Steuerersparnis.
 Zusätzlich ist zu Bedenken, daß die Errichtung und Verwaltung einer Stiftung einen nicht unerheblichen Aufwand verursacht.
 Im öffentlichen Bewußtsein werden Stiftungen noch heute als „Spielwiese für reiche Exoten“ gesehen oder als „konservativ“ und die Stifter als „irrelevante Chaotiker“ abgetan.
 So scheint der Stiftungsgedanke eine negative Anhaftung zu haben, die sehr hartnäckig ist und sich nur langsam abzulösen scheint.

Das Selbstverständnis des deutschen Stiftungswesens beruht stark auf Traditionen, weniger auf einem Auftrag zur Mitwirkung an der gesellschaftspolitischen Entwicklung.
 Es wird gefordert dieses Selbstverständnis zu ändern, indem sich Stiftungen als öffentliche Institutionen betrachten, die die ihnen gewährten Steuervergünstigungen verantwortungsvoll handhaben.

2.5 Die Stifter und ihre Motive

Das Stiften entspricht einem Grundbedürfnis des Menschen, zum einen die Welt, in der er lebt, zu gestalten und zum anderen der, wie unten gezeigt wird, jahrtausendealte Wunsch, sich und sein Wirken zu verewigen. Hier gibt es eine enge Verknüpfung mit dem Stiftungsgedanken.

Die Privatautonomie des GG Art. 2 schützt die Autonomie des Stifters, d.h. es gibt ein verfassungsrechtlich garantiertes Recht auf Stifterfreiheit.
 Stifter zeichnen sich dadurch aus, daß sie ihr Vermögen oder Teile desselben zu Lebzeiten oder nach ihrem Tode für Zwecke einsetzen, die dem Gemeinwohl dienen. Damit drücken sie eine besondere Form des Bürgerengagements für öffentliche Aufgaben aus.
 Der Stifter kann dadurch Einfluß auf das gesellschaftliche Leben nehmen.

„Stifterinnen und Stifter sind nicht nur Mäzene [...], sie sind Anstifter. Ihr Wirken setzt [...] keine Mehrheiten voraus. Deshalb können sie [...] die Rolle von Vordenkern übernehmen [Sie] können [...] unkonventionell ohne einengende Richtlinien und inhaltliche [...] Vorgaben fördern.“

Frauen treten dabei – im Gegensatz zu den USA - relativ wenig als Stifterinnen in Erscheinung.

Viele Stifter leiten ihre Motive aus der Gemeinverpflichtung des Eigentums aus Art. 14 Absatz 2 GG ab:

„Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“

Die gemeinnützige Stiftung wird dabei als der Weg zu einem Akt der sozial ausgleichenden Gerechtigkeit gesehen.
 Es gibt aber noch viele andere Motive, aus denen heraus sich Stifter dazu entschließen, eine gemeinnützige Stiftung zu errichten. Hier sind Faktoren wie persönliche Betroffenheit, Gedenken, Dankbarkeit, persönliche Neigungen
, Jubiläen und anderes mehr zu nennen.
 Die Motive liegen folglich im direkten Umfeld oder in der eigenen Biographie des Stifters begründet. Mögliche steuerlichen Anreize spielen eine untergeordnete Rolle beim Stiften.
 Auch für Unternehmen ist die Stiftung ein ausgezeichnetes Mittel zur Erreichung bestimmter Ziele. Der Unternehmer als Stifter
 rückt gesellschaftspolitisch immer mehr in den Blickpunkt. Viele Unternehmer engagieren sich bereits für gemeinnützige Zwecke und zeigen in den letzten Jahren ein steigendes Interesse an Zuwendungen zu Stiftungen
 oder an der Errichtung von eigenen Stiftungen. Unternehmer wollen ihre besondere Kompetenz in diesen Bereich einbringen und öffentlichkeitswirksam darstellen.
 Die Stiftung ist hierzu in besonderem Maße geeignet:

„Der Unternehmer, [...] der auf Dauer und mit Wirkung schenken will, der findet in der Stiftung ein denkbares Modell.“

Besonders im Hinblick auf die Frage der Nachfolge, bzw. den Generationswechsel in der Führung von etwa 300.000 Familienunternehmen, kommt der Stiftung als eine mögliche Lösung gesteigerte Bedeutung zu,
 da bei einer mißglückten Übergabe bis zu eine Million Arbeitsplätze in Gefahr sind.

2.6 Die Funktion der Stiftung für die moderne demokratische Gesellschaft

Durch eine bessere empirische Datengrundlage läßt sich die Funktion der Stiftung für die Gesellschaft heute deutlicher als in der Vergangenheit einschätzen und bestimmen. Dies erleichtert die Einordnung des Stiftungssektors innerhalb des Dritten Sektors und im Verhältnis zu den anderen Sektoren in bezug auf dessen gesellschaftspolitische Relevanz. Trotz der besseren Datengrundlagen scheinen nach wie vor in der Öffentlichkeit und vor allem in der politischen Fachöffentlichkeit falsche Vorstellungen über die Funktionen von Stiftungen zu existieren. So wird immer wieder fälschlicherweise von einer angeblichen Ersatzfunktion von Stiftungen gesprochen.

Welche Funktionen übernehmen Stiftungen für die moderne demokratische Gesellschaft? Nach Toepler haben Stiftungen zwei Hauptfunktionen, nämlich eine Ergänzungsfunktion
 und eine Innovationsfunktion
.

· Ergänzungsfunktion

Bei der Ergänzungsfunktion geht man davon aus, daß der Staat aufgrund der Tatsache, daß die Bereitstellung kollektiver Güter nach den Präferenzen der Mehrheit erfolgt, nicht in der Lage ist, alle Bedürfnisse der Minderheit in ausreichendem Maße zu berücksichtigen und daher Stiftungen für diese Minderheitsinteressen eintreten.

Stiftungen taugen nicht als Lückenbüßer
, haben vielmehr eine Ergänzungsfunktion. Sie können überall da ergänzend tätig werden, wo sich kein oder noch kein anderer Akteur dazu bereit gefunden hat. In den letzten Jahren ist deutlich geworden, daß hier vor allem Aufgaben oder Probleme gemeint sind, die der Staat, aus welchen Gründen auch immer, nicht oder nicht mehr erfüllt. Hier kommt den Stiftungen zugute, daß sie meist schnell, flexibel und unbürokratisch helfen können. Zusätzlich können Stiftungen Risiken eingehen, das heißt, daß sie durchaus auch Projekte fördern, die zu keinem Ergebnis führen, die erfolglos bleiben. Solche Risiken will und darf der Staat nicht eingehen.

· Innovationsfunktion

Die Innovationsfunktion bezieht sich auf die Tatsache, daß Stiftungen aufgrund ihrer Struktur
 dazu in der Lage sind, aktiv werden zu können, ohne dabei auf Gewinnmaximierung oder Zwänge der öffentlichen Haushalte achten zu müssen.

Stiftungen können vorausdenkend Dinge anstoßen, die dann auf breiter Basis als gesellschaftliche Errungenschaft anerkannt werden. Diese geht möglicherweise in die Finanzierung durch die öffentliche Hand oder andere Träger über. Das liegt daran, daß Stiftungen nur begrenzte finanzielle Mittel haben und zur Wahrung ihrer Flexibilität grundsätzlich die Möglichkeit haben müssen, sich auch neuen Aufgaben zuzuwenden.

· Korrektivfunktion

Eine weitere Funktion, die Stiftungen zugeschrieben wird, ist die Korrektivfunktion. Stiftungen können Lösungen erarbeiten, ohne auf sogenannte Sachzwänge, politische Positionen oder organisierte Interessen Rücksicht nehmen zu müssen. Aufgrund ihrer Unabhängigkeit sind Stiftungen in der Lage, unpopuläre Vorschläge zu machen und auch das zu verwirklichen, was gerade nicht zum Zeitgeist paßt. Besonders deutlich wird dies in der Minderheitsorientierung der Stiftungen, die sich vor allem den Teilen der Gesellschaft zuwendet, die vernachlässigt werden. Stiftungen helfen damit, die Schwächen der modernen Demokratie auszugleichen, womit vor allem die des Wohlfahrtsstaats gemeint sind.

Die zuvor beschriebenen Funktionen stellen sicher den Idealfall dar, denn nicht alle Stiftungen sind sich ihrer (möglichen) Rolle bewußt und decken alle Funktionen gleichermaßen ab.

3 Die Parteipositionen im einzelnen

Im folgenden werden die Ergebnisse der Untersuchung vorgestellt. Die Positionen der Parteien werden anhand der Struktur des Interviewleitfadens eingeordnet, verglichen und kritisch beleuchtet. In einigen Fällen fehlen Antworten zu bestimmten Bereichen des Leitfadens. Der Grund liegt darin, daß in diesen Bereichen keine Antworten oder wenig Material mit geringer Aussagekraft vorlag.

3.1 Die Position der CDU

Die Stärkung des Subsidiaritätsprinzips als Grundlage für eine Bürgergesellschaft von morgen

· Vorbemerkung

Die Trennung der Positionen der Schwesterparteien CDU und CSU ist für das Stiftungswesen nicht ganz einfach. Dies liegt in der Tatsache begründet, daß in der Fraktionsarbeitsgruppe Kultur und Medien, die sich zur Zeit mit einer Reform des Stiftungswesens beschäftigt, die Meinungen quer durch beide Parteien – wie im folgenden noch zu zeigen sein wird - sehr stark divergieren.
 Seitens der CDU gab und gibt es bis zum letzten Stand der Arbeit kein ausgearbeitetes Gesamtkonzept zur Reform des Stiftungswesens. Die Meinungsbildung hierzu ist noch nicht abgeschlossen.
 Eine endgültige Bewertung der Position der CDU ist damit zur Zeit noch nicht möglich, da unklar ist, welche Ansätze sich durchsetzen werden.

· Hintergrund

Obwohl seit dem Antritt der Regierung Kohl – wie oben gezeigt - immer wieder Ankündigungen zu einer Reform des Stiftungsrechts gemacht wurden, ist seither nicht viel geschehen. Der damalige Bundeskanzler Kohl entschuldigte dies vor dem Deutschen Bundestag dadurch, daß man im Zuge der deutschen Einheit lebenswichtigere Fragen habe vorziehen müssen.
 In dieser Frage sind aber durchaus auch selbstkritische Stimmen zu finden.

Im Frühjahr 1997 lobte die CDU/CSU–Bundestagsfraktion - als Koalitionsfraktion - das Kultur- und Stiftungsförderungsgesetz vom 13. Dezember 1990 ausdrücklich hinsichtlich seiner steuerlichen Verbesserungen für Stiftungen.
 Gleiches tat sie in einer Stellungnahme gegenüber dem Deutschen Kulturrat kurz vor der Bundestagswahl 1998.
 Zum einen läßt sich dies damit begründen, daß die CDU sich im Wahlkampf präsentieren wollte. Zum anderen dadurch, daß man es zumindest in den letzten Jahren der Regierung Kohl schlichtweg versäumt hat, das Stiftungsrecht zu reformieren, und man nichts Besseres vorzuweisen hatte. Zu dieser Haltung hat der Deutsche Kulturrat lakonisch festgestellt:

„Doch fehlt bei der CDU bei aller [...] Positionierung bei manchen Antworten die kulturpolitische Vision. Vornehmlich wird das Erreichte beschrieben und dessen Sicherung zugesagt.“

· Definition von Stiftungen und deren Rolle 4

Die CDU betont die Eigenständigkeit von Stiftungen aufgrund der eigenen Agenda. Interessant seien Stiftungen, weil sie ein „im Sinne von Kreativität unausschöpfbares Potential für Politik und Gesellschaft“ darstellten.

Lammert äußert wörtlich: 

„In einem solchen Sinne könnten Stiftungen auch unerwünschte Konkurrenz zum Staat sein oder eine Partnerschaft mit staatlichem Handeln eingehen; mir ist aber wichtig, die Eigenständigkeit und Eigenwilligkeit von Stiftungen zu betonen.“

· Verhältnis von Stiftungen zum Staat

Die CDU sieht die private Förderung durch gemeinnützige Stiftungen als eine notwendige Ergänzung staatlicher Maßnahmen
, um die gesellschaftliche Vielfalt zu erhalten und zu unterstützen.
 Der Staat könne aber nicht durch Stiftungen ersetzt werden  und dürfe nicht aus seiner Verantwortung entlassen werden.
 Der Staat sei ohne eine Ergänzung und Verstärkung durch private Stiftungen in finanzieller Hinsicht auf Dauer nicht in der Lage, seine kulturelle Substanz zu erhalten und weiterzuentwickeln.

Die CDU sieht die Frage nach einer Reform der Rahmenbedingungen für das Stiftungswesen eng verbunden mit einer nötigen Neubestimmung, auf welche Weise Verantwortung - und die mit ihr verknüpften Aufgaben – zwischen Bürger und Staat zu verteilen sind.
 

Der Vorsitzende der CDU/CSU–Bundestagsfraktion Wolfgang Schäuble hat dazu Stellung bezogen:

„Mehr bürgerschaftliche Gesinnung und mehr Engagement des Einzelnen für gesellschaftliche Aufgaben werden wir auf Dauer nur erreichen, wenn wir die Staatsquote erheblich absenken.“

Dies solle nach den Maßstäben von Subsidiarität und Dezentralisierung geschehen.

· 5. Politische Argumente der CDU

Die CDU fordert, einen Teil der großen privaten Vermögenswerte, allen voran das Erbvermögen, zu stiften, da die Verengung der finanziellen Spielräume der öffentlichen Hände zu einer Beschränkung öffentlicher Aufgaben führe.
 Die Vermögenssituation führe dazu, daß immer mehr Menschen ihr Vermögen gemeinnützigen Stiftungen zuführen wollten. Diese Tatsache sei im bestehenden Stiftungsrecht nicht ausreichend berücksichtigt und es müsse deshalb reformiert werden.

· 7 Steuerlicher Rahmen

Die privaten Stiftungen wurden im ersten Entwurf zur Steuerreform zunächst ausgeklammert. Man hatte Beratungen des Arbeitskreises „Kunst und Kultur“ der Bundestagsfraktionen von CDU und CSU zur Schaffung von zusätzlichen steuerlichen Anreizen für Stifter zunächst zurückgestellt, weil man einer Steuerreform nicht durch die Änderung von Einzelaspekten vorgreifen wollte.
 Der Arbeitskreis hatte bereits im April 1996 ein umfangreiches Konzept hinsichtlich der steuerlichen und sonstigen finanziellen Besserstellung von Stiftungen ausgearbeitet, das jedoch inoffiziell blieb und nur im Rahmen des Innenausschusses beraten wurde.
 Diese Reformansätze der CDU wurden in Zusammenarbeit mit dem Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V., dem Kulturkreis der deutschen Wirtschaft im BDI und dem Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft entwickelt
 und orientierten sich weitgehend an deren gemeinsamen Empfehlungen.
 

Bezogen auf den steuerlichen Rahmen, herrscht in der CDU größere Einigkeit als in stiftungsrechtlichen Fragen. Die CDU stellt sich grundsätzlich auf den Standpunkt, daß der Staat den Bürgern eine größere Verfügungsgewalt über ihre Vermögenswerte belassen müsse, um auch in Zukunft auf die private Bereitschaft zum Stiften zurückgreifen zu können und diese zu fördern.
 Kühn hat diesbezüglich folgendes formuliert:

„Es ist deutlich geworden, daß die Motivation zu altruistischem Handeln mit zunehmender Steuerlast abnimmt und die allgegenwärtige staatliche Daseinsfürsorge die soziale Fähigkeit der Bürger nicht fördert.“

Der Bürger habe sich vielmehr aus gemeinschaftlichen Aufgaben zurückgezogen.
 Hier sah man in einer steuerlichen Entlastung bei der Einkommenssteuer den richtigen Ansatz die Bereitschaft zum Stiften zu erhöhen.
 Dies zielt in Richtung einer generellen, steuerlichen Besserstellung des Bürgers, anstelle etwa einer Erhöhung oder Einführung von Abzugsmöglichkeiten im Bereich der gemeinnützige Stiftungen. 

Allerdings hätte die geplante Steuerreform – dessen war man sich bewußt - durch die Streichung von Abzugsmöglichkeiten und die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage  einen negativen Einfluß auf Stiftungen gehabt.

Das bedeutet, die CDU erachtete ab 1997 überhaupt erst eine spürbare Verbesserung der Rahmenbedingungen für private Stiftungen für notwendig. Dies wollte man auf dem Wege einer Einbindung in eine Steuerreform durchsetzen. Da die Steuerreform in der 13. Wahlperiode am Widerspruch des Bundesrates gescheitert war, wollte die CDU ergänzende Regelungen zur Neuordnung des Stiftungssteuerrechts in der 14. Wahlperiode erneut einbringen.

Die über die Steuerreform hinausgehenden, von der CDU geforderten Verbesserungen für Stiftungen sind: die Abschaffung des Durchlaufspendenverfahrens, die Erhöhung der Möglichkeiten zur Rücklagenbildung auf ein Drittel der erwirtschafteten Überschüsse und der Verzicht auf die Besteuerung von stillen Reserven, wenn Wirtschaftsgüter bei Betriebsaufgabe einer Stiftung zugeführt werden.
 Diese drei Verbesserungsvorschläge sind von dem mehr als zehn Punkte umfassenden Steuerkonzept übriggeblieben, die der Arbeitskreis „Kunst und Kultur“ ausgearbeitet hatte. Der Grund hierfür ist, daß man sie für fiskalisch neutrale Änderungen hält.
 Darüber hinaus sah der Fraktionsvorsitzende der CDU-Bundestagsfraktion Schäuble Anfang 1998 keinen weiteren Handlungsbedarf, besonders im Hinblick auf eine Veränderung des Privatrechts.

Der damalige Bundeskanzler Kohl hatte vor dem Deutschen Bundestag darauf hingewiesen, daß es bei den Stiftungen nicht nur um rein fiskalische Aspekte, sondern um Aspekte einer bürgerschaftlichen Gesinnung gehen dürfe.
 Dennoch zielten dessen Vorschläge hauptsächlich auf die Modernisierung des Stiftungssteuerrechts ab
 und nicht auf Neuerungen im Stiftungsrecht.

Ein Grund für das bisherige Scheitern einer Reform des Stiftungswesens ist darin zu sehen, daß die Priorität der Partei auf die sogenannte „große Steuerreform“ gesetzt wurden.

In der aktuellen Debatte haben sich hier die Akzente ein wenig verschoben. So hält die CDU nunmehr steuerliche Maßnahmen zur Förderung von Stiftungen für notwendig, aber nicht mehr allein für ausreichend.

· Gesellschaftspolitisches Konzept

Die CDU fordert eine „Kultur des freiwilligen bürgerschaftlichen Engagements“
. Stiftungen sind ein Teil in diesem gesellschaftspolitischen Konzept. Es wird von zentralen Begriffen, wie Subsidiarität
, Dezentralisierung
, Solidarität, Gemeinwohlorientierung, Ehrenamt
 und Verantwortung bestimmt.

Die CDU ist der Auffassung, daß vor allem die Kulturförderung im Sinne der Subsidiarität primär eine Aufgabe der Gesellschaft sei. Der Staat stehe erst am Ende und nicht am Anfang einer subsidiären Aufgabenverteilung, die er als Komplementär erst übernehmen müsse, wenn die Gesellschaft nicht dazu in der Lage sei.
 Hier sieht die CDU die Chance, „den fortdauernden Eindruck der Allzuständigkeit [des Staates] zugunsten einer subsidiären Kultur der Verantwortung aufzulösen.
” In diesem Zusammenhang wurde von der F.A.Z. folgende Kritik vorgebracht:

„Wenn sich die Bundesregierung [von CDU/CSU und F.D.P.] mit ihrer Subsidiaritätsrhetorik nicht lächerlich machen will, dann muß sie den vielen Worten jetzt eine Tat folgen lassen, mindestens eine. Sie muß den Stiftern das Stiften leichter machen.“

Nach Anheier werden Stiftungen auch nicht „als Teil der subsidiären Partnerschaft mit dem Staat [...] betrachtet“
.

Die Partei hebt besonders hervor: Die Bedeutung der ehrenamtlichen Tätigkeit des Einzelnen zugunsten der Gesellschaft. Das kulturelle Leben in der Bundesrepublik Deutschland sei ohne das Ehrenamt undenkbar.
 Daher wird eine Förderung dieser Freiwilligentätigkeit im Rahmen von Stiftungen gefordert.
 Stiftungen fügen sich in dieses Konzept der CDU geradezu ideal ein, da sie - wie oben gezeigt wurde - zu einem großen Teil von ehrenamtlicher Tätigkeit getragen werden.

Kurt Biedenkopf fordert, daß Stiftungen den Staat begrenzen sollen.
 Den Schlüssel dazu sieht er in der Rückgabe von Verantwortung an den Einzelnen. Dazu hat er formuliert:

„Wenn wir den Weg zur Bürgergesellschaft wählen wollen, müssen wir deshalb zumindest zum Teil die Daseinsvorsorge durch selbstverantwortete Freiheit ablösen. [Zur Erreichung gesellschaftlicher Gerechtigkeit geht es um] eine Wiederüberführung in die Verantwortung [...] von Organisationsformen [...] auf privatrechtlicher Grundlage, die keineswegs notwendigerweise beim Staat sein müssen...“

Grundsätzlich geht es der CDU im Zusammenhang mit der Neuordnung des Rahmens für das Stiftungswesen darum das Verhältnis zwischen Individuum und Staat neuzubestimmen genauer um die Verteilung der Verantwortung und Aufgaben zwischen Bürger und Staat und die Rolle, die Stiftungen dabei spielen können und sollen.

· Politische Konfliktlinien innerhalb der CDU

Innerhalb der CDU gibt es Konfliktlinien, die vor allem zwischen den Gesellschaftspolitikern und den Finanzpolitikern verlaufen. Wie in Kapitel 3.2 festgestellt wird, war eine Reform des Stiftungssteuerrechts in den letzten Jahren an der Ablehnung des Bundesfinanzministers gescheitert, während längst konkrete Verbesserungsvorschläge auf dem Tisch lagen.

Auch in Fragen des Stiftungsrechts sind deutliche innerparteiliche Unterschiede zu verzeichnen. So forderte Rita Süßmuth bei den Beratungen zum Gesetzentwurf der F.D.P. den Übergang zum Normativsystem, weil es unbürokratischer und freier von staatlicher Bevormundung sei und unterstützte den F.D.P.-Entwurf in allen Punkten.
 Dieser Haltung konnte sich der Abgeordnete von Stetten nicht anschließen, der zu Bedenken gab, daß mit einem Normativsystem und Registereintragung durch die Notare eine schlechtere oder überhaupt keine Beratung des Stifters erfolge.

· Der aktuelle Stand der Diskussion

Die CDU hat sich - zumindest offiziell – bis zum Ende des Jahres 1997 nicht ernsthaft mit einer bundeseinheitlichen Reform des Stiftungswesens für die nahe Zukunft beschäftigt. Hierzu sah man offenbar keine Notwendigkeit. Der Gesetzentwurf der Bündnisgrünen vom Dezember 1997 hat zu einer Wiederbelebung der Diskussion und einer Beeinflussung - nicht nur - des Standpunktes in der CDU beigetragen. Auch der Gesetzentwurf der F.D.P. hat hier neue Anstöße gegeben. So griff der damalige Bundeskanzler Kohl überraschend in die 4. kulturpolitische Debatte des Deutschen Bundestages
 ein. Dabei bezog er sich direkt zu den Vorschlägen der Bündnisgrünen und stellte fest CDU und Bündnisgrüne seien „in der Frage, [einer Reform des Stiftungsrechts] im Grundsatz [nicht] auseinander sind“
. Einig war man sich vor allem in der Frage nach der Einbindung in eine große Steuerreform.

Allerdings hatte die CDU für die Reformvorschläge der Bündnisgrünen, vor allem den privatrechtlichen Teil, kurz vor der Bundestagswahl 1998 nur eine deutliche Absage übrig.
 Wolfgang Schäuble hatte zuvor bereits folgende Kritik an den Vorschlägen der Bündnisgrünen formuliert:

„Die [von den Bündnisgrünen geplanten] Änderungen des Privatrechts sind weder erforderlich noch geeignet, um die Situation privater Stiftungen zu verbessern oder zur Gründung neuer Stiftungen zu ermutigen.“

Diese Ablehnung bezog sich vor allem auf die geplante Einführung eines Normativsystems. Dieses führe eher zu einem Vertrauensverlust gegenüber den Stiftern und werde die dauerhafte Zweckerfüllung von Stiftungen gefährden. Es erleichtere die Gründung nicht, da ein bloßer Austausch der staatlichen Genehmigungsbehörden (bisher Landesbehörde, künftig das Amtsgericht) stattfinde. Dies diene nicht den Bestrebungen nach einer Deregulierung und Entlastung der Gerichte im Sinne eines schlanken Staates.
 Diese Haltung kann getrost dem allgemeinen Wahlkampfgeklingel zugeschrieben werden.

Die CDU stellt aktuell innerhalb der Debatte grundsätzliche und auf breiter Basis als Konsens erachtete Punkte wieder in Frage.
 Dies sind zum Beispiel die Abschaffung des bestehenden Konzessionssystems oder Verbesserungen bei der Transparenz durch Einführung eines Stiftungsregisters und Publizitätsvorschriften.
 Begründet wird diese Haltung damit, daß man „politisch tatsächlich Verbesserungen für Stiftungen erreichen“ und deshalb „die Frage nach einer auch generellen Überprüfung [des] Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts“ aufwerfen wolle.

In sämtlichen Anhörungen und Beratungen der bisherigen Gesetzentwürfe hat sich aber gezeigt, daß die generelle Überprüfung des Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts sicher sinnvoll ist, aber auf absehbare Zeit eine Reform des Stiftungswesens blockieren würde, da solche grundsätzlichen Fragen politisch sehr heikel sind und mit großem Widerstand zu rechnen ist.

Dennoch gibt es aktuell auch CDU-Politiker, die bereits innovative Konzepte für eine Reform des Stiftungswesens ausgearbeitet haben, welche sich inhaltlich durchaus mit denen von Bündnis 90/Die Grünen oder der F.D.P. vorgelegten Gesetzesentwürfen vergleichen lassen und teilweise sogar über diese hinausgehen.
 So fordert Norbert Hauser, ein Mitglied der für die Reform des Stiftungsrechts eingerichteten Arbeitsgruppe, daß „bürgerschaftliches Engagement und Selbstverantwortung [...] nicht nur als haushaltspolitische Notwendigkeit, sondern als Möglichkeit zu mehr [...] Selbstverwirklichung und schließlich größerer Freiheit vom Staat verstanden [werden]“
.

· Die Zukunft des Stiftungswesens 

Die CDU behauptet, daß die Förderung des Stiftungswesens für sie zu den wichtigen Fragen der Zukunftssicherung Deutschlands gehört.

· Reform des sozialen Wohlfahrtsstaats
In bezug auf Lösungsvorschläge für die Krise des sozialen Wohlfahrtsstaates hat Schäuble formuliert:

„Es wird [für die Politik] nicht ausreichen, einen Rahmen [...] zu setzen, der für sich genommen ja die Kräfte der Freiheit noch nicht freisetzt. Die eigentliche Herausforderung besteht darin, Initialzündungen zu setzen, Anstöße zu geben, zur Freiheit zu ermuntern, Leistungsanreize zu schaffen.“

Konkrete Vorstellungen, wie dies zu erreichen ist, hat er dazu aber nicht gemacht.

Stiftungen könnten solche Anreize verstärkt geben, allerdings benötigen sie dafür auch einen geeigneten Rahmen.

Einen nennenswerten Beitrag der Stiftungen zu einem Abbau der Arbeitslosigkeit hält die CDU in absehbarer Zeit für ausgeschlossen.

· Verbreitung des Stiftungsgedankens

Die CDU fordert – genauso wie die CSU - eine erheblich höhere öffentliche Anerkennung freiwilligen Engagements.
 Grundsätzlich bemängelt die CDU:

„[D]ie gesellschaftliche Diskussion zu Rolle und Bedeutung von Stiftungen [wird] derzeit noch in zu elitären Zirkeln geführt“

Diese müsse folglich durch „gesellschaftliche Vernetzung“ und „Beispiele erfolgreichen Wirkens moderner Stiftungen“ eine breitere Grundlage erhalten.
 Wie dies geschehen soll, bleibt in der offiziellen Haltung unklar. Hauser hat deshalb konkrete Vorschläge gemacht, wie der Stiftungsgedanke verbreitet und eine breitere Diskussion angestoßen werden kann: Durch eine größere Anerkennung der Leistungen von Stiftungen seitens des Staates und der Medien.

Genau diese Forderung nach einer breiten gesellschaftspolititschen Debatte zur Bedeutung und Rolle von Stiftungen läßt sich aber nur durch eine höhere Transparenz der Arbeit von Stiftungen einlösen. Denn auf welche Weise soll sonst das Wirken von Stiftungen in der Öffentlichkeit bekannter und damit zu einem gesellschaftspolitischen Thema werden?

Die CDU behauptet, daß es - bezogen auf das bürgerschaftliche Engagement - einen kulturellen Unterschied zwischen Deutschland und den USA gebe, und fordert, sich das Engagement der US-Amerikaner zum Vorbild zu nehmen.

3.2 Die Position der CSU

Die Forderung nach einer neuen Bürgerkultur durch Beibehaltung der starken Rolle des Staates

· Vorbemerkung

Die Betrachtung der Positionen, welche die CSU zum Stiftungswesen bezieht, ist aufgrund der Struktur der Partei etwas komplexer als in den anderen Fällen. Dies liegt zum einen an der engen Verbindung der Landesgruppe im Bayrischen Landtag mit derjenigen im Deutschen Bundestag. Die Partei ist deshalb in bezug auf die Erarbeitung von Konzepten nicht so stark in Bundes- und Landespartei getrennt, wie es bei anderen Parteien der Fall sein mag. Zum anderen wurde bei der Recherche deutlich, daß sich hauptsächlich Parlamentarier oder Minister und deren Mitarbeiter auf Landesebene mit der Reform des Stiftungswesens beschäftigen. Eine trennscharfe Untersuchung der bundespolitischen Ansätze war deshalb schwierig. Daher erschien es notwendig, sowohl Äußerungen und Dokumente auf Landes- als auch auf Bundesebene zu untersuchen; doch auf letzterer hat man sich mit dem Thema schlichtweg nicht eingehender beschäftigt.
 Ein weiteres Problem zeigte sich in der engen Verknüpfung der CSU mit ihrer Schwesterpartei CDU, weil dies eine genaue Beurteilung der je eigenen Standpunkte erschwerte.

· Stiftungswirklichkeit in Bayern

Von 1993 bis 1995 wurden in Bayern
 durchschnittlich circa 55 Stiftungen pro Jahr errichtet. Dies bedeutet eine Zunahme gegenüber den Vorjahren um bis zu 70 %.
 Im Jahre 1997 erreichte die Stiftungstätigkeit eine weitere Steigerung auf 78 neugegründete Stiftungen.
 Die CSU führt die starke Zunahme der Stiftungsneugründungen der letzten Jahre in Bayern auf „stiftungsfreundliche“ gesetzliche Rahmenbedingungen im Freistaat zurück.
 Besonders betont wird, daß diese Rahmenbedingungen eine Vorbildfunktion für andere Landesstiftungsgesetze hatten.
 Die Novellierung des bayerischen Stiftungsgesetzes vom 01. Januar 1996 stellte einen pragmatischen Ansatz zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Stiftungen dar. Diese Gesetzesänderung sollte den notwendigen Raum für private Stifter schaffen. Sie hat Vereinfachungen durch Beseitigung rechtlicher Hürden gebracht, z. B. durch Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens, Ermöglichung moderner Vermögensverwaltung oder die Möglichkeit zur Anlage des Stiftungsvermögens in Aktien, o. ä.
 Die Reform des bayrischen Landesstiftungsgesetzes ist erwähnenswert, da die Tatsache der Überarbeitung des Landesgesetzes ein Indikator dafür ist, daß die CSU einer bundeseinheitlichen Regelung des Stiftungsrechts ablehnend gegenübersteht, weil sie die durchgeführte Verbesserung der Rahmenbedingungen auf Landesebene für ausreichend hält. Deshalb sieht man hier keinen Handlungsbedarf.

· Definition von Stiftungen und deren Rolle

Was sind Stiftungen nach Ansicht der CSU? Wie definiert sie diese? Eine Antwort findet sich bei Zehetmair:

„Sie sind lebendiger Ausdruck unserer Gemeinschaft“

Sie wirkten dadurch einer zu starken Individualisierung entgegen. Diese habe zu einer Abkehr von gemeinschaftlichen Werten geführt. Martin Mayer sieht Stiftungen als „eine notwendige Alternative zum staatlichen Handeln, weil das staatliche Handeln nicht von derselben Pluralität gekennzeichnet ist“
, und auch als „Pioniere [für neue Aufgabenbereiche], die zunächst Stiftungen übernehmen und die später staatliche Aufgaben werden“
. Stiftungen werden hier demnach als ein Element gesellschaftlicher Pluralität begriffen.

Die Stiftung wird aber im Zusammenhang mit anderen gemeinnützigen Organisationen als ein Instrument des privaten Engagements neben anderen gesehen.
 Stiftungen wird hier keine exponierte Stellung eingeräumt.

· Legitimation von Stiftungen

Die Legitimation von Stiftungen wird von der CSU darin gesehen, daß die Errichtung von Stiftungen ein Ausfluß des Eigentumsrechts ist.

· Verhältnis zwischen Stiftungen und Staat

Mit Bezug auf das Verhältnis zwischen Stiftungen und Staat bekennt sich die CSU dazu, daß es für Stiftungen möglich sein soll, gesellschaftliche Freiräume gegenüber staatlichem Einfluß zu bewahren.
 Deshalb solle der Einfluß des Staates auf ein Mindestmaß beschränkt werden.
 Mindestmaß bedeutet konkret, daß der Staat keinen Einfluß auf die Stiftungszwecke nehmen dürfe und sich darauf beschränken solle, die Gemeinnützigkeit zu definieren.

Allerdings bedeutet eine Definition der Gemeinnützigkeit durch den Staat, daß zumindest indirekt Einfluß auf die Stiftungszwecke genommen wird, da der Status der Gemeinnützigkeit Steuervorteile bringt, die in der Praxis den Stifter bei der Wahl der Stiftungszwecke beeinflußt.

Des weiteren betont die CSU, daß der Staat die Verantwortung behalten müsse und Stiftungen eine Bereicherung und Ergänzung staatlichen Handelns seien.
 Die CSU betrachtet die Bedeutung von Stiftungen für die Gesellschaft als erheblich. Sie sieht die Funktion von Stiftungen in der Einbindung möglichst vieler Menschen in die gemeinsame Verantwortung für die Kultur. Stiftungen seien daher ein unverzichtbares Element in der Kulturlandschaft (aufgrund von Flexibilität, Spontaneität, Individualität), die zur Freiheit in der Gesellschaft beitragen.
 Die CSU erkennt eine weitere Funktion des Stiftungswesens in der Förderung des Leistungsprinzips:

„Auf diese Weise erschließen sich dem Sozialstaat wie dem Kulturstaat neue leistungswillige und leistungsfähige Kräfte in der Bevölkerung.“

Die Partei scheint auch anzunehmen, daß die grundsätzlichen Motive von Staat und Stiftungen in die gleiche Richtung gehen.
 So sieht sie staatliche Stiftungsgründungen als Vorbild für private Mäzene.
 Man sollte diese Sichtweise allerdings kritisch hinterfragen, denn es ist zweifelhaft, ob der Staat gerade dadurch, daß er eigene Stiftungen errichtet, ein Vorbild für Stifter sein kann. Unklar bleibt auch, wie staatliche Stiftungen - wie von der CSU gefordert - von staatlichem Einfluß freigehalten werden können.
 Weiter oben wurde bereits erwähnt, daß die CSU hier auch eine Funktion des Stiftungswesens sieht. Hans Zehetmair hat in diesem Zusammenhang folgenden Wunsch formuliert:

„Ich wünsche mir, daß viele Private in dem staatlichen Engagement [hier für die Kultur] einen Anreiz sehen, sich selbst als private Mäzene [...] in stärkerem Umfang zu engagieren.“

Hier stellt sich aber die Frage, ob die Initiative zu einer – wie es die CSU nennt – „Entfaltung einer Bürgerkultur“ nicht vorrangig von den Bürgern selbst ausgehen und der Staat hierfür den allgemeinen Rahmen setzen sollte: Auch in einer weiteren CSU-Forderung, daß „...von der Politik [...] die Initiative zur Entfaltung einer neuen Bürgerkultur kommen [muß]“ und „sie [die Politik] die Bürger in ihrem Engagement mehr fordern [muß]“
, wird offenbar das Prinzip der Stiftungen als einer privaten Initiative, die potentiell eine Vordenkerfunktion für gesellschaftliche Innovation übernehmen kann, konterkariert. Die Trennung zwischen staatlichem und privatem Engagement ist hier nicht ganz deutlich. Immerhin konstatiert die CSU, daß der Staat die Ziele und Aufgaben des bürgerschaftlichen Engagements nicht vorgeben dürfe.

· Zur politischen Debatte

Zu dem Gesetzesentwurf zur Förderung des Stiftungswesens der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Dr. Jörg Jung, der Stiftungsreferent im bayrischen Ministerium des Innern, 1998 Stellung bezogen.
 Das bisherige Konzessionssystem bei der Genehmigung von Stiftungen verteidigte er, da es den Bestand bereits bestehender Stiftungen und die Einhaltung des Stifterwillens sichere. Die CSU bewertet die Einbindung der Stiftungsaufsicht in der Gründungsphase einer Stiftung als eine wichtige Vertrauensgrundlage für den Stifter und vertritt die Sichtweise, daß die Stiftungsaufsicht eine Beratung und keine Bevormundung des Stifters sei.
 Stiftungspraktiker und auch Rechtsexperten fassen dies im Gegenteil so auf, daß es in der Praxis durchaus zu Fällen von unzulässigen staatlichen Ermessenshandlungen bei der Genehmigung und auch bei der Aufsicht von Stiftungen gekommen ist.
 Daher sei das Normativsystem zu bevorzugen, obwohl es auch dabei Probleme geben könne. Diese treten auf, wenn keine ausreichend klaren Regelungen für den Vollzug des geplanten Normativsystems vorhanden sind, weil es ansonsten zu keinem wirklichen Systemwechsel kommt.
 Zusätzlich wird von der CSU der Vorteil der staatlichen Beratung gegenüber der Eintragung bzw. Beurkundung beim Notar – wie sie die F.D.P. und die Bündnisgrünen fordern - hervorgehoben, da diese kostenfrei und durch besonderes Fachwissen - im Gegensatz zu Notaren - seitens der Behörde gekennzeichnet sei.
 Die im StifFördG von 1997 vorgesehene Absicht der Bündnisgrünen, die Amtsgerichte mit der Führung eines geplanten Stiftungsregisters zu betrauen (Art. 1 § 83), und die Kostenpflichtigkeit dieses Vorgangs (Art. 4 § 80a) werden abgelehnt, da dies zu einer unnötigen Doppelzuständigkeit führe und die anfallenden Kosten schon bei der Stiftungserrichtung eher abschreckend auf den Stifter wirkten.
 Die CSU lehnt ein solches Register als konstitutives Element für die Stiftungserrichtung ab.
 Als ein Element mit deklaratorischem Charakter wird das Register nicht vollständig abgelehnt, aber deutliche Bedenken hinsichtlich einer möglichen Verletzung der Privatsphäre des Stifters vorgetragen, falls ein für jedermann einsichtiges Stiftungsregister eingeführt werde.
 Diese Bedenken sind nicht ganz nachvollziehbar, da ein Stifter speziell in Bayern die Möglichkeit hat, anonym zu bleiben, obwohl gerade Bayern als einziges Bundesland ein amtliches Stiftungsregister führt.

Da die CSU sehr stark föderalistisch ausgerichtet ist, vertritt sie als weiteres Argument gegen eine bundeseinheitliche Regelung des Stiftungsrechts die Ansicht, es sei Sache der Länder, in diesem Bereich regelnd einzugreifen.

Im Falle der steuerrechtlichen Rahmenbedingungen für Stiftungen hingegen sieht die Partei einigen Handlungsbedarf auf Bundesebene.
 Sie unterstützt hier die Forderungen des BDI und des BDS.
 Für die CSU hat die Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen für Stiftungen eindeutig Priorität gegenüber Veränderungen des privatrechtlichen Rahmens. 

· Gesellschaftspolitische Vorstellungen

Vergleicht man die grundsätzlichen gesellschaftspolitischen Positionen der CSU mit den zitierten Äußerungen der Landespolitiker, so wird deutlich daß sich das private Engagement in Stiftungen in die von der CSU geforderte neue „Sozial- und Bürgerkultur“
 sehr gut einfügt. Die Partei sieht die Notwendigkeit zum Umbau des Sozialstaates, da er sich in der Krise befinde. Er habe zu einer Distanzierung der Menschen vom Staat geführt und die Individualisierung zu stark gefördert. Deshalb müsse er reformiert werden. Die CSU geht vom christlichen Menschenbild aus, das die Eigenverantwortung eines jeden Menschen betont. Stiftungen als Organisationsform für gemeinwohlorientiertes Engagement sind darin eingeschlossen.
 Und es wird gefordert, „nach Maßgabe von Subsidiarität und Solidarität das Gemeinwohl“
 zu fördern. Subsidiarität wird hier gerade auch als Vorrang für freiwillige Organisationsformen verstanden.

Widersprüche sind in den folgenden Ansichten der Partei zu erkennen: Die soziale Selbstorganisation und das Ehrenamt müßten gefördert werden, dies dürfe aber nicht im Sinne einer staatlichen Verordnung geschehen. „Entstaatlichung“ wird im Sinne eines gesellschaftspolitischen Programmes, das dem bürgerschaftlichen Engagement Freiräume schafft, gefordert.
 Allerdings müßte der Staat für die entsprechenden Rahmenbedingungen sorgen, um „gewünschte Verhaltensweisen“ zu fördern.
 

· Politische Konfliktlinien innerhalb der CSU

Innerhalb der CSU gibt es Konfliktlinien, die vor allem zwischen den Kulturpolitikern und den Finanzpolitikern verlaufen. So kritisierte Kultusminister Zehetmair seinen damaligen Parteichef und Bundesfinanzminister Theodor Waigel mehr oder minder offen über das zu starke Verharren in fiskalischen Dimensionen.
 

Es ist festzustellen, daß eine Reform des Stiftungssteuerrechts in den letzten Jahren an der Ablehnung des Bundesfinanzministers gescheitert ist, weil man diese Reform mit der - gescheiterten - Steuerreform verknüpfen wollte.
 Die Fiskalpolitiker innerhalb der Partei folgten deshalb in der Vergangenheit auch nicht den Vorschlägen, die eine steuerliche Besserstellung von Stiftungen forderte. Dies wird in der Aussage des damaligen Bundesministers der Finanzen Theodor Waigel deutlich, der – im Namen der letzten Bundesregierung - folgendes formuliert hat:

„Zentrales Anliegen der Bundesregierung ist es, durch eine Politik strikter Ausgabendisziplin auf allen staatlichen Ebenen die Staatsquote auf das Niveau vor der Wiedervereinigung zu senken. Die Handlungsspielräume, die sich daraus ergeben, sollen dann gleichgewichtig im Sinne einer symmetrischen Finanzpolitik für die Rückführung der öffentlichen Defizite und für die Senkung von Steuern und Abgaben genutzt werden. Dabei gibt die Bundesregierung einer Politik niedrigerer Steuersätze bei weniger Sonderregelungen den Vorzug vor neuen, differenzierenden Regelungen.“

· Funktion von Stiftungen in Zukunft

Nach der Prognose des bayrischen Kultusministers Hans Zehetmair wird die Bedeutung von gemeinnützigen Stiftungen in Zukunft noch zunehmen. Den Grund sieht er darin, daß der Staat an seine finanziellen Grenzen stößt. Dies führe zu der Einsicht, daß der Staat seine Mittel moderat und besser in Zusammenarbeit mit privaten Geldgebern einsetzen solle. Auf die Vorteile und die Notwendigkeit der Zusammenarbeit zwischen staatlicher und privater (Kultur-) Förderung weist er ausdrücklich hin.
 Das heißt, daß privates Engagement in Stiftungen für die CSU besonders in Zeiten leerer staatlicher Kassen willkommen ist und für die Partei hier die politische Motivation zu einer Förderung des Stiftungswesens liegt.
 Zusätzlich wird der Gegensatz zwischen privatem Reichtum und der Finanznot der öffentlichen Hand betont. Hier sollen Stiftungen ein Mittel sein, um dem Auseinanderdriften dieses Gegensatzes entgegenzuwirken.
 Die CSU hält die Zeit für einen Stiftungsboom für reif, da die finanziellen Möglichkeiten (Erbvermögen) gegeben seien. Dies dürfe aber keinen Rückzug des Staates aus seiner Verantwortung bedeuten.

· Beitrag von Stiftungen zur Reform des sozialen Wohlfahrtsstaates

Die CSU sieht das Potential von Stiftungen nicht in der finanziellen oder arbeitsmarktpolitischen Bedeutung von Stiftungen, sondern in der Erarbeitung von Lösungsmodellen für die Fragen der Zukunft.
 Im Vergleich zum zuvor gesagten wird nicht ganz deutlich, ob der Beitrag von Stiftungen für die CSU vorrangig ein quantitativer oder ein qualitativer ist.

· Verbreitung des Stiftungsgedankens

Die CSU fordert - zusammen mit der CDU - eine erheblich höhere öffentliche Anerkennung freiwilligen Engagements.
 Dies gilt auch für Stiftungen.
 Diese betrachtet sie aber nur als eine Möglichkeit von vielen, sich freiwillig zu engagieren.

3.3 Die Position der F.D.P.

Das Stiftungswesen als klassisches Betätigungsfeld der Liberalen

· Vorbemerkung

Es ist zunächst verwunderlich, warum die F.D.P. während ihrer langjährigen Regierungsbeteiligung keinen eigenen Gesetzentwurf zu einer Reform des Stiftungswesens vorgelegt hat, obwohl eine Neuregelung des Stiftungsrechts immer wieder vor allem auf Drängen der Partei
 in den Koalitionsvereinbarungen festgehalten wurde.
 Der Grund dafür ist in koalitionsbedingten Rücksichtnahmen zu sehen:
 Bis zum Ablauf der 13. Wahlperiode gab es zahlreiche konkrete Versuche seitens der F.D.P., Reformen anzuregen und durchzuführen.
 Alle diese Versuche sind allerdings am Einspruch des Koalitionspartners CDU/CSU - hier vor allem an dem des Bundesfinanzministers Waigel - gescheitert, da der „großen Steuerreform“ Priorität eingeräumt wurde.

· Legitimation der Stiftung

Die F.D.P. sieht die Stiftung vor allem rechtlich legitimiert über die Privatautonomie
 und durch den Stifterwillen.

· Verhältnis von Stiftungen zum Staat und deren Rolle

Grundsätzlich will die F.D.P. den Staat nicht aus seiner Pflicht entlassen.

Die F.D.P. fordert den Staat dazu auf anzuerkennen, daß er mehr und mehr auf privates Engagement in Stiftungen angewiesen ist. Davon hänge letztlich - zumindest teilweise - die „Funktionsfähigkeit“ und die „Akzeptanz der Autorität“ 
 des Staates ab. Dabei dürfe die Stiftungstätigkeit aber nicht allein als finanzielle Entlastung, sondern als Unterstützung und Ergänzung des Staates begriffen werden.
 Diese Aussage ist aber widersprüchlich, da die F.D.P. gerade die finanziellen Lücken, die der Staat hinterläßt, durch Stiftungen gefüllt sehen möchte.

Das Stiftungswesen wird von der F.D.P. als ein Instrument gesehen, um dem Bürger bestimmte Verantwortungen zurückzugeben. Murmann hat es folgendermaßen formuliert:

„Langfristig nämlich trägt das [...] Stiftungswesen dazu bei, den Staat zum Rückzug aus Domänen zu veranlassen, in denen er sich längst viel zu breit gemacht hat. Das ist ein Prozeß, an dem der liberale Staat selbst das größte Interesse haben müßte.“

Für Otto ist die Stiftung ein geeignetes Instrument, um „private Mittel für gemeinnützige Zwecke zu gewinnen“
.

Die F.D.P. beabsichtigt, das Verhältnis zwischen Staat und Stiftungen durch die Abschaffung der staatlichen Genehmigung auf eine partnerschaftliche Ebene zu heben.

· Argumente für eine Reform

Die Leistungen von Stiftungen in den USA sieht die F.D.P. als ein Vorbild an. Stiftungen seien in den USA „ein gutes gesellschaftliches Prinzip geworden“.
 In Deutschland bestehe im Vergleich zu den USA ein starker Nachholbedarf.
 Wie in Kapitel 1.? gezeigt, ist die Situation des Stiftungswesens in den USA aber nicht so herausragend wie oft behauptet wird.

Die F.D.P. führt zum einen ökonomische Gründe für eine Reform des Stiftungswesens an, da es aufgrund der dauerhaft angespannten Haushaltslage des Staates „unumgänglich [sei], in wachsendem Umfang privates Engagement zu erschließen"
. Ein weiteres Argument für die Förderung von Stiftungen sieht die F.D.P. darin, daß das Niveau des privaten Wohlstands und des in den nächsten Jahren zur Vererbung anstehenden Vermögens sehr hoch sei
 und es ins Ausland abzuwandern
 drohe, wenn nicht etwas geschehe.
 Der Ertrag bei den Stiftungen sei aber so behauptet die F.D.P., ohne über eine gesicherte Datengrundlage zu verfügen, hinter diesem finanziellen Potential zurückgeblieben.

Zum anderen gebe es ordnungspolitische Gründe für eine Reform, weil der Staat angesichts einer Staatsquote von fast 50% nicht mehr in der Lage sei, alle wünschenswerten Leistungen zu erfüllen.

· Der Gesetzentwurf der F.D.P.

Nach vielen Jahren der Zurückhaltung zögerte die F.D.P. nicht länger, im Januar 1999 einen eigenen Gesetzentwurf zur Reform des Stiftungsrechts vorzulegen.
 Sie war damit der Regierungskoalition zuvorgekommen. Dieser Gesetzentwurf war von der F.D.P. als eine „Initialzündung“ für das Stiftungswesen gedacht.

Er sieht für das in §§ 80-88 BGB geregelte Stiftungsrecht eine bundeseinheitlich abschließende und umfassende Regelung in folgender Gestalt vor:

· Die Entstehung einer rechtsfähigen Stiftung bedarf einzig und allein der notariellen Beurkundung des Stiftungsgeschäfts (§ 80 neu). Das staatliche Konzessionssystem entfällt dabei.

· Nach dem Prinzip der Allzweckstiftung darf die Stiftung jeden rechtlich erlaubten Zweck verfolgen (§ 81 neu).

· Die Rechtsaufsicht bleibt bei den Ländern (§ 83 Absatz 1 neu). Die Länderaufsichtsbehörde führt ein Register mit Angaben über Namen, Vorstand und Zweck der Stiftung (§ 83 Absatz 1 neu).

· Stiftungen müssen nach dem Prinzip der Transparenz und der Rechtssicherheit Bücher nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung führen (§ 84 Absatz 2).

Im Bereich des Steuerrechts sieht der Entwurf folgende Änderungen vor:

(Zur Abgabenordnung)

· Die Abzugsfähigkeit von Spenden an gemeinnützige Stiftungen wird von 5% auf 20% erhöht. 

· Die bisherige Abstufung der Steuersätze nach einer Wertigkeit der gemeinnützigen Zwecke entfällt.

· Stiftungen erhalten die Möglichkeit, Endowments zu bilden (§ 58 Nr. 2 neu).

· Die Möglichkeit der Rücklagenbildung wird auf ein Drittel des Überschusses der Einnahmen aus der Vermögensverwaltung erhöht (§ 58 Nr. 7 a neu). Innerhalb der ersten drei Jahre nach der Stiftungsentstehung wird diese noch erweitert (§ 58 Nr. 7 c neu).

(Zu Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer)

· Die Aufdeckung stiller Reserven im Betriebsvermögen zur Dotierung gemeinnütziger Stiftungen ist nicht mehr als Entnahmegewinn zu versteuern.

· Die Veräußerung eines Betriebes zur Gründung oder Förderung einer gemeinnützigen Stiftung gehört nicht mehr zu den Einkünften aus dem Gewerbebetrieb (beides Art. 3 des Entwurfs: Einkommensteuergesetz).

· Die Errichtung einer gemeinnützigen Stiftung von Todes wegen wird generell von der Steuer freigestellt (Art. 6 des Entwurfs: Erbschaftssteuergesetz).

Die F.D.P. ist sich bewußt, daß der vorgelegte Entwurf nicht die dringendere Reform des Gemeinnützigkeitsrechts ersetzen kann, sie sieht ihn aber – vor allem aus den genannten wirtschaftlichen Gründen – als vordringlichen Einstieg in eine Reform an.
 Die F.D.P. sieht in ihrem Vorschlag für ein StiftRReformG eine Vereinheitlichung und Modernisierung des Stiftungsrechts.
 Mittelpunkt sei dabei die Ersetzung des aus den Zeiten des Obrigkeitsstaates stammenden Konzessionssystems durch ein Normativsystem, da es nicht mehr zum modernen Staatsverständnis passe.
 Hier fällt auf, daß sich die F.D.P. zunächst gegen eine Änderung des BGB-Stiftungsrechts aussprach
 Die Entstehung einer Stiftung soll nur noch an eine notarielle Beurkundung geknüpft werden, um so wenig staatlichen Einfluß wie möglich und eine neutrale Beratung zu ermöglichen.
 

Die F.D.P. setzt bei der Transparenz mehr auf Freiwilligkeit und lehnt eine öffentliche Kontrolle des Stiftungswesens ab.
 Fraglich ist, wie eine höhere Transparenz und damit auch Akzeptanz der Arbeit von Stiftungen erreicht werden kann, wenn man bedenkt, daß zur Zeit nur etwas mehr als ein Drittel der Stiftungen freiwillig Angaben über ihr Vermögen machen.
 Zudem ist dies fraglich, wenn die F.D.P. davon ausgeht, daß Stifter eher zurückhaltend gegenüber der Öffentlichkeit sind.

· Stifter und deren Tätigkeitsbereiche

Die F.D.P. will vor allem reiche Privatleute mit hohem Einkommen
 und Unternehmer
 als Stifter gewinnen. Dies kommt in der geplanten deutlichen Erhöhung bei den Einkommen- und Körperschaftsteuersätzen über die Abzugsfähigkeit von Spenden für gemeinnützige Zwecke auf 20% und vor allem auch in der Steuerbefreiung bei der Einbringung von Betriebsvermögen oder -einkommen in eine Stiftung zum Ausdruck. Ausdrücklich sollen die „unternehmensgebundenen“ Stiftungen zulässig bleiben.

Rainer Funke nimmt an, daß die meisten Stiftungen von Todes wegen errichtet werden.
 Diese Formulierung ist etwas mißverständlich, da nach Schätzungen höchstens 10-20% der Stiftungen von Todes wegen errichtet werden.
 Hier geht es also nicht um die rechtliche Möglichkeit eine Stiftung testamentarisch zu errichten, sondern um eine soziologisch-demographisches Phänomen, nämlich die Tatsache, daß in den kommenden Jahren jährlich etwa 250 Milliarden DM zur Vererbung anstehen, die – so die F.D.P. - quasi „ von Erbschafts wegen“ für das Gemeinwohl eingesetzt werden könnten.
 Deshalb sieht die Partei eine Ausweitung auf alle steuerbegünstigten Zwecke gemäß §§52-54 AO bei der Erbschaftssteuer vor. Gerade für die „Generation der Erben“ seien Stiftungen „eine hervorragende Form privaten Engagements“.
 Eine wichtige Vorannahme der F.D.P. ist, daß ein potentieller Stifter sehr stark von „steueroptimierenden“ Motiven geleitet wird.
 Wie in Kapitel 2.5 gezeigt wurde, ist die mögliche Steuerersparnis aber keinesfalls ausschlaggebend für die Entscheidung zu stiften oder nicht.

Zunächst ist festzustellen, daß das Stiftungswesen zu den Hauptfeldern gehört, mit denen sich die F.D.P. im Bereich der Kulturpolitik befaßt. Grund dafür sei, daß die Kulturpolitik meist als Randbereich wahrgenommen werde, das heißt die Finanzierung kultureller Projekte nachrangig behandelt werde und daher eine „grundlegende Änderung in der Finanzierung“ erforderlich mache.
 Die kulturpolitische Sichtweise wird auch unterstrichen, wenn man die grundsätzlichen programmatischen Vorstellungen der F.D.P. untersucht.
 Hier könnte der Eindruck entstehen, daß die F.D.P. ein Stiftungsengagement nur im Bereich Kunst und Kultur erwünscht. Dies entspricht aber nicht der Realität. Vor allem aufgrund der finanziellen Zwänge des Staates sollen Stiftungen in allen möglichen gemeinnützigen Bereichen aktiv werden.

Fraglich ist, inwieweit sich diese Hoffnungen erfüllen können, was die Förderung der Kultur durch Anregung zum Stiften angeht. Bei einer Analyse des jetzigen Anteils von Stiftungen im Kulturbereich läßt sich, wie zuvor bereits erwähnt, feststellen, daß nur etwa 11% aller Stiftungen in diesem Bereich tätig sind. Angenommen, dieser Anteil ließe sich durch gezielte Förderung verdoppeln, so hieße das (bei jährlichen geschätzten 250-300 Neuerrichtungen), daß ungefähr 60 Stiftungen für die Kultur jährlich neu errichtet werden könnten. Da es sich bei den allermeisten dieser Stiftungen nicht um Großstiftungen handeln dürfte, kann man ein Ausgabevolumen von höchstens 500.000,- DM annehmen, wie es annähernd drei Viertel aller Stiftungen aufweisen. Dies entspräche zusätzlichen jährlichen Finanzmitteln von etwa 30 Millionen DM. Diese Zahl dürfte noch wesentlich zu hoch liegen. Sie entspricht aber lediglich dem Etat eines mittleren Staatstheaters und macht damit deutlich, daß das rein finanzielle Engagement der Stiftungen allein nicht ausreichen wird, Defizite im Kulturbereich auszugleichen.

· Der gesellschaftspolitische Ansatz: „Freiheit durch Verantwortung“

Die F.D.P. hält die Förderung des Stiftungswesens für eine „gesellschaftspolitisch wichtige Aufgabe“
. Die Partei schreibt der privaten Stiftung als einer „individuelle[n] Form bürgerlichen Engagements“ eine steigende Bedeutung zu.
 

Sie sieht in der Stiftung eine Brücke zwischen den gemeinnützigen Aufgabenfeldern und der privaten Verantwortung.

Bestimmendes Ordnungsprinzip der F.D.P.-Politik ist dasjenige der Freiheit.
 Die F.D.P. bindet Stiftungen in das Konzept „Freiheit durch Verantwortung“ bewußt ein. In Stiftungen könne der Bürger freiwillig Verantwortung für die Gesellschaft übernehmen, und dieses Bürgerbewußtsein stärke letztlich die Grundlagen der Demokratie.
 Westerwelle hat dies wie folgt verdeutlicht:

„Verantwortung ist in einer liberalen Bürgergesellschaft eben nicht nur Eigenverantwortung, sondern ebenso die Bereitschaft, Mitverantwortung für andere zu übernehmen, und zwar durch den einzelnen Bürger [...]. Verantwortungsgemeinschaften, Selbstorganisation von Bürgern in [...] Stiftungen [...] müssen bei der Wahrnehmung gemeinnütziger Aufgaben künftig den Vorrang vor dem Staat haben.“

Otto stellt klar, daß es seiner Partei „nicht allein um [die] Verschiebung von irgendwelchen finanziellen Aufgaben und Lasten [geht], sondern [...] in erster Linie um eine Stärkung gesellschaftlichen Engagements der Bürger, also Stärkung der Bürgergesellschaft“
. Weiter konstatiert er:

„Wir wollen ja so viel Freiheit und Verantwortung für den Einzelnen wie möglich, und [...] die Stiftung ist ein solches Instrument, um möglichst viel Freiheit und Verantwortung für den Einzelnen zu ermöglichen und zu fördern.“

Stiftungen fügen sich deshalb vom Grundprinzip her geradezu ideal in die gesellschaftspolitischen Vorstellungen der F.D.P. ein.

· Innerparteiliche Konfliktlinien

Im Gefolge der Gesetzesinitiative der Bündnisgrünen gab es in der F.D.P. Kritik, daß man das Stiftungsrecht – obwohl es ein Kernthema der F.D.P. ist – den Bündnisgrünen überlasse.

Des weiteren ist ganz deutlich ein Konflikt auszumachen, der zwischen den Kultur- und Gesellschaftspolitikern auf der einen Seite und den Finanzpolitikern auf der anderen Seite ausgetragen wird.
 Dieser sollte aber nicht überbewertet werden, da der aktuelle Gesetzentwurf einstimmig verabschiedet wurde.

· Die politischen Kontroversen

Die F.D.P. und die Bündnisgrünen stimmen mit ihren Vorschlägen in weiten Teilen überein. Darüber kann auch die übliche politische Rhetorik nicht hinwegtäuschen. Die damalige kulturpolitische Sprecherin Ina Albowitz stellte Anfang 1998 für die F.D.P. fest, daß man in Grundpositionen nicht weit auseinanderliege, und begrüßte die Vorschläge der Bündnisgrünen.
 Der Ansatz der Bündnisgrünen wurde von der F.D.P. befürwortet, da dieser die Möglichkeiten privater Stiftungen erkannt habe und nutzen wolle. Vor allem Einzelthemen, wie die geplante Abschaffung der Unterschiede verschiedener gemeinnütziger Zwecke und die Erhöhung der Möglichkeiten zur Rücklagenbildung finden die Zustimmung der Liberalen. Eine Reform sei aber nur im Zusammenhang mit der Steuerreform möglich und sinnvoll.
 Hier solle trotz der Absenkung der Steuertarife und der gleichzeitigen Abschaffung von Ausnahmetatbeständen etc. die steuerliche Förderung gemeinnütziger Zwecke erhalten bleiben.

Im Gegenzug befürwortete die Initiatorin des Gesetzentwurfs der Bündnisgrünen Bundestagsvizepräsidentin Antje Vollmer den F.D.P.-Vorschlag vom Januar 1999.
 

Die F.D.P. behauptet, sie gehe mit ihren Vorschlägen weit über den Gesetzentwurf der Bündnisgrünen von 1997 hinaus.
 Sie kritisiert vor allem die von den Bündnisgrünen vorgesehenen Einschränkungen bei Familien- und unternehmensverbundenen Stiftungen und die geringeren steuerlichen Anreize in deren Entwurf, da diese eine Kappungsgrenze für den Spendenabzug vorsehen.

Die erstgenannte Maßnahme hält die F.D.P. nicht für zielführend, da sie die Stifterfreiheit einschränken würde, anstatt eine größere Freiheit zu ermöglichen.
 Es ist allerdings festzustellen, daß sowohl die Familienstiftung als auch die unternehmensverbundene Stiftung in der Stiftungswirklichkeit eher unbedeutend sind.
 Walkenhorst hat daher, bezogen auf die Familienstiftung, zu Recht von einem „Nebenkriegsschauplatz“ in der politischen Diskussion gesprochen.

Der BDS erkennt ein Problem bei der für die Stiftungserrichtung erforderlichen notariellen Beurkundung, da dies zur Schaffung von Stiftungen führen könnte, die nicht lebensfähig seien, da sie theoretisch auch ohne Vermögen errichtet werden könnten.
 Des weiteren kritisiert er, daß eine Einbindung der Notare nur zu Mehrkosten und einer schlechteren Beratung führe.
 Nicht zuletzt aufgrund der massiven Einwände gegen die notarielle Beurkundungspflicht will die F.D.P. in dieser Frage aber „noch beweglich sein“.

Die F.D.P. lehnt die Führung eines Stiftungsregisters bei den Amtsgerichten ab, da dies zu mehr Verwaltungsaufwand führe.

Die F.D.P. betont die Unterschiede - seien sie auch gering -, um sich in der aktuellen Debatte von der Position der Bündnisgrünen abzugrenzen und um ihren Entwurf als eigenständig darzustellen. 

· Erhoffte Auswirkungen einer Reform

Der Entwurf für ein StiftRReformG soll nach Ansicht der F.D.P. „den Grundstein für eine neue Stiftungskultur in Deutschland legen“
. Konkret ausgedrückt, nimmt die Partei an, daß „Stiftungen [...] nur dann in größerer Anzahl entstehen [werden], wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für die Errichtung von Stiftungen liberalisiert und die steuerlichen Rahmenbedingungen für [...] Stiftungen spürbar verbessert werden“
. Die Partei erhofft sich folglich von besseren Rahmenbedingungen für Stiftungen eine erhebliche Zunahme bei den Stiftungserrichtungen
 und bei den in Stiftungen eingebrachten finanziellen Mitteln.
 Strachwitz ist in bezug auf die Auswirkungen eines Stiftungsgesetzes jedoch skeptisch, da bereits seit Jahren ein Stiftungsboom in Deutschland im Gange sei.

Was die Kosten einer Reform
 angeht, so ist die F.D.P. der Auffassung, daß die Änderung des BGB keine Kosten verursache und letztlich zu geringen Einsparungen führen werde, da die Genehmigung vor der Stiftungserrichtung seitens der Länderbehörden wegfalle.

· Der steuerliche Rahmen

Vorbild der F.D.P. für die Verbesserung des steuerlichen Rahmens für Stifter und Stiftungen sind die USA.
 Toepler hingegen stellt fest, daß zwar die Stiftungsgründung unter Lebenden, steuerlich gesehen, deutlich günstiger als in Deutschland ist, daß aber die amerikanischen Regelungen der „Förderung des Stiftungswesens im allgemeinen [...] weniger zuträglich“
 sind.

Die F.D.P. nimmt an, daß es durch höhere steuerliche Abzugsmöglichkeiten zwar zu Mindereinnahmen des Staates komme, dieser aber „durch die verstärkte Übernahme bisher vom Staat finanzierter Maßnahmen durch gemeinnützige Stiftungen“
 finanziell entlastet werde. Der Umfang der Steuermindereinnahmen lasse sich schwer beziffern, da er auf individuellen Entscheidungen seitens der Stifter beruhe.

Diese Auffassung hat die F.D.P. zu Zeiten ihrer Regierungsbeteiligung nicht vertreten. Damals hatte man noch im Lichte der Steuerreform geplant.
 Es wurden erhebliche Bedenken gegenüber den steuerrechtlichen Vorschlägen der Bündnisgrünen vor allem in den Bereichen vorgebracht, die heute zu den Kernpunkten des F.D.P.-Entwurfs zählen. Dazu gehört die von den Bündnisgrünen vorgesehene Änderung bei der Erbschafts- und der Schenkungssteuer, bei der die F.D.P. größere Steuermindereinnahmen in den Ländern befürchtete.
 Die Bündnisgrünen gäben „keine Antwort darauf, wie die entsprechenden Steuermindereinnahmen auszugleichen sind.“
Auch die Freigabe der Rücklagenbildung in den ersten drei Jahren nach Errichtung einer Stiftung wurde im Sinne der Gemeinnützigkeit als problematisch bezeichnet. Allgemein kommentierte man die von den Bündnisgrünen vorgeschlagene Erhöhung der steuerlichen Abzugsfähigkeit zur Errichtung von oder für Zuwendungen an Stiftungen wie folgt:

„Es erscheint bedenklich, das Feld der Steuervergünstigungen gerade jetzt in dieser Dimension zu vergrößern.“

Dagegen gibt es folgenden innerparteilichen Einwand:

„Der [...] gelegentlich erhobene Einwand, die Gründung von Stiftungen entziehe [dem Staat] Steuermittel, ist kurzsichtig und zeugt von wenig Vertrauen in den aktiven Bürger.“

Die steuerlichen Vorschläge beider Parteien sind bis auf die Höchstsätze über die Abzugsfähigkeit bei der Einkommen- und Körperschaftssteuer identisch. Hier behaupten die Bündnisgrünen, daß die F.D.P. schlichtweg abgeschrieben habe.
 

· Funktion in Zukunft

Die zukünftige Rolle der Stiftungen sieht die F.D.P. in einer Ausweitung ihrer Tätigkeit auf andere Bereiche,
 und als ein Mittel derart zu einem Bewußtseinswandel des Bürgers beizutragen, daß nicht der Staat alles regeln kann und soll.

· Beitrag der Stiftung zur Reform des sozialen Wohlfahrtsstaats

Zur Reform des sozialen Wohlfahrtsstaates sieht die F.D.P. keine größeren quantitativen Beiträge
 der Stiftungen, aber einen qualitativen. Otto hat es wie folgt formuliert:

„Aus sehr grundsätzlichen ordnungspolitischen Gründen sollte man hier eine Neujustierung [zwischen privater Verantwortung und öffentlicher Fürsorge] vornehmen, und da eignet sich die Stiftung in ganz besonderer Weise.“

· Verankerung des Stiftungsgedankens

Der Gesetzesentwurf der F.D.P. soll konkret dazu beitragen, daß die Stiftung „im Bewußtsein der Bürger als Möglichkeit, ’Gutes zu tun‘, existent...“ ist und damit „als gesellschaftlich allgemein anerkannte[s] Instrument der Förderung des Gemeinwohls wieder jenen Rang [erhält], den Stiftungen über Jahrhunderte in Deutschland hatten“
. In einem weiteren Schritt müsse für Stiftungen über Multiplikatoren aller Art geworben werden und ihnen damit ein höherer Stellenwert auf der „Agenda der politischen Themen“ und im öffentlichen Bewußtsein insgesamt zugewiesen werden, da die Stiftung hier bisher ein „Schattendasein“ innerhalb der Organisationsformen privaten Engagements für die Allgemeinheit geführt habe.

3.4 Die Position der SPD

Die Entdeckung des Reformpotentials von Stiftungen zur Ergänzung des Staates

· Vorbemerkung

Die Darstellung der Position der SPD gestaltet sich schwierig, da es nur wenige Aussagen von seiten dieser Partei zum Thema Stiftungswesen gibt. In der 13. Wahlperiode und davor wurden Reformvorschläge ausschließlich von den Kulturpolitikern
 vorgetragen und beschränkten sich weitgehend auf die Kritik an der damaligen Bundesregierung für ihre nicht eingehaltenen Versprechen hinsichtlich einer Reform des Stiftungswesens.
 Es gab damals angeblich Konzepte der SPD, die aber nie veröffentlicht wurden, heute aber als Diskussionsgrundlage dienen.

Unmittelbar nach dem Sieg bei der Bundestagswahl 1998 verabredeten die Regierungspartner ein Grundsatzpapier zur Kulturpolitik, nach dem das Stiftungsrecht novelliert werden soll, um Privatpersonen und der Wirtschaft bessere Voraussetzungen zum Stiften zu schaffen.

Ein offizieller Gesetzentwurf der Regierungskoalition hierzu lag trotz zahlreicher Ankündigungen für den April 1999
 bis zum Abschluß der vorliegenden Arbeit Anfang Mai noch nicht vor.

· Definition der gemeinnützigen Stiftung

Die SPD hält Stiftungen für einen aktiven Teil der Gesellschaft, „weil in ihnen und mit ihnen Kreativität und Initiative gefördert [werden]“
.

· Verhältnis von Stiftungen und Staat

Der Staat sei den Stiftungen in der Vergangenheit mit Mißtrauen begegnet und habe ihnen bürokratische Hemmnisse in den Weg gelegt.
 Hier müsse man ein anderes Verständnis erreichen.
 Vor der Bundestagswahl 1998 forderte die SPD, daß die Verantwortung für den Kulturstaat Deutschland zusammen mit der Kulturfinanzierung in bewußter Abgrenzung zu dem Engagement privater Stiftungen beim Bund verbleiben solle.

Michael Naumann sieht deshalb ein Ergänzungsverhältnis
, wenn er folgendes artikuliert:

„Das [Reform des Stiftungsrechts] bedeutet ja nicht, die öffentliche Hand aus ihrer kulturpolitischen Verantwortung zu entlassen, sondern die Leistungen der öffentlichen Hand zu ergänzen.“

Die SPD behauptet, daß sie dabei den Staat nicht von seinen Aufgaben entlasten wolle
. Der Staat müsse auch in Zukunft eine Kontrolle ausüben, um Mißbrauch zu verhindern.
 Stiftungen können nach Ansicht der SPD auch im Auftrag des Staates tätig werden und werden dies verstärkt tun.

· Politische Argumente für eine Stiftungsreform

Politische Argumente, die die SPD für eine Reform vorbringt, sind die vielzitierten leeren öffentlichen Kassen, die verbesserte Rahmenbedingungen für das Mäzenatentum nötig machten.
 Vor allem zur Erhaltung der kulturellen Vielfalt sei man auf ein breites Engagement der Bürger angewiesen.

Des weiteren hat auch die SPD die Erschließung des Erbvermögens als ein Ziel einer Stiftungsreform erkannt. Schily hält es für entscheidend „[f]ür die künftige Entwicklung Deutschlands [...], daß ein größerer Teil dieser gewaltigen Summen [1,5 bis 2,5 Billionen DM] nicht von den fröhlichen Erben verjubelt, sondern durch Stiftungen gemeinnützigen Zwecken zur Verfügung gestellt wird“
.

Die Kapitalausstattung der deutschen Stiftungen liege zudem deutlich hinter derjenigen in den USA zurück und müsse durch eine Reform verstärkt werden.

· Reformvorschläge der SPD

Vor allem die Kultur- und Bildungspolitiker der SPD haben gegen Ende der 13. Wahlperiode und zu Beginn der 14. Wahlperiode des Deutschen Bundestages verstärkt eine Reform des Stiftungssteuerrechts gefordert.
 Der Beauftragte für Kunst und Kultur der SPD-Bundestagsfraktion, Thomas Krüger hatte sich gegen Ende der 13. Legislaturperiode für seine Partei zur Notwendigkeit der Förderung privaten Engagements bekannt. Er sprach sich konkret für eine Abschaffung der Durchlaufspende und für Steuervorteile zugunsten der Unternehmer aus, wenn diese ihr Vermögen auf eine gemeinnützige Stiftung übertragen.
 Allerdings ist in diesen Positionen keine Entwicklung zu beobachten. Es handelte sich dabei auch immer nur um steuerliche Einzelvorschläge und nicht um ein Gesamtkonzept für Stiftungen. Damals habe es andere Prioritäten gegeben als das Stiftungsrecht.

So konnte sich die SPD vor der letzten Bundestagswahl auf die Fragen des Deutschen Kulturrates nach den Vorstellungen bezüglich einer Fortentwicklung des Stiftungsrechts nur undeutlich äußern. Erwähnt wurde, daß dem Dritten Sektor eine stärkere Bedeutung zukommen müsse, um die Bürgergesellschaft zu fördern.
 Wiederum wurde auf die Verantwortung des Staates für die Kultur verwiesen und den Stiftungen im Sinne der Subsidiarität nur eine ergänzende Rolle zuerkannt. Konkrete Vorstellungen zum Stiftungsrecht würden derzeit noch erarbeitet.

Die SPD faßt die Schaffung und Durchsetzung von verbesserten Rahmenbedingungen für Stiftungen, vor allem zugunsten der Kultur, mehr und mehr als einen Bereich mit ordnungspolitischer Dimension auf.

Der Entwurf eines StiftFördG bildet die Grundlage für den Entwurf der Regierungskoalition von SPD und Bündnis90/Die Grünen. Weiter unten werden Änderungsabsichten beschrieben, die die SPD eingebracht hat.

Ein Gedanke der SPD ist es, die Gründung von Stiftungen seitens des Staates voranzutreiben, da „ein solches Vorgehen [...] unter vielen Umständen Sinn machen“ könne.

· Steuerliche Rahmenbedingungen

Hier richtet die Partei den Blick auf die USA, weil dort der steuerliche Rahmen besser sei.

Es wird deutlich, daß nach Vorlage des F.D.P.-Entwurfes, in dem weitergehende steuerliche Möglichkeiten als im ersten Entwurf der Bündnisgrünen vorgesehen sind, auch die Regierungspartner über weitere steuerliche Zugeständnisse an Stifter nachdenken.
 Hier sei man aber „noch nicht konkret genug im Gesetzgebungsverfahren“
.

Die aktuellen Vorschläge der F.D.P. hält man aber für zu „unberechenbar“, was die Regelung in der Einkommenssteuer angeht.
 So gibt es auch in anderen Bereichen Bedenken, beispielsweise, daß es zu Steuermindereinnahmen bei der Erbschafts- und Schenkungssteuer in den Ländern komme.
 

· Stifter und Tätigkeitsbereiche

Tauss nimmt an, daß sich die meisten Stifter in den Bereichen Bildung und Forschung engagieren.
 Dies trifft nicht zu, wie in Kapitel 2.2.1 gezeigt wurde.

Die steuerlichen Vorschläge der SPD zielen auf die kleineren Stifter ab, die sich in Bürgerstiftungen engagieren sollen.

Den steuerlichen Anreiz hält die Partei aber für nicht ausschlaggebend, wichtiger sei es, einen ideellen Anreiz über die Stützung und Beförderung des Stiftungsgedankens zu geben.

· Gesellschaftspolitisches Konzept

Simonis hat das Konzept einer sozialen Bürgergesellschaft, in der alle Bürger an der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung teilhaben können, entwickelt.

Im Hinblick auf die Bürgergesellschaft stellte Thierse fest:

„Die Bürgergesellschaft hat auf ganz neue Weise Verantwortung für Kultur zu übernehmen. Was der Staat tun kann [...], hängt davon ab, ob die Bürgergesellschaft dem zustimmt, es aktiv verlangt, es aktiv betreibt.“

Wie diese bürgergesellschaftliche Verantwortung auszusehen hat, bleibt dabei im Dunkeln. Letztlich läuft diese Aussage darauf hinaus, bestimmte, bisher staatlich verantwortete Aufgabenbereiche an den Bürger und damit auch an private Stiftungen zurück zu delegieren.

Tauss präzisiert dies, indem er feststellt, daß „bürgerschaftliches Engagement [in Stiftungen] erwünscht“
 ist und daß sie die Übernahme von Verantwortung für den Staat von seiten der Bürger
 darstellt.

Möller sieht hier die Chance für die SPD, entgegen ihren Traditionen „ein großes Reformprojekt in Gang [zu] bringen, das über seinen unmittelbaren Nutzen hinaus von symbolischer Bedeutung wäre. [Der] Staat traut seinen Bürgern [sic!] etwas zu und läßt sie [...] stiften gehen“ 
.

· Innerparteiliche Konfliktlinien

Seit Beginn des Jahres 1999 findet eine Abstimmung mit dem Finanzministerium über steuerrechtliche Fragen statt.
 Hierin dürfte der Grund für die Verzögerungen bei der Vorlage eines Entwurfes liegen, da das Stiftungssteuerrecht der zentrale Streitpunkt ist und Widerstände aus dem Finanzministerium zu erwarten sind.

Innerhalb der SPD gibt es Strömungen, vor allem bei den Finanzpolitikern, die die Förderung des Stiftungswesens in Frage stellen.

Es gibt deutliche innerparteiliche Widerstände gegen ein Stiftungsreformgesetz auf der Grundlage bündnisgrüner Vorschläge. Die Aussage des Parlamentarischen Staatssekretärs im BM Justiz Eckart Pick vor dem Deutschen Bundestag macht dies beispielhaft deutlich, als er jüngst feststellte:

„Das geltende Stiftungsrecht des BGB und vor allem die Verwaltungspraxis der Länder geben allerdings keinen unmittelbaren Anlaß für tiefgreifende Änderungen.“

Es ist doch sehr verwunderlich, wie diese Feststellung mit der Koalitionsvereinbarung der Bundesregierung in Einklang zu bringen ist, in welcher eindeutig die Novellierung des Stiftungsrechts angekündigt wird.

Das neue Stiftungsrecht dürfe nicht „zu einer neuen Form von Steuersparmodellen führen“
, so Pick weiter. Wie bereits in Kapitel 3.2 festgestellt, ist die gemeinnützige Stiftung aber kein Steuersparmodell. In bezug auf die Aussagen Picks gab es zudem Widerspruch von seiten der Bündnisgrünen, der CDU und der F.D.P.
 Alle Aussagen Picks seien aber mit der Bundesregierung abgestimmt gewesen.

Die von der SPD behauptete Offenheit gegenüber Stiftungen
 ist damit mehr als fraglich. Crezelius/Rawert gehen sogar so weit zu behaupten, daß die SPD sich „noch nie durch besondere Stiftungsfreundlichkeit ausgezeichnet hat.

· Die Politische Debatte

In der 4. Kulturpolitischen Debatte - seit Bestehen der Bundesrepublik - im Februar 1998
 begrüßte der Abgeordnete Wolfgang Thierse, daß zwischen den Parteien „fundamentale Übereinstimmungen [im Hinblick auf eine Reform des Stiftungsrechts] sichtbar werden“
. Ungeachtet der Einigkeit ließ Thierse an gleicher Stelle durchblicken, daß es noch jahrelange Streitereien über das Stiftungsrecht geben werde. Die Sozialdemokraten seien für eine Änderung des Stiftungsrechts in Verbindung mit der Steuerreform zugunsten der Kultur. 

Wie bereits in der Einleitung erwähnt, wird in der Koalitionsvereinbarung zwischen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen dem gesellschaftlichen Engagement der Bürger in freiwilligen Organisationen eine hohe Bedeutung zugemessen und angekündigt, das Stiftungsrecht zu novellieren.

Die Familienstiftung sei abzulehnen, da sie ein „Steuersparmodell“ zur Erhaltung privaten Vermögens sei,
 dies könne den Stiftungsgedanken in Mißkredit bringen.
 Allerdings genießt die rein privatnützige Familienstiftung keinerlei Steuervorteile, kann also demnach kein „Steuersparmodell“ sein. Diese Haltung ist folglich von Unkenntnis getragen.

Desgleichen will die SPD bestimmte Formen von Unternehmensstiftungen beschränken, da es hier in der Vergangenheit zu Mißbräuchen gekommen sei.

Bei der 1. Lesung des F.D.P.-Gesetzentwurfs im Deutschen Bundestag sagte Tauss zum Thema Systemwechsel bei der Errichtung von Stiftungen:

„Ich glaube tatsächlich, daß das Registermodell nicht im Mittelpunkt unserer Betrachtungen stehen sollte.“

An anderer Stelle hatte Tauss noch die Priorität gerade in diesem Problembereich gesehen.

Die SPD behauptet, daß sie - wie in den USA - für ein „Höchstmaß an Transparenz“ sei.
 Dabei spielt das Stiftungsregister eine zentrale Rolle, da so erstmals bundesweite Erhebungen über private gemeinnützige Stiftungen möglich sind.

Die SPD will, vor allem wegen der Kritik aus den Ländern, das von den Bündnisgrünen vorgesehene Stiftungsregister nicht von den Amtsgerichten führen lassen, sondern von den bisherigen Länderbehörden.

Widersprüchlich ist die Haltung der SPD in der Frage der erbschaftssteuerlichen Erweiterung auf alle Tatbestände der Abgabenordnung. Diese ist im inoffiziellen Koalitionsentwurf vorgesehen, so wie sie auch im ersten Gesetzentwurf für ein StiftFördG vorgesehen war. Die SPD stellt jedoch Überlegungen an, Einschränkungen in bestimmten Bereichen machen.

· Auswirkungen einer Reform

Die SPD geht davon aus, daß sich die Anzahl der Stiftungen und die in sie eingebrachten Vermögen „erheblich steigern [lassen], wenn der Staat dafür die richtigen Rahmenbedingungen schafft“
. 

Es scheint demnach nicht der richtige steuerliche Rahmen vorgesehen zu sein, da Tauss davon ausgeht, daß sich die in Stiftungen eingebrachten Vermögen durch die vorgesehene Deckelung bei der Einkommenssteuer nicht erheblich ausweiten werden.
 Deshalb sei langfristig eine Reform des Erbschaftssteuerrechts geplant, um auch an die großen Vermögen zu kommen.
 Die Überlegungen hierzu seien aber noch nicht abgeschlossen.

Genauso geht die Partei aber von größeren Steuerausfällen aus.
 Tauss nennt hier die Zahl von etwa einhundert bis zweihundert Millionen DM, sollten sich Änderungen des steuerlichen Rahmens auf der Basis des Gesetzentwurfs der Bündnisgrünen durchsetzen.
 Nach Expertenmeinung sind Zahlen über die möglichen Steuerausfälle aber nicht abzuschätzen.

· Zukunft des Stiftungswesens

Was die Zukunft des Stiftungswesens betrifft, so gibt es zwei verschiedene Strömungen. Ein Ansatz ist, die Stiftungsreform noch im Sommer 1999 in Verbindung mit der Unternehmenssteuerreform zu beginnen. Der andere Ansatz sieht vor, eine Reform des Stiftungsrechts zugunsten einer umfassenden Reform des Gemeinnützigkeitsrechts zurückzustellen.
 Es bleibt abzuwarten, welche Meinung sich hier durchsetzen wird. In der Vergangenheit hat sich allerdings gezeigt, daß „[d]ie Verquickung des überschaubaren Kapitels des Stifungssteuerrechts mit der Herkulesarbeit der großen Steuerreform [...] die Aktivitäten zum Erliegen“
 brachte.

Was die Rolle der Stiftungen in Zukunft angeht, sieht Tauss hier eher einen Randbereich.
 Es komme zukünftig darauf an, „Defizite in gesellschaftspolitischen Debatten“ 
 aufzugreifen und zu lösen.

· Beitrag von Stiftungen zur Reform des sozialen Wohlfahrtsstaats

Auch Sozialpolitiker innerhalb der Partei fordern, die Rahmenbedingungen für das Stiften zu verbessern.
 Allgemein fordert Simonis:

„Eine verantwortliche Politik muß für die Rahmenbedingungen sorgen, daß alle gesellschaftlichen Bereiche das nötige Rüstzeug haben, die Aufgaben der Zukunft bestehen zu können. Dazu gehört [...] ein starker gemeinnütziger Sektor.“

In Stiftungen sieht Simonis eines der geeigneten Mittel zur Reform des sozialen Wohlfahrtsstaates, wenn sie feststellt:

Es muß für Unternehmer, glückliche Erben und sonstige wohlhabende Bürgerinnen und Bürger attraktiver werden als bisher, Teile ihres Vermögens in Stiftungen [...] anzulegen. [E]s würde auch Arbeit für jene geschaffen, die sie dringend brauchen.“

Die Erschließung neuer Arbeitsfelder zwischen Markt und Staat im gemeinnützigen Bereich sei unverzichtbar für die soziale Integration.
 Simonis geht noch weiter: Die steuerliche Förderung von Stiftungen trage zu einer Umverteilung des Reichtums von oben nach unten bei.

Diese Haltung spiegelt aber keinesfalls jene der gesamten Partei wider.
 Im Gegenteil: Thierse sieht in einer Förderung des Stiftungswesens eine Einschränkung des Sozialstaats, wenn er formuliert:

„Aber die Frage ist schon, ob ich eine Entwicklung zulasse und vielleicht auch noch begünstige, die den Sozialstaat auch finanziell immer mehr einschränkt, so daß dann gezwungenermaßen die individuelle Karitas [...] von Stiftern an dessen Stelle treten muß.“

Stiftungen sollten sich daher hauptsächlich auf die Kultur als Tätigkeitsfeld beschränken und nicht im Bereich des Sozialen aktiv werden.

· Schaffung eines stiftungsfreundlichen Klimas

Die SPD will den Stiftungsgedanken vor allem durch geeignete Rahmenbedingungen unterstützen.

Tauss sieht das Problem darin, daß sich in Deutschland „keine Stiftungskultur entwickelt“ 
 habe, wie es zum Beispiel in den USA der Fall gewesen sei. Deshalb sei das Ziel, ein stiftungsfreundliches Klima durch entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen.
 Eine Überlegung, die zur Zeit angestellt werde, sei die, eine Stiftungsreform durch eine „Medienkampagne“ zu begleiten.

3.5 Die Position von Bündnis 90/Die Grünen

Der Gesetzentwurf zugunsten des Bürgerengagements in gemeinnützigen Stiftungen

· Vorbemerkung

Bündnis 90/Die Grünen
 haben sich erst in den letzten Jahren dem Thema Stiftungswesen zugewendet. Vor etwa der Mitte der neunziger Jahre kann von einer deutlichen Unterstützung des Stiftungswesens durch die Partei keine Rede sein. So forderte man noch Anfang der neunziger Jahre mehr staatliche Förderung z. B. für die Kultur.
 Innerhalb der politischen Linken allgemein gebe es deutliche Vorbehalte und Vorurteile gegenüber Stiftungen.
 Bundestagsvizepräsidentin Antje Vollmer scheint es gelungen, die nötige Unterstützung in ihrer Partei zu mobilisieren und etwaige Vorbehalte zu zerstreuen. Seit etwa Anfang des Jahres 1996 bestimmte die Partei erstmals ihre Haltung zum Stiftungswesen und befaßte sich seitdem unter Federführung von Frau Vollmer mit dessen Rahmenbedingungen.
 In einer breit angelegten Kampagne wurde die Öffentlichkeit - ausgehend von einer Anhörung im September 1996 und durch weitere Stellungnahmen, Interviews und Beiträge - informiert, miteinbezogen und dazu aufgerufen, Stiftungen zu errichten.
 Damit versuchte man, die Öffentlichkeit zum einen für den Stiftungsgedanken zu gewinnen, zum anderen um Unterstützung für den geplanten Gesetzentwurf der Bündnisgrünen zur Förderung des Stiftungswesens zu werben. Die Quellenlage über die Ansätze der Bündnisgrünen ist aufgrund dieser ausführlichen Öffentlichkeitsarbeit im Vergleich zu anderen Parteien die umfangreichste.

Ergebnis war dann der Entwurf eines Gesetzes zur Förderung des Stiftungswesens, der am 01. Dezember 1997 in den Deutschen Bundestag eingebracht wurde.
 Obwohl der Entwurf für ein StiftFördG nicht über die 1. Lesung hinauskam, also nicht umgesetzt werden konnte, weil aufgrund der zu Ende gehenden 13. Wahlperiode keine Zeit mehr blieb, darf dieser dennoch als Erfolg gewertet werden: Er brachte wieder Bewegung in die festgefahrene stiftungspolitische Diskussion
 und setzte die anderen Parteien unter Zugzwang, selbst die Initiative zu ergreifen.

· Wie wird die gemeinnützige Stiftung von den Bündnisgrünen verstanden?

Die Bündnisgrünen verstehen die Stiftung „als ein Instrument, das es Bürgern und Gruppen von Bürgern erlaubt, neben ihren materiellen Möglichkeiten auch vor allem ihre Kompetenzen und Ideen [...] einzubringen in breitesten Bereichen gesellschaftlichen Handelns, sozialen Handelns, ökologischen Handelns und insbesondere als ein Instrument, das im Vergleich [...] zu [...] Verwaltungen oder anderen staatlichen Orten, eher experimentierfreudig sein kann“.
 

„Schon immer [sei] in den Stiftungen das vorexperimentiert worden, was später Einfluß nahm auf soziale und kulturelle staatliche Reformen“ 
, so Vollmer.

· Legitimation von Stiftungen

Ein Teil der Legitimation von Stiftungen liege in deren Dauerhaftigkeit und in der Tatsache, daß privates Engagements unwiderruflich für das Gemeinwohl eingesetzt werde.

· Stiftungen und Staat

Generell wird freiwilliges Engagement von den Bündnisgrünen als eine Ergänzung, nicht aber als Ersatz für staatliche Defizite gesehen.
 Dies gelte auch für Stiftungen
, die nicht die Aufgaben des Staates übernehmen könnten.

Die Innovation des Staates sei nur durch bürgerliches Engagement in Stiftungen gewährleistet.
 Der Staat solle auf die „Kräfte der Bürgergesellschaft“ zurückgreifen, „um gemeinschaftliche Aufgaben praxisnäher, effektiver und schneller lösen zu können, als es mit den staatlichen Verwaltungen alleine möglich wäre.“

Stiftungen betrachten die Bündnisgrünen als eigenständige Organisationsform, die sie neben und nicht unter dem Staat angesiedelt sehen wollen.

· Rolle von Stiftungen

Die Bündnisgrünen erkennen in der Stiftung die „zentrale Organisation des gemeinnützigen Sektors“, die gesetzgeberisch berücksichtigt werden müsse.
 Sie sei eine Art „focal point“ 
 der Bürgergesellschaft.

Dabei ist für die Bündnisgrünen die „Innovationsfunktion“ wichtiger als mögliche ergänzende oder entlastende Funktionen von Stiftungen.

· Politische Argumente für eine Reform des Stiftungswesens

Die Bündnisgrünen wollen mit ihrem Versuch einer Reform des Stiftungswesens an die reiche Tradition der Stiftungen anknüpfen, die es um die Jahrhundertwende in Deutschland gegeben hat.
 Diese Tradition bürgerlichen Engagements solle sozusagen wiederbelebt werden, da sie über Jahrzehnte wenig Konjunktur gehabt hätte.

Ein Ansatz für die Einbringung von Reformvorschlägen war Mitte der neunziger Jahre die Feststellung, „daß die geltende Gesetzgebung für potentielle Stifter wie für bereits bestehende Stiftungen unzureichende Rahmenbedingungen bot“
. Konkreter Anlaß waren die Probleme des Mäzens Peter Ludwig, dem - vorsichtig ausgedrückt - Mißtrauen entgegenschlug, als er seine Kunstsammlung in eine Stiftung überführen wollte.

Die Partei spricht sich nicht zuletzt deswegen für eine „Öffnung des Stiftungsrechts“ aus, um die finanziellen Mittel aus der in den nächsten Jahren erwarteten Erbschaftswelle für Stiftungen nutzbar zu machen.
 Mittels des privaten Stiftungswesens müsse man – wie in den USA - die „zivilgesellschaftliche Chance“
 zu einer Vermögensumverteilung nutzen. Gleichzeitig sei daher die Erbschaftssteuer zu erhöhen.
 Die Bündnisgrünen behaupten allerdings, daß die private Vermögenssituation erst das zweitrangige Argument dafür war, das Stiften in Deutschland zu verbessern.

Die politische Argumentation bezieht sich in erster Linie auf die Stiftungen „von Erbschafts wegen“ und nicht von Todes wegen. Denn es ist festzustellen, daß die Hoffnungen der Bündnisgrünen, die Erben als Stifter zu gewinnen, durchaus berechtigt sind. Als Indiz könnte gelten, daß gerade in der Gruppe der jungen Erwachsenen (20-29 Jahre) mit 33% die höchste Bereitschaft besteht, eine gemeinnützige Organisation testamentarisch zu berücksichtigen.
 Hier ist anzunehmen, daß auch im Erbschaftsfall eine höhere Bereitschaft besteht zu stiften.

Ein weiteres Argument für eine Reform speziell des Genehmigungsverfahrens sei auch die Tatsache, daß die enge staatliche Kontrolle bei bestimmten Stiftungsvorhaben im alternativen Bereich dazu geführt habe, daß diese nicht genehmigt wurden.

· Der Gesetzesvorschlag der Bündnisgrünen

Der Entwurf eines StiftFördG wird von der Partei als bewußt „praxis- und konsens- orientiert“ angelegt gesehen, da er sich an Vorschlägen des BDS und des Kulturkreises der deutschen Wirtschaft im BDI orientiere.
 Im Gefolge dieses Gesetzentwurfs wurde deutlich, daß er vor allem auf breite Zustimmung der im Stiftungswesen aktiven Lobbyverbände und der Kulturverbände stieß. So haben der Deutsche Kulturrat und der Bundesverband Deutscher Stiftungen (BDS) vor allem die steuerlichen Vorschläge, die in dem Gesetzentwurf gemacht werden, befürwortet.
 Es gab auch aus allen politischen Lagern Zustimmung dazu, daß überhaupt grundsätzlich an eine solche Reform gedacht wurde. 

Wie der Vorschlag der F.D.P. auch, hat der Entwurf der Bündnisgrünen einen privatrechtlichen und einen steuerrechtlichen Teil. Unselbständige Stiftungen wurden bewußt ausgeklammert, da es in der Praxis eine „Formenvielfalt“ gebe, deren Fortentwicklung zunächst keiner gesetzlichen Regelung bedürfe, weil man diese besser der Rechtssprechung und der Wissenschaft überlassen solle.
 Damit zielt die Partei vor allem auf die Bürgerstiftungen ab. Sollte sich hier ein Regelungsbedarf ergeben, will man dies zu einem späteren Zeitpunkt wieder aufnehmen.

Die Regelungen im einzelnen:

Die Entstehung einer Stiftung bedarf nur noch eines Stiftungsgeschäfts und einer Eintragung in ein bei den Amtsgerichten (im inoffiziellen Regierungsentwurf bei den bisherigen Genehmigungsbehörden) zu führendes Stiftungsregister. (§ 80 neu). Wenn inhaltliche Kriterien erfüllt sind, muß die Stiftung genehmigt werden. Das staatliche Konzessionssystem entfällt dabei.

Nach dem Prinzip der Allzweckstiftung darf die Stiftung jeden rechtlich erlaubten Zweck verfolgen (§ 81 Absatz 1 neu).

Die Rechtsaufsicht bleibt bei den Ländern (§ 84 Absatz neu). Die Länderaufsichtsbehörde führt ein Register mit Angaben über Namen, Vorstand und Zweck der Stiftung (§ 83 Absatz 1 neu).

Im Bereich des Steuerrechts sieht der Entwurf folgende Änderungen vor:

(Zur Abgabenordnung)

Die bisherige Abstufung der Steuersätze nach einer Wertigkeit der gemeinnützigen Zwecke entfällt.

Die Möglichkeit der Rücklagenbildung wird auf ein Drittel des Überschusses der Einnahmen aus der Vermögensverwaltung erhöht. Innerhalb der ersten drei Jahre nach der Stiftungsentstehung wird diese noch erweitert.

(Zu Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer)

Die Aufdeckung stiller Reserven im Betriebsvermögen zur Dotierung gemeinnütziger Stiftungen ist nicht mehr als Entnahmegewinn zu versteuern.

Die Veräußerung eines Betriebes zur Gründung oder Förderung einer gemeinnützigen Stiftung gehört nicht mehr zu den Einkünften aus dem Gewerbebetrieb.

Die Errichtung einer gemeinnützigen Stiftung von Todes wegen wird generell von der Steuer freigestellt.

Dies Änderungen im Privatrecht soll die bestehende Rechtsunsicherheit, was die Gründungsvoraussetzungen einer Stiftung angeht, beseitigen.
 Die Bündnisgrünen wollen das „Recht auf Stiftung“.
 Allerdings ist es auch nach jetzigem Recht (Konzessionssystem) so, daß der Stifter einen Rechtsanspruch auf die Stiftungserrichtung hat. Es wird sich wahrscheinlich in der Praxis nicht sehr viel ändern, allerdings geht es den Bündnisgrünen eher um einen Bewußtseinswandel, weg von einem obrigkeitsstaatlich geprägten Verfahren.

Zu der seit langem geforderten Aufhebung des Endowment-Verbots konnten sich die Bündnisgrünen anders als die F.D.P. nicht durchringen, weil sie befürchten, daß dann unübersichtliche und ineffektive Stiftungskonstruktionen entstehen könnten.

Zulässigkeitsschranken für rein privatnützige Familienstiftungen sehen die Bündnisgrünen vor, weil dies einen unendlichem Testamentsvollzug bedeute. Dies entziehe dem Wirtschaftskreislauf Vermögenswerte und führe zu einer „Feudalisierung“ derselben.

In der Praxis wird die Regelung der Bündnisgrünen nach dreißig Jahren zum Ende der Familienstiftung führen.

Bestimmte Formen der unternehmensverbundenen Stiftung will die Partei beschränken, da hier die Möglichkeit der Umgehung handelsrechtlicher Bestimmungen bestehe.

Schmidt stellt zum Typ der Unternehmensstiftung fest:

„Die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit unternehmenstragender, unternehmensleitender und beteiligungstragender Stiftungen [...] gehört zu den umstrittensten rechtspolitischen Fragen des Stiftungsrechts überhaupt.“

Der Vorschlag der Bündnisgrünen zielt nicht auf gemeinnützige Unternehmensstiftungen ab, sondern auf Stiftungen, die ausschließlich zum Zweck der Unternehmensführung gegründet wurden.
 Für bestehende Stiftungen diesen Typs gibt es aber Bestandsschutz.

Die Bündnisgrünen nehmen sich bei der Einführung von Transparenzvorschriften die Entwicklung in den USA die USA zum Beispiel, weil dort der Tax Reform Act zu einem Bewußtseinswandel beigetragen habe und Stiftungen deswegen heute anerkannt seien.
 

Der Partei ging es ursprünglich um die Schaffung eines Markenzeichens der eingetragenen Stiftung, den Begriff der Stiftung rechtlich zu schützen.
 Das war allerdings nicht möglich. Daher versucht man auch bewußt Einschränkungen anderer Stiftungstypen durchzusetzen und die Transparenz für die gemeinnützige Stiftung zu erhöhen, um „jegliche Form von Mißtrauen“ 
 auszuräumen.

Der zuvor beschriebene Entwurf eines StiftFördG bildet die Grundlage für den gemeinsamen Vorschlag zwischen Bündnisgrünen und SPD.
 Die Bündnisgrünen wollten noch im März 1999 im Zusammenhang mit der Steuerreform und in Abstimmung mit dem Koalitionspartner SPD sowie dem Finanzministerium einen überarbeiteten zweiten Gesetzentwurf einbringen.
 Dieser zweite Entwurf ist annähernd identisch mit dem des StiftFördG von 1997. 

Folgende Änderungen wurden vorgenommen: Als Zugeständnis an die von der SPD regierten Länder ist nunmehr geplant, das Stiftungsregister nicht bei den Amtsgerichten- wie ursprünglich vorgesehen, sondern bei den bisherigen Genehmigungsbehörden zu führen.
 Die Bündnisgrünen behaupten, daß sie sich dem Argument geöffnet haben ist, daß durch die Führung des Registers bei den Amtsgerichten „viel Sachverstand“ in den bisherigen Länderbehörden verloren gegangen wäre.

Durch Widerstände in der SPD und durch weitere Haushaltsrisiken, die den neuen Finanzminister zu „einschneidende[n] Sparmaßnahmen in allen Bereichen des Etats“
 veranlassen, ist es fraglich, ob ein Stiftungförderungsgesetz noch in dieser Legislaturperiode verabschiedet wird.

Die Reform des Stiftungswesens sehen die Bündnisgrünen als ersten Schritt eines „Reformvorhabens des ganzen Dritten Sektors“, dem dann eine dringend notwendige Reform der Gemeinnützigkeit und ein Freiwilligengesetz folgen sollen.
 Über ein Stiftungsförderungsgesetz allein sei dies nicht zu leisten.

· Potentielle Stifter und ihre Aufgaben

Die Bündnisgrünen wollen vor allem das linke Spektrum als potentieller Stifter ansprechen. Die 68er Generation könnte durch Stiftungsgründungen dazu beitragen, das Vermächtnis ihrer Zeit zu sichern.
 Diese seien dazu aufgrund ihres sozialen Bewußtseins, Status und Ausbildung besonders prädestiniert sich in Stiftungen zu engagieren.
 Das Bewußtsein der 68er müsse sich ändern, da diese manchmal Schwierigkeiten hätten sich zu ihrem Wohlstand zu bekennen.
 Die potentiellen Stifter werden deshalb von den Bündnisgrünen dazu aufgefordert, in ihrer direkten Umgebung aktiv zu werden und auch ihren ganz spezifischen persönlichen Hintergrund mit in die Errichtung einer Stiftung einfließen zu lassen. Antje Vollmer spricht in diesem Zusammenhang von der „Generationenhandschrift“ des Stifters.
 Sie fordert weiter, daß alle nach dem Krieg aufgekommenen sozialen und kulturellen Bewegungen in Stiftungen gesichert werden sollten. 
 Frau Vollmer hat die „Zielgruppe“ des Entwurfs wie folgt beschrieben:

„Wir wollen ja nicht nur den einen großen Reichen ansprechen, sondern auch die vielen kleinen Erben.“

Schmidt übt Kritik an diesem Ansatz, indem er feststellt:

„Die Rechtsform der Stiftung sollte nicht zum Statussymbol für jede gutgemeinte Kleininitiative werden.“

Es geht den Bündnisgrünen nicht nur um die Investition von Kapital in Stiftungen, sondern auch um das Engagement, die Kreativität von mehr Menschen in Stiftungen.
 Stifter brächten auch eine hohe soziale, unternehmerische und politische Kompetenz mit sich. Diese wollen die Bündnisgrünen in Stiftungen eingebracht sehen.

Offensichtlich soll dadurch der Versuch unternommen werden, das vermeintlich konservative Stiftungswesen zu einem alternativen zu machen, indem man die Stiftungsziele bei neu zu errichtenden Stiftungen in Richtung alternativer Projekte lenkt und propagiert.

Nach Ansicht von Frau Vollmer wüßten „die potentiellen Stifter [...], daß ihr Vermögen im Vergleich mit Summen, die von staatlicher Seite für diese Zwecke [Wissenschaft und Forschung] aufgewendet werden, nur wenig bewirken können“ sie suchten sich daher „lieber Arbeitsfelder wie den Umweltschutz [...], in denen sie noch eine Vorreiterrolle übernehmen“ könnten.
 Diese Verdrängungsthese wird durch Toepler widerlegt, der die ? Auch in Zeiten starker staatlicher Förderung in bestimmten Bereichen finden sich Zunahmen bei den Stiftungen in genau diesen Bereichen, da Stifter nicht nur eine Vorreiterrolle übernehmen, sondern weil sie gerade privat initiativ werden, ohne sich um staatliche Vorgaben zu kümmern.

· Gesellschaftspolitische Vorstellungen

Die Bündnisgrünen sehen in Stiftungen eine gegen-etatistische Bewegung.

Das Konzept, das die Bündnisgrünen von Stiftungen haben ist folgendermaßen zu beschreiben: Stiftungskultur wird als Bürgerkultur gesehen
Vor allem das Instrument der Bürgerstiftung wird hervorgehoben, als eine Möglichkeit viele kleine Stifter zusammenzubringen. Der Bürger müsse aus eigenem Antrieb tätig werden, um sich neben dem Staat sozial und kulturell zu engagieren. Dies komme auch in den von den Bündnisgrünen vorgeschlagenen Sätzen bei der Abzugsfähigkeit von der Einkommensteuer zum Ausdruck.

Die Partei sieht in Stiftungen ein bedeutendes Instrument in dem sich die Bürgergesellschaft durch „selbstbewußtes bürgerliches Engagement“
 verwirklichen kann. 

· Der steuerliche Rahmen

Den steuerlichen Teil habe die F.D.P. schlichtweg von den Bündnisgrünen abgeschrieben.

Die Schaffung steuerlicher Anreize erachten die Bündnisgrünen für wichtig aber nicht zentral.

Die Partei kritisiert die steuerlichen Vorschläge der F.D.P., weil diese eine zu hohe und damit unnötige Absetzbarkeit für die zu versteuernden Einkommen vorsehe.
 Für die großen Vermögen gäbe es bereits sehr gute steuerliche Möglichkeiten Stiftungen zu errichten.

Die Bündnisgrünen sind sich bewußt, daß sie mit ihren steuerlichen Anreizen nicht die  sehr reichen Stifter ansprechen, sondern die breite Mittelschicht. Die Partei hofft, daß verstärkt gemeinschaftliche Stiftungsstrategien erarbeitet werden, weil die 50.000,- DM steuerliche Abzugsfähigkeit (bei der Einkommenssteuer) alleine natürlich nicht ausreichten, und sich deshalb einzelne Stifter gemeinsam engagieren müßten.

Zunächst hatte man einen höheren Betrag eingeplant, dieser wurde aber aufgrund der Widerstände der Fiskalpolitiker nicht weiter verfolgt.

· Innerparteiliche Konfliktlinien

Innerhalb der Bündnisgrünen hat sich nur Frau Vollmer eingehender mit dem Thema Stiftungswesen beschäftigt. Aktuell herrscht aber – trotz der zuvor beschriebenen Ressentiments - eine große Übereinstimmung. Dies ist unter anderem daran abzulesen, daß die Bundestagsfraktion dem Gesetzentwurf einstimmig zugestimmt hat.

· Politische Kontroversen

Die Bündnisgrünen wollen die Rolle des Staates im Stiftungswesen gewahrt sehen. Das heißt sie wollen die staatliche Stiftungsaufsicht und die Prüfung der Gemeinnützigkeit beim Staat belassen. Die F.D.P. gehe mit ihren Vorschlägen zu weit, weil sie die Genehmigung einer Stiftung zu sehr vom Staat entkopple.

Die Bündnisgrünen halten – im Gegensatz zur F.D.P. - eine reine Unternehmensstiftung nicht für das geeignete Instrument zur Regelung der Nachfolgefrage in Unternehmen, da die Stiftungslösung „unglaublich unflexibel“ sei und z. B. das Mitbestimmungsrecht umgangen werde und man Steuern sparen könne.
 In der Begründung des Regierungsentwurfs will man daher noch einmal klar stellen, daß nicht gemeinnützige Unternehmensträgerstiftungen eingeschränkt werden sollen. Wössner hingegen traut der Unternehmensstiftung einiges zu. Er sieht in ihnen eine Kernzelle gesellschaftlicher Innovation und Entwicklung.

An der von den Bündnisgrünen vorgesehenen Regelung für Familienstiftungen wird vom BDS kritisiert, daß die viel gepriesene Stifterfreiheit eingeschränkt werde, da diese dann unmöglich gemacht würden.
 Allerdings ist die Familienstiftung, wie bereits in F.D.P. erwähnt ein Nebenschauplatz in der Diskussion.

Widerstände gegen ihr Gesetzesvorhaben erwarten die Bündnisgrünen aus der Bürokratie des Finanzministeriums  und aus den Reihen der Finanzpolitiker allgemein. Diese befürchteten, daß nicht abschätzbare Steuermindereinnahmen entstehen, wenn die Regelung Einkommenssteuer verändert wird. Noch dazu bei der prekären Haushaltslage.
 Die Gegenargumente sind auch hier, daß den möglichen Steuermindereinnahmen an anderer Stelle ein höherer Nutzen entstehe.

Wie zuvor beschrieben versuchen die Bündnisgrünen Einwände der Bundesländer durch Zugeständnisse bei der Führung eines Stiftungsregisters abzuwehren.

· Auswirkungen der Reform des Stiftungswesens

Die Kosten einer Reform des Stiftungswesens werden von den Bündnisgrünen mit etwa 500 Millionen DM angegeben.
 Diese Zahl ist aber nicht zu ermitteln.
 Deshalb findet sich auch in beiden Gesetzentwürfen keine genaue Angabe dazu.

Die Bündnisgrünen erhoffen sich kurz-, mittel-, und langfristige Auswirkungen einer Stiftungsreform: Kurzfristig werde es mehr Stiftungserrichtungen geben. Mittelfristig werde das Wissen um und das allgemeine Interesse an Stiftungen durch das Stiftungsregister zunehmen. Dieser Ansicht ist zuzustimmen, da hier ein öffentliches Register mit Publizitätswirkung geschaffen wird.
 Langfristig wolle man zu einem Bewußtsein wie es in den USA vorhanden sei kommen, wo es für Wohlhabende selbstverständlich sei, ihr Geld in Stiftungen einzubringen.
 
· Funktionen in der zukünftigen Gesellschaft

Stiftungen spielen eine „strategische Hauptrolle innerhalb des Dritten Sektors“
, diese kann noch ausgebaut werden. Ensslin hat es folgendermaßen formuliert:

„[Stiftungen] sollen zum einen die Funktionen übernehmen, die sie bis jetzt übernommen haben, und zum anderen [...] ein Ort sein, in dem vor allem eben auch die kreativen Ideen der Menschen Umsetzung finden.“

· Schaffung eines stiftungsfreundlichen Klimas

Über Jahrzehnte sei der Stiftungsgedanke „öffentlich diffamiert“ 
 worden. Deshalb solle man „alle dazu ermutigen, insgesamt eine Atmosphäre zu schaffen, in der Stiften [...] zum bürgerlichen Selbstverständnis gehört“
. Das öffentliche Ansehen zu stiften müsse erhöht werden.
 Die Politik könne hier an den Bürgersinn appellieren und der Staat könne eine Informationskampagne in den Länderbehörden machen, aber letztlich sei der Bürger selbst gefragt, die verbesserten Rahmenbedingungen zu nutzen.

3.6 Die Position der PDS

Eine ehemalige Staatspartei reformiert Element der Bürgergesellschaft

· Vorbemerkung

Bei der Beschäftigung mit der Position der Partei des demokratischen Sozialismus bezüglich des gemeinnützigen Stiftungswesens fällt zunächst auf, daß sich die Partei bis etwa 1997 schlichtweg nicht mit dem Thema beschäftigt hat. Dementsprechend dünn ist die Datenlage. Aufschluß gaben hier nur Bemerkungen in Bundestagsdebatten, Parteiprogrammmen oder Stellungnahmen. Allerdings hat auch die PDS in jüngerer Zeit das Stiftungswesen als ein Betätigungsfeld erkannt, bzw. die Notwendigkeit gesehen, sich mit diesem Thema zu beschäftigen. Der Grund ist wohl darin zu sehen, daß aufgrund der wieder angestoßenen öffentlichen Diskussion und der Tatsache, daß sich alle anderen Parteien an dieser beteiligen, die Problematik auch für die PDS virulent wurde. Die Bundestagsfraktion der PDS konnte auf mehrmalige Anfragen nur mitteilen, daß sich noch keiner der Abgeordneten oder einer seiner Mitarbeiter eingehender mit dem Thema beschäftigt habe und auch keine Konzepte oder Positionen in schriftlicher Form hierzu vorlägen. Bis zum Abschluß dieser Arbeit lag von der PDS kein ausgearbeitetes Konzept zur Reform des Stiftungswesens vor. Deshalb war es besonders aufschlußreich, mit der bildungspolitischen Sprecherin der PDS-Fraktion Maritta Böttcher ein Interview führen zu können.

· Stiftungen und Staat

Die Kulturförderung des Bundes sieht die PDS als den „wichtigsten Träger von Kunst und Kultur“, da diese demokratisch kontrolliert und transparent sei.
 Öffentliche Kulturförderung erreiche diejenigen, „die nicht im Blickfeld des repräsentativen Kulturbetriebes“
 lägen. Strachwitz und andere gehen im Gegensatz dazu davon aus, daß gerade die Stiftungen an der Minderheit orientiert sind, weil der Staat sich gemäß seinem demokratischen Auftrag um die Mehrheit zu kümmern hat.

Im Bereich der Aktivitäten des Staates drängt „[d]ie PDS [...] auf weitere Gründungen von öffentlich-rechtlichen Stiftungen“ 
 

Da nur der Staat öffentlich-rechtliche Stiftungen per Gesetz errichten kann, würde diesem auch die Finanzierung zufallen. Dies bedeutet nur eine Verschiebung staatlicher Haushalte in sogenannte „Schattenhaushalte“.

Die PDS behauptet, daß die „öffentlich-rechtliche Stiftung [...] immer einer öffentlichen Kontrolle unterlegen [ist], die man auch demokratisch [...] ausüben kann“
 Der Stiftungstätigkeit des Staates sind aber im Gegenteil Grenzen gesetzt, weil sie der „Kontrolle durch die Parlamente [...] weitestgehend entzogen [wird]“
. Die Beschränkung staatlicher Kontrollmöglichkeiten liegt in der grundsätzlichen Autonomie einer Stiftung begründet.
 Was eine Kontrollmöglichkeit angeht, so sieht Böttcher diese im Gegensatz zur öffentlich-rechtlichen Stiftung bei der privaten Stiftung nicht in ausreichendem Maße gegeben.

Bei der privaten Stiftungsinitiative stelle sich die Frage, welche Aufgaben der Staat aus finanziellen Erwägungen aus der Hand geben dürfe.
 „Originäre Staatsaufgaben“ wären bei einer Förderung privater Stiftungen unwiderruflich verloren, „weil sie [...] dann irgendwie in Privatbesitz“ seien.
 Gysi sieht hier die Möglichkeit einer schleichenden Privatisierung dieser Aufgaben durch Stiftungen, die es zu verhindern gelte.
 Diese Forderung ist widersinnig, wo doch gerade die geforderten staatlichen Stiftungsgründungen eine Privatisierung staatlicher Aufgaben darstellt.

Im Zweifelsfall scheint die PDS allerdings die private Stiftungsinitiative zu bevorzugen, wenn sonst bestimmte Dinge (z. B. ein Museum) unwiderbringlich verloren gingen.
 Dies hält sie aber für die schlechtere Alternative.

Die PDS erkennt in der staatlichen Stiftungserrichtung eine gewisse Vorbildfunktion. Böttcher hat es an einem Beispiel verdeutlicht:

„Und wir nutzen diese [öffentlich-rechtliche] Stiftung, die jetzt errichtet wurde, einfach dazu, daß Privatpersonen [...] in diese Stiftung Gelder geben können.“

Die PDS geht hier von einem dem eigentlichen Stiftungsgedanken diametral entgegengesetzten Ansatz aus, da dieser gerade von der privaten Initiative gestützt wird und anderen Motivationen folgt.

· Rolle von Stiftungen

Böttcher sieht es als gefährlich an, wenn „der Eindruck entsteht, daß privatrechtliche Stiftungen [...] oft als die alleinige Initiative [zum] Erhalt einer bestimmten Sache gesehen werden“

· Politische Argumente für eine Reform

Eine Reform des Stiftungswesens sei nötig, um Anreize für ein “Bürgerengagement im gesamtgesellschaftlichen Interesse”
 zu schaffen. Wie diese Anreize nach Ansicht der PDS auszusehen haben, wird an dieser Stelle nicht deutlich. Hier stellt sich zudem die Frage, was die PDS unter gesamtgesellschaftlichem Interesse versteht.

Der PDS-Parteivorstand hat sich im Weissbuch des Aktionskreises Kultur in einem Entwurf zum Wahlprogramm 98 vom 18. Juli 1997 zum Thema Stiftungen folgendermaßen geäußert:

„Kulturfinanzierung jenseits öffentlicher Haushalte ist immer stärker eine notwendige und wichtiger werdende Ergänzung“

Hier scheint ein bereits bekanntes Motiv durch. Die prekäre Finanzlage des Staates läßt eine Finanzierung durch private Stiftungen auch für die PDS geboten erscheinen.
 Böttcher hält dies hingegen für problematisch, wenn eine Stiftungsinitiative „aus einer finanziellen Not heraus [...] ins Leben gerufen wird“

Die PDS hält in der aktuellen politischen Debatte „[e]in Gesetz zur Reform des Stiftungsrechts [für] dringend nötig“
. Das Interesse der Partei sei aber verschieden zu denen der anderen Parteien.

· Vorschläge der PDS

Während der 1. Lesung des Gesetzentwurfs der Bündnisgrünen, in der 4. kulturpolitischen Debatte vom 12.02.1998 skizzierte der damalige kulturpolitische Sprecher Dr. Ludwig Elm die grundsätzliche Ausgangsposition der PDS, deren Präzisierung er versprach und in der eine Unterstützung für den Gesetzentwurf der Bündnisgrünen zum Ausdruck kommt:

„Wir unterstützen es [den Gesetzentwurf der Bündnisgrünen], wenn durch steuerpolitische Förderung und Entbürokratisierung größere Anteile am gesellschaftlichen Reichtum der Literatur, der Kunst, der Bildung und dem Wissen zugute kommen und wenn diese Anteile helfen, sie zu fördern und spürbarer zu verbreiten.“

Die Präzisierung läßt auf sich warten, denn etwas mehr als ein Jahr später forderte dessen Nachfolger Dr. Heinrich Fink in bezug auf die - diesmal von der F.D.P. - vorgesehenen Veränderungen im Privatrecht „die weitgehende Entbürokratisierung, hohe Rechtssicherheit sowie größte Transparenz und Öffentlichkeit“
. Diese Aussage ist sehr plakativ, sagt aber wenig über die konkreten Absichten der PDS aus. 

Beide Stellungnahmen - die einzigen vor dem Deutschen Bundestag seitens der PDS - machen deutlich, daß die Partei ihre Position nicht weiterentwickelt hat, geschweige denn überhaupt erst bestimmt hat.

Gysi begrüßte in einer anderen Stellungnahme die Idee, eine Anhörung zum Stiftungswesen durchzuführen, in dessen Rahmen „alternative Vorstellungen“ zu diskutieren wären.
 Diese Anhörung fand zwar am 16. Juni 1998 im Innenausschuß statt, aber ohne Beteiligung der PDS.

Die einzige deutliche Aussage und Fürsprache für einen Reformvorschlag bezieht sich auf das Normativsystem. Dieses solle eingeführt werden, allerdings ohne eine notarielle Beurkundung des Stiftungsgeschäfts.

Böttcher fordert für die PDS, daß der „Zugang“ zu Stiftungen für jeden gewährleistet sein müsse.
 Konkret heiße das, die Leistungen von Stiftungen der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen.

Allgemein befürwortet Böttcher eine Kopplung der Stiftungsreform mit der einer Reform des Gemeinnützigkeitsrechts.
 Ansonsten sei die Gefahr einer „Kapitalflucht ins Ausland“
 gegeben. Walkenhorst hingegen fordert, gerade die Internationalisierung der Stiftungstätigkeit zu ermöglichen
 und gibt zu bedenken, daß mögliche Nachteile, wenn deutsche Stiftungen im Ausland tätig werden, dadurch ausgeglichen werden, daß auch ausländische Stiftungen im Inland tätig werden.

· Der steuerliche Rahmen

Im Jahre 1997 sprach sich die PDS für „eine Neuregelung der Erbschaftssteuer, [sic!] zur Ermutigung, Kulturstiftungen ins Leben zu rufen“
 aus. Hinter dieser Absicht ist wohl eher eine fiskalische Zwangsmaßnahme zu vermuten als eine „Ermutigung“ in Form von steuerlichen Anreizen. Böttcher hat hierzu geäußert, man müsse „privates Kapital, welches der Kapitalismus nun mal produziert, „abschöpfen“ und für „sinnvolle Stiftungen“ einsetzen.

Der jetzige kulturpolitische Sprecher, Dr. Heinrich Fink, verlangte vor dem Deutschen Bundestag „einen verstärkten steuerlichen Zugriff auf die in diesem Lande existierenden großen Vermögen“
. Da „[e]ine solche Intervention des Staates zugunsten von Kultur, Bildung, Forschung“ nicht zu erwarten sei, stelle sich die PDS nicht gegen einen „Ausbau“ gemeinnütziger Stiftungen, mit dem Teile des privaten Vermögens mobilisiert werden könnten.

Zur Schaffung von steuerlichen Anreizen äußerte sich Fink nur dahingehend, daß man die Frage stellen müsse, ob die Wirtschaft oder die Kultur „der eigentliche Gewinner der vorgeschlagenen Veränderung im Steuerrecht [sei]“
 Die PDS befürchtet, daß die Stiftungen zu einem Steuersparmodell genutzt werden können, wenn sie fordert:

„Die Stiftungen dürfen nicht ein Ort stiller Reserven für die Wirtschaft und für nicht gezahlte Steuern sein.“

· Potentielle Stifter und deren Aufgaben

Die PDS will die Bereitschaft zu stiften bei den Erben fördern.
 Diese Bereitschaft will sie vor allem zugunsten der Kultur gefördert sehen, da in diesem Bereich immer weniger Geld vorhanden sei.
 Allerdings ist festzuhalten, daß sich in der aktuellen politischen Debatte bisher ausschließlich Kultur- und Bildungspolitiker der Partei geäußert haben.

Nach Angaben von Böttcher sollen private Stiftungen aber auch im Bildungs- und Sozialbereich aktiv werden.

· Innerparteiliche Konfliktlinien

Die „Mehrheitsmeinung“ innerhalb der PDS gehe in die Richtung, „sinnvolle“ Stiftungsprojekte zu unterstützen, so Böttcher.
 Es gibt aber auch eine Gegenposition, die privaten Reichtum über rein steuerliche Maßnahmen abschöpfen will.

· Kontroversen in der politischen Debatte

Die Partei sieht sich in Übereinstimmung mit den anderen Parteien, wenn sie eine Reform des Stiftungswesens einfordert.

Die PDS beabsichtigt, die einzelnen Schritte auf dem Weg zu dieser Reform „sehr kritisch [zu] begleiten“, indem man darauf achte, „ob durch einzelne Regelungen dem Mißbrauch der Stiftungen für egoistische wirtschaftliche Interessen Tür und Tor geöffnet“
 werde. Dies sei im F.D.P.-Entwurf „bereits vorprogrammiert“, da die unternehmensverbundenen Stiftungen einbezogen wurden.

Auch bei der vorgesehenen Möglichkeit zur Rücklagenbildung bedürfe es zunächst einer Abschätzung der Folgen.
 Nicht nur der BDS ist hingegen seit langem der Ansicht, daß die Erhöhung der Rücklagenbildung keine fiskalischen Auswirkungen haben wird.

Der Vorsitzende der Bundestagsgruppe der PDS, Dr. Gregor Gysi, brachte im April 1998 in einer Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bündnisgrünen die “grundsätzliche Befürwortung” der Bundestagsgruppe zum Ausdruck.
 In der Frage der Transparenz sei aber, so Böttcher, durch die Einführung eines Stiftungsregister mit Publizitätswirkung noch keine „öffentliche Kontrolle“ gewährleistet, da keine gesetzliche Möglichkeit des Durchgriffs gegeben sei.

· Auswirkungen der geplanten Reform 

Böttcher geht für ihre Partei davon aus, daß eine Reform – auf der Basis der Gesetzentwurfs der Bündnisgrünen mehr Klarheit für Stifter und die interessierte Öffentlichkeit bringen wird.

· Beitrag zur Reform des sozialen Wohlfahrtsstaats

Die PDS hält es für möglich, daß Stiftungen einen Beitrag zur Reform des Sozialstaats leisten können. Das Problem der Zukunft der Arbeit wird von der PDS vorrangig behandelt. Hierbei ist hervorzuheben, daß es der PDS hauptsächlich um die Entwicklung eines öffentlich geförderten Beschäftigungssektors (ÖBS)
 zur Schaffung von Arbeitsplätzen geht. Die Einbindung gemeinnütziger Organisationen, wie z. B. Stiftungen, in ein staatlich verordnetes Konzept zum Abbau der Arbeitslosigkeit
 macht deutlich, daß die PDS an Stiftungen staatliche Aufgaben delegieren will, für die vorrangig der Staat die Finanzierung behalten soll. Dies ist aber ein Nullsummenspiel, denn Arbeitsplätze die der Staat abbebaut werden in Stiftungen geschaffen.
 Und es ist fraglich, inwieweit sich Stiftungen, die einen festgelegten Auftrag haben, sich in diese staatlichen Vorgaben einfügen werden und können.

Der Gedanke ist noch nicht ausgereift, da sich Widersprüche in der Argumentation ergeben.

· Verbreitung des Stiftungsgedankens

Besonders im Osten Deutschlands sei die Tätigkeit und Leistung von Stiftungen noch nicht hinreichend bekannt. Deshalb sei Transparenz und Aufklärung zu leisten.

4 Einordnung der Positionen anhand der Drei-Lager-These

Alle politischen Parteien wollen im Stiftungswesen ein – je unterschiedliches - „positives Reformpotential“ für die Lösung gesellschaftlichen Probleme erkannt haben. Motivationen und Ziele gehen aber weit auseinander, auch wenn aufgrund von öffentlichkeitswirksamen Aussagen einzelner Politiker der Eindruck entstehen könnte, daß eine große Einigkeit besteht. Im Detail, aber auch in Grundsatzfragen liegen zumindest Teile der im folgenden Abschnitt zusammengefaßten Positionen weit auseinander. Im folgenden findet sich nun die Einteilung anhand der Drei-Lager-These.

4.1 Die Etatisten

Durch ihre fiskalistische Sichtweise verlieren die Vertreter dieses Lagers gesellschaftspolitisch bedeutsame Aspekte der Stiftungen aus dem Auge. Das Prinzip der Stiftung wird verkannt und als eine Konkurrenz, im Sinne von möglichen Kompetenz- oder Einkommensverlusten gesehen.

Die PDS kann eindeutig zu den Etatisten gerechnet werden. Eine Bewertung der PDS-Position gestaltet sich schwierig, da jene auf einem nicht vorhandenen Konzept fußt. Soweit überhaupt vorhanden, ist dies sehr vage gehalten und erscheint nicht gründlich durchdacht und widersprüchlich. Dies liegt daran, daß der Partei völlig die Informationsgrundlage fehlt.
 Das zeigt, daß Stiftungen sich nicht in die Gesamtbestimmung einfügen lassen.

Zusätzlich sind die Ansätze der PDS aus folgenden Gründen problematisch: Sämtliche in anderen Bereichen als der Kultur tätigen gemeinnützigen Stiftungen werden außen vor gelassen. Es wird ausschließlich auf kulturelles Engagement durch Stiftungen abgehoben.

Bis auf die Forderung nach Steuererhöhungen werden kaum konkrete Forderungen erhoben oder Vorschläge gemacht, wie eine Förderung des Stiftungswesens aussehen könnte. Ansonsten verbreitet die PDS hauptsächlich Gemeinplätze, indem sie von „Entbürokratisierung“ oder „Transparenz“ spricht. Ohne konkrete Vorschläge, wie diese zu erreichen sind, muß der Eindruck entstehen, daß die PDS nicht wirklich an einer Förderung des Stiftungswesens interessiert ist.

Die PDS setzt - im Gegensatz vor allem zur F.D.P. - auf eine stärkere Förderung vor allem von Kunst und Kultur durch den Staat. Letztlich erscheinen alle vorhandenen Aussagen sehr staatszentriert und dirigistisch. Hier gewinnt man den Eindruck, daß die PDS annimmt, daß alles, was der Staat nicht mehr tun kann, in die Hände von privaten, also egoistischen Interessen falle. Das Verhältnis zwischen Stiftungen und Staat ist daher auch der Kernpunkt in der Argumentation der PDS. Diese kreist immer wieder um die Frage, wie der Staat ergänzt werden kann, aber möglichst ohne jedes Zugeständnis zu machen oder ein Zeichen für die Erwünschtheit privater Initiative zu setzen.

Zudem sieht es nach einer etatistischen Antwort aus, wenn Stiftungen im Auftrag des Staates über ein künstliches Beschäftigungsprogramm zu Auftragnehmern desselben werden soll. Es entsteht der Eindruck, daß die PDS Stiftungen als reine Erfüllungsgehilfen, aber nicht als gleichberechtigte Partner des Staates betrachtet. Das Verständnis von Stiftungen ist dasjenige einer quasi-staatlichen Organisation.

Die PDS hat deutliche Vorbehalte gegenüber privaten, gemeinnützigen Stiftungen. Hier wird eine Gefahr gesehen, indem die Partei behauptet, daß private Stiftungen einer schleichenden Privatisierung öffentlicher Aufgaben Vorschub leisten.

Die SPD kann dem etatistischen Lager zugeordnet werden.

Die Sichtweise der SPD auf das Stiftungswesen ist eine staatliche. Die Partei betrachtet Stiftungen immer aus dem Blickwinkel der Belange und Interessen des Staates und nicht primär im Interesse der Förderung privaten Engagements in Stiftungen. Die Vorstellungen der SPD sind insofern begrenzt auf die althergebrachten Muster: Es wird nicht zuerst gefragt, was der Bürger alleine regeln kann, sondern was der Bürger unter Aufsicht und Anleitung des Staates initiieren darf. Diese Haltung verkennt die Struktur von Stiftungen, die nicht die Interessen des Staates und auch nicht der Bürger, sondern die der Allgemeinheit vertritt.

In der zuvor analysierten Bundestagsdebatte und den anderen Quellen findet sich kein ausgearbeitetes Konzept der SPD in bezug auf private Stiftungen. Die vorhandenen Stellungnahmen weisen eine große Bandbreite auf, daß heißt von einer klaren Ablehnung einer Förderung von Stiftungen und Stiftern bis hin zu großen Hoffnungen in die Rolle, die Stiftungen spielen können. In der aktuellen Debatte hat die SPD den Bündnisgrünen die Federführung überlassen.
 Die Reform des Stiftungswesens ist für die SPD nach der Wahl vor allem auf Drängen der Bündnisgrünen zu einem der Themen geworden, denen größere Priorität eingeräumt wurde. Die Partei behandelte die Reform als Randthema und tut dies immer noch. Im Wahlkampf war das Stiftungsrecht vorübergehend ein Thema. Daraus erklären sich auch die von SPD-Politikern getätigten Äußerungen, welche mehr von Schlagworten wie Gemeinschaftssinn, Bürgergesellschaft, Verantwortung für das Gemeinwohl, Sozialpflichtigkeit des Vermögens
 usw. geprägt sind als von einem schlüssigen Konzept. Problematisch ist hierbei die Aussagekraft der gewählten Terminologie, da vieles unklar bleibt.

Deutlich wird die ablehnende Haltung gegenüber einer Förderung des Stiftungswesens in der Gruppe der Finanzpolitiker der SPD. Es sind Konflikte entlang der Linie zwischen Kultur- und Gesellschaftspolitikern auf der einen Seite und Finanz- und Staatspolitikern auf der anderen Seite zu erkennen.

Die SPD hat sich noch nicht eingehend mit der Rolle, Bedeutung und Legitimation des Stiftungswesens beschäftigt. Diese Vorüberlegungen sind aber Grundvoraussetzungen für die Reformüberlegungen.

Auffällig ist, daß die SPD neuerdings die USA als Vorbild beispielsweise für Transparenz, steuerliche Regelungen und Stiftungskultur heranzieht, obwohl Teile der SPD noch vor kurzem keine amerikanischen Verhältnisse in der Kulturförderung im Sinne einer privaten Finanzierung aufkommen lassen wollten.
 

Nicht zuletzt hierdurch wird eine sehr ambivalente Haltung der SPD gegenüber dem Stiftungswesen deutlich. Es ist aber ersichtlich, daß die Partei um eine eindeutige Haltung gegenüber Stiftungen und deren Reform ringt.

4.2 Die Liberalisten

Es bestehen zwar Unterschiede in der Ausgestaltung der Gesetzentwürfe von F.D.P. und Bündnisgrünen, die sich aus den genannten Motivationen herausgebildet haben. Allerdings sind die aufgezeigten Unterschiede nicht so groß und liegen eher im Detail. Es ist eine Tendenz absehbar, daß sich beide Positionen einander annähern und wahrscheinlich weiter annähern werden. So ist beispielsweise die F.D.P. bereit, eine notarielle Beurkundung bei der Errichtung einer Stiftung zu überdenken und die Bündnisgrünen haben andererseits ihre Idee einer Registerführung durch die Amtsgerichte auf die genannten Argumente hin wieder verworfen.

Hier scheinen sich bewußt pragmatische und praxisorientierte Ansätze durchzusetzen. Dieses ist sehr positiv zu bewerten.

Die F.D.P. kann den Liberalisten zugeordnet werden.

Die Reform des Stiftungswesens kann zu den gesellschaftspolitischen Kernbereichen der F.D.P.-Politik gerechnet werden. Allerdings konnte sich die Partei in der Vergangenheit mit ihren Vorstellungen nicht durchsetzen.

Es ist positiv zu bewerten, daß sich die F.D.P. aktuell - von den Vorschlägen der Bündnisgrünen ermutigt - zu einem noch weitergehenden Entwurf durchgerungen hat.

Der F.D.P.-Entwurf ist von zwei zentralen Aspekten geprägt:

1. Abbau von Bürokratie
 und Genehmigungsrechten des Staates zugunsten einer größeren Stifterfreiheit.

2. Schaffung von steuerlichen Anreizen für Stifter.

Zu letzterem vertritt Neuhoff die Ansicht, daß bereits steuerliche Anreize zum Stiften in ausreichendem Maße vorhanden seien, aber nicht ausgenutzt würden.
 Es ist daher fraglich, ob sich der Staat durch ein Gesetz (steuerliche Anreize) Vermögenswerte für das Gemeinwohl „erschließen“ kann. Der F.D.P.-Ansatz ist von seiner Motivation her zu kritisieren, weil Stiftungen primär als Instrument zur Finanzierung von Aufgaben gesehen werden, die der Staat immer mehr vernachlässigt und die die Politik für notwendig erachtet. Es kann nicht als besonders liberal bezeichnet werden, wenn ökonomische Sachzwänge
 und nicht vorrangig gesellschaftspolitische Motive dazu dienen, Stiftungen zu stärken und aufzuwerten.

Auffallend ist bei bestimmten Argumenten der F.D.P., daß diese hier die bestehende Datengrundlage nicht zu Rate zog und sie deshalb eher aufgrund von vorgefertigten Meinungen als auf derjenigen von gesicherten Angaben argumentiert.
 

Der Ansatz der F.D.P. ist bewußt unternehmerfreundlich und auch an den – angeblichen – steuerlichen Bedürfnissen von besserverdienenden Menschen orientiert. Daher liegt der Schwerpunkt des Gesetzentwurfes der F.D.P. auch auf dem Steuerrecht.

Die Schlußfolgerung der F.D.P. ist richtig, wenn die Stiftung als ein qualitativer Beitrag zum Umbau des sozialen Wohlfahrtsstaats begriffen wird.

Bei der Propagierung des Gedankens der „Freiheit durch Verantwortung“ durch die F.D.P. erscheint es nur konsequent, die Stiftung besonders zu fördern.

Bündnis 90/Die Grünen können dem liberalen Lager zugeordnet werden, da sie ein Höchstmaß an Transparenz und Klarheit in ihren Vorschlägen vorgesehen haben. Die Partei hat das Stiftungswesen zu einem Hauptanliegen ihrer Politik gemacht.

Die Bündnisgrünen sind die einzige Partei, die speziell der gemeinnützigen Stiftung eine zentrale Rolle innerhalb des Dritten Sektors zuweisen. Sie sehen die Stiftung als solche hervorragend dazu geeignet notwendige Reformen in der Gesellschaft voranzutreiben oder vorzudenken. Dabei stellt die Partei ganz klar auf einen qualitativen Beitrag von Stiftungen ab und gibt sich nicht so stark wie die anderen Parteien den üblichen finanziellen Entlastungshoffnungen hin.

Der Ansatz der Bündnisgrünen ist vor allem deswegen begrüßt worden, weil er in einigen Bereichen wie Transparenz und in der Einschränkung nicht gemeinnütziger Stiftungsvorhaben mutig Veränderungen fordert. Es bleibt aber wie in Teil 3.4 erwähnt abzuwarten, welche Vorschläge sich in der Regierung durchsetzen werden.

Was die Zielgruppe der Bündnisgrünen angeht, ist festzuhalten, daß hier einiger ideologischer Ballast mit herum geschleppt wird, denn auch die Gruppe der Nicht-68er sollte angesprochen werden, um keinen falschen Eindruck entstehen zu lassen.

4.3 Die Traditionalisten

Die CDU gehört zum traditionalistischen Lager.

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die CDU im Laufe der Diskussion zunächst keine Reform des Stiftungsrechts geplant hatte, sondern vor allem einzelne steuerliche Aspekte aufgreifen wollte. Eine steuerliche Besserstellung der Stiftungen und Stifter wurde zugunsten einer allgemeinen Absenkung der Steuern zurückgestellt, obwohl parteiintern konkrete Vorschläge zu einer Reform des Stiftungssteuerrechts bereits seit Jahren existierten. Diese Ansätze wurden nicht veröffentlicht oder umgesetzt und dienen derzeit noch als Diskussionsgrundlage für die Arbeitsgruppe Kultur und Medien. Nach dem Scheitern der Steuerreform und unter dem politischen Druck des Koalitionspartners F.D.P. sowie durch das Vorbild der Bündnisgrünen sah man sich im Jahre 1998 dazu gezwungen, Verbesserungen des Stiftungssteuerrechts in eine neu eingebrachte Steuerreform einzubinden. An Veränderungen des Stiftungsrechts war nicht gedacht, und diese wurden vorerst deutlich abgelehnt. Nach der verlorengegangenen Bundestagswahl vom 26. Oktober 1998 zeichnet sich aber eine Veränderung dieser Position ab.

Auffällig ist, daß gerade steuerrechtliche Verbesserungen in der Vergangenheit – aus den bekannten Gründen – zurückgehalten wurden, diese aber von der CDU gegenwärtig zu einem Hauptaspekt in der Debatte gemacht werden. Die Ansätze, die die CDU zur Zeit gegenüber der Öffentlichkeit vertritt, sind in sich nicht stimmig und sehr uneinheitlich vorgetragen. Hier ist ein innerparteilicher und auch innerfraktioneller Streit über Rolle und Bedeutung von Stiftungen entbrannt. Die Konfliktlinien laufen entlang der Bürgergesellschaftler und der Etatisten. Es bleibt abzuwarten, welche Position sich in der CDU gegenüber dem Stiftungswesen durchsetzen wird.

Die Position der CDU ist zurückhaltend zu bewerten, da eine Mehrheit nur sehr zaghafte Reformen für das Stiftungswesen erwägt. Immer noch werden Stiftungen unter den bekannten fiskalischen oder finanziellen Aspekten betrachtet, ihnen aber gleichzeitig kein angemessener Platz als Akteure der Bürgergesellschaft zugemessen, das heißt, sie dürfen nur dort Verantwortung übernehmen, wo es der Staat gerne sieht. Anderslautende Ankündigungen muten hier eher wie Lippenbekenntnisse an, wenn man die bisherige Politik der CDU zur Verbesserung der Rahmenbedingung von Stiftungen als Maßstab betrachtet. Stiftungen scheinen keinen besonderen Platz im gesellschaftspolitischen Konzept der CDU einzunehmen. Hier finden sich vor allem bewährte Werte und Prinzipien (Subsidiarität, Ehrenamt,...), in die Stiftungen nach Ansicht der CDU eingebunden werden sollten.

Die CSU kann aus folgenden Gründen zu den Traditionalisten gezählt werden:

In sämtlichen Stellungnahmen der CSU tritt zu tage, daß diese Partei kein Reformkonzept für das Stiftungswesen hat. Von seiten der CSU ist in nächster Zeit auch keine eigenständige Gesetzesinitiative auf Bundesebene zu einer Reform des Stiftungsrechts geplant.
 Auf Bundesebene scheint die CSU es ihrer Schwesterpartei, der CDU überlassen zu haben, solche Konzepte zu entwickeln. Anders verhält es sich im Steuerrecht, wo die Partei immerhin Reformbedarf sieht. Die Anmerkungen, welche die CSU zu Stiftungen macht, sind teilweise widersprüchlich. Dies mag sicher an den oben beschriebenen unterschiedlichen Ebenen der Politik zu liegen, schafft allerdings keine endgültige Klarheit über die Position der CSU. Die Haltung der CSU gegenüber Stiftungen ist grundsätzlich positiv einzuschätzen, allerdings wird die Rolle des Staates (auf Länderebene) bei der Förderung und Erhaltung des Stiftungswesens sehr stark betont. Diese Tatsache liegt in der Vorstellung begründet, daß die Verantwortung für kulturelle und soziale Angelegenheiten primär beim Staat liege.
 Der Staat wird als übergeordnete Instanz der Stiftungen gesehen, der allein dazu in der Lage ist, das dauerhafte und nachhaltige Wirken von Stiftungen zu gewährleisten. Zusätzlich scheint die CSU im potentiellen Engagement der Bürger in Stiftungen hauptsächlich eine finanzielle Ergänzung der staatlichen Fördermaßnahmen zu sehen.
 Immer wieder kommt eine sehr staatsfixierte Sichtweise in bezug auf das Stiftungswesen zum Ausdruck, die auch von staatlichem Mißtrauen gegenüber - angeblichem - Mißbrauch der Stiftung als Instrument zur Steuerumgehung geprägt ist.
 Es ist daher fraglich, ob eine solche Grundhaltung zur Förderung des Stiftungswesens beiträgt, wenn es gleichzeitig Funktionen einer Bürgergesellschaft übernehmen soll. Die starke Rolle des Staates soll durch die Erhaltung von Aufsichts- und Kontrollrechten im Stiftungswesen manifestiert werden.

Für die CSU ist die Betonung föderalistischer und subsidiärer Prinzipien im Hinblick auf privates Engagement in Stiftungen wichtig. Weiterhin besteht diese Partei auf der Einhaltung und Beibehaltung der Kulturhoheit der Länder auch auf dem Gebiet der Stiftungen.

Trotz allen auch negativ zu bewertenden Aspekten sprechen allein die Zahlen der Stiftungserrichtungen in Bayern in den letzten Jahren für die Rahmenbedingungen in Bayern, die sicher noch von anderen Faktoren, wie Wirtschaftskraft und einer höheren Akzeptanz von Stiftungen in Verwaltung, Politik und Öffentlichkeit, abhängig sind.

4.4 Fazit

Die politische Debatte läuft fast ganz ohne eine theoretische Fundierung ab. Deshalb ist eine wissenschaftliche Begleitung des politischen Prozesses erforderlich, um grundsätzliche Reformbemühungen auf eine wissenschaftliche Basis zu stellen.
 Die Begrifflichkeiten, die die Parteien verwenden erscheinen zuweilen diffus und ideologisch vorbelastet zu sein.
 In Teilbereichen ist dennoch ein großes Interesse, eine gewisse Informiertheit und Aufgeschlossenheit vorhanden. Die Verwendung althergebrachter USA-Klischees führt die Debatte in eine falsche Richtung. Insofern sie nicht auf gesicherten Tatsachen beruht dienen diese nicht der Klarheit der Diskussion. Es war daher schwierig, die je eigenen und offiziellen Parteikonzepte zu identifizieren und herauszuarbeiten.

Alle am politischen Entscheidungsprozeß beteiligten Akteure sind sich – trotz erheblicher Differenzen, was die konkrete Umsetzung angeht- über die grundsätzliche Notwendigkeit einer Reform des Stiftungswesens einig. Dies kann nicht hoch genug eingeschätzt werden und stellt, für sich genommen, ein wichtiges positives Signal dar. Es bedeutet vor allem einen Fortschritt im Vergleich zu Reformbemühungen in der Vergangenheit. Die Parteien sind sich einig darin, daß die Voraussetzungen für die Errichtung von Stiftungen noch nie so günstig war wie heute. Als Gründe werden dafür parteiübergreifend angeführt, daß hohe private Vermögen und die steigende Zahl der Erbfälle verbunden mit den Erbvermögen. Die Politik betrachtet das private Engagement in Stiftungen daher vor allem unter finanziellen Gesichtspunkten. Stiftungen werden als eine Art Retter aus der Finanzmisere des Staates entdeckt.
 Eine derart motivierte Politik ist wie gezeigt werden sollte höchst unbefriedigend, da sie nicht in erster Linie nach den Bedürfnissen der Stiftungen und Stifter fragt, sondern hauptsächlich nach den fiskalischen Interessen des Staates. Soweit es um das private Vermögenssituation geht, hat die Politik zu Recht erkannt, daß sie eine einmalige Chance zur Weiterentwicklung von Staat und Gesellschaft darstellt.
 Was die Hoffnungen auf eine finanzielle Entlastung des Staates angehen, kann nur wiederholt werden, daß hier die Hoffnungen gedämpft werden müssen, weil wie oben gezeigt wurde das finanzielle und wirtschaftliche Potential der Stiftungen nicht so erheblich ist und selbst bei einer hohen Steigerungsrate nicht ausreichen wird, um finanzielle staatliche Defizite auszugleichen. Hinzu kommt, daß die Politik Stiftungen selbst keine Rolle zuweisen kann, sondern daß diese allein aus dem Stifterwillen gestaltet wird. 

Nur die Vertreter des liberalen Lagers haben das Potential von Stiftungen zu einer Reform des sozialen Wohlfahrtsstaates beizutragen, als einen qualitativen Beitrag erkannt. Zentrales Element der Debatte über die Reform des Stiftungswesens ist die Frage nach der möglichen Rolle und der tatsächlichen Bedeutung von Stiftungen für die Gesellschaft, genauer die Frage nach dem Verhältnis von staatlichen Aufgaben zu bürgerlicher Verantwortung.

Die Konfliktlinien innerhalb der politischen Debatte verlaufen entlang der Grenze von Liberalisten oder Bürgergesellschaftlern und Etatisten, ohne Rücksicht auf die Parteizugehörigkeit.
 Und dabei geht es um mehr als den allseits bekannten Streit um das Geld oder die Kosten, sondern um zwei grundlegend verschiedene Gesellschaftsmodelle. Die Reform des Stiftungswesens ist außer für die Vertreter des liberalen Lagers kein vordringliches Anliegen. Die Vertreter der anderen Lager halten Stiftungen für eine gesellschaftliche notwendige und erwünschte Organisationsform, räumen der Frage nach besseren Rahmenbedingungen aber nicht die höchste Priorität ein, sondern versuchen im Gegenteil umfassende Reformen zu konterkarieren.

Insofern müßte die Drei-Lager-Theorie dahingehend geändert werden, daß sie nicht zur Einordnung von Parteien dient, sondern zur Zuordnung von politischen Strömungen, die quer durch alle Parteien laufen. Für eine grundsätzliche Einteilung der Parteien hat sie sich aber als durchaus praktikabel und sinnvoll erwiesen.

Vor allem in der Bundestagsdebatte über den F.D.P.-Entwurf eines StiftRReformG wurde deutlich, daß sich eine Koalition aus Befürwortern eines modernen Stiftungswesens gebildet hat und eine der Gegner, die den status quo erhalten wollen und die peinlich darauf bedacht sind, gegen jede Innovation ihre Bedenken vorzubringen. Die Grenzen zwischen den Parteien treten folglich in den Hintergrund, während sich ganz deutlich „Koalitionen“ für und gegen eine Förderung des Stiftungswesens bilden.

Es wird spannend bleiben, die Entwicklung weiter zu beobachten. Dabei wird es darauf ankommen ob die etatistische Sichtweise letztlich die Oberhand behalten wird und das Stiftungswesen damit weiter nur als potentieller Konkurrent, bestenfalls als Lückenbüßer des Staates angesehen wird, das bei staatlicher Förderung zu Ausfällen bei den Steuereinnahmen führt. Oder wird die bürgergesellschaftliche Orientierung obsiegen, die dem Stiftungswesen einen angemessenen, erwünschten und vor allem stärker geförderten Platz in der Gesellschaft von morgen zumißt?

5 Schlußbetrachtung

Zur Zeit wird in dem für die Reform des Stiftungsrechts federführenden Ausschuß für Kultur und Medien und anderen befaßten Ausschüssen des Deutschen Bundestages, über den Entwurf der F.D.P. beraten. Und der Entwurf der Regierung ist aus den genannten Gründen noch nicht einmal eingebracht. Dennoch steht zu hoffen, daß eine Neuordnung des rechtlichen Rahmens für das Stiftungswesen noch in der ersten Hälfte der 14. Wahlperiode erfolgt.

Es geht dabei um eine moderne Gesellschaftspolitik, die die Weichen für das Stiftungswesen der Zukunft stellt. Im Vorfeld eng verknüpft damit ist die Bestimmung von Bedeutung und Rolle von Stiftungen in der Gesellschaft. Die ein oder andere kleinere Korrektur etwa bei der steuerlichen Abzugsfähigkeit
 wäre nicht nur unbefriedigend, sondern es steht zu befürchten, daß eine „Politik der kleinen Schritte“ die Chance zu einer Reform auf lange Sicht ganz verbauen könnte.

Falls es nun aber zu einer Reform auf der Grundlage der besprochenen Gesetzentwürfe kommt, läßt sich aus heutiger Sicht nur schwer abschätzen, wie sich das Stiftungswesen verändern und entwickeln wird.

Bei der Untersuchung sollte deutlich werden, daß eine Förderung der Stiftungskultur nicht allein durch eindimensionale Aspekte erfolgen kann, sondern daß mehrere  Faktoren zugleich zu berücksichtigen sind. Das bedeutet, daß die Verbesserung des gesetzlichen Rahmens sicher nicht allein maßgebend für die Entwicklung des Stiftungssektors sein wird, sondern auch noch andere Faktoren eine Rolle spielen. Wichtiger ist die Schaffung eines stiftungsfreundlichen Klimas, also gesellschaftlicher Rahmenbedingungen in Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit, die durch die Beseitigung von bürokratischen Hemnissen, Schaffung von Transparenz und einer größeren Stifterfreiheit unterstützt werden sollten.

5.1 Zukunft des Stiftungswesens

Die Zukunft von Stiftungen wird davon abhängen, ob es gelingt in der Gesellschaft die Akzeptanz von Stiftungen in Richtung der Bevorzugung von privater Initiative vor der staatlichen zu erhöhen oder nicht. Deutlicher: Wird die Gesellschaft und die Politik Stiftungen weiter als eine Art Randphänomen dulden, oder wird sie dem Stiftungswesen einen gleichberechtigten Platz innerhalb eines zukünftigen Gesellschaftsmodells zumessen.

5.1.1 Transparenz

Die Stimmen, die mehr Transparenz – durch Einführung einer Publizitätspflicht - für Stiftungen fordern, nehmen in letzter Zeit zu.
 In Deutschland besteht keine Publizitätspflicht für Stiftungen,
 und auch das Steuergeheimnis erschwert die Bereitstellung von Informationen für die Öffentlichkeit. Es werden verstärkt Argumente vorgebracht, die für eine Publizitätspflicht sprechen.
 Zwar ist die grundsätzliche Bereitschaft, freiwillig Auskünfte zu geben, vorhanden und steigt tendenziell an,
 aber gerade was die Finanzen angeht ist eine sehr eingeschränkte Beurteilung möglich, da nur 36% aller Stiftungen Auskunft über ihr Vermögen geben.
 Dies ist sicherlich eine unbefriedigende Situation. Das Institut der Wirtschaftsprüfer hat im Jahre 1997 eine „allseits begrüßte Stellungnahme“
 zur Rechnungslegung von Stiftungen abgegeben. Aufgrund der bestehenden Defizite empfiehlt das IDW bundeseinheitliche Regelungen der externen Rechnungslegung einzuführen, deren allgemeine Grundsätze auf Publizität und Vergleichbarkeit ausgerichtet sind.

Eine Publizität auf der Basis von vergleichbaren Angaben wird als ein herausragendes Instrument für die Sache der Stiftungen und für die Verbreitung des Stiftungsgedankens gesehen, da die Öffentlichkeit direkt Einsicht in Tätigkeit und Finanzgebaren der Stiftungen nehmen könne.
 Es wird deshalb vorgeschlagen, eine private Stelle bei einem Forschungsinstitut, Verband o. ä. einzurichten, die solche Informationen sammelt und für die Wissenschaft auswertet. Hier wird in der politischen Diskussion auf die Regelungen in den USA verwiesen. Seit 1952 sind US-Stiftungen grundsätzlich zu Publizität verpflichtet. Gleichsam als „Nebenprodukt“ 
 des Tax Reform Act von 1969 ist seit dieser Zeit eine generelle Bestandsaufnahme des Stiftungswesens in den USA möglich geworden. Seither sammelt das Foundation Center in New York Daten über das Stiftungswesen, die der interessierten Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Vor allem die ausführlichen, öffentlich zugängigen Angaben sind der Grund für das Ansehen und die weite Verbreitung des Stiftungsgedankens in den USA.

Eine Informationsversorgung gegenüber der Öffentlichkeit ist jedoch zwingend. Sie kann zu einem Bewußtseinswandel beitragen, indem ein vertieftes Wissen über Struktur, Tätigkeit und Aufgaben von Stiftungen einer breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. Vor allem verbindet sich mit verbesserten Informationen über Stiftungen die Hoffnung, daß mehr Stiftungen neu errichtet werden. Die Verbesserung der Informationslage scheint hier erfreulicherweise bereits erste Wirkung gezeigt zu haben.
 

Durch die Transparenz ihrer Arbeit können sich die Stiftungen folglich gegenüber der Öffentlichkeit legitimieren.
 Es ist festzuhalten, daß eine kritische Begleitung durch die Öffentlichkeit proportional mit der Bedeutungszunahme des Stiftungswesens wachsen wird.
 Die Erhöhung der Transparenz des Stiftungswesens wird dann maßgeblich zur Akzeptanz und Verankerung des Stiftungsgedankens in der Gesellschaft beitragen.

Einen postitiven Ansatz, die Diskussion durch Bereitstellung von Informationen zu unterfüttern, der Politik relativ neutrale Beraterdienste zur Verfügung zu stellen und einen konstruktiven Dialog zwischen Politik, Stiftungswesen und Wissenschaft einzuleiten, stellen die Kolloquien des MAECENATA-Instituts für Dritter-Sektor-Forschung und der Bertelsmann Stiftung dar. Dieser Ansatz sollte fortgeführt werden, um auch die möglichen Auswirkungen einer Reform des Stiftungswesens zu bewerten und wissenschaftlich zu begleiten. Dennoch sollen sie dazu anregen, verstärkt und in größerem Zusammenhang über die Rolle des Stiftungswesens nachzudenken. Dies kann und sollte besonders durch eine breitere wissenschaftliche Fundierung der gesellschaftspolitischen Debatte geschehen. Vielversprechende Ansätze gibt es dazu. 

Diese Versuche einer systematischen informationellen Begleitung des Stiftungswesens gilt es von seiten der Politik zu unterstützen. Auf diese Weise wird es besser und immer wieder neu bestimmbar sein, was Stiftungen in unserer Gesellschaft leisten können und sollen, aber auch welche Rolle sie für eine zukünftige Gesellschaftsordnung übernehmen werden.

5.1.2 Ein europäischer Rahmen erforderlich

Wie sich in der Betrachtung gezeigt hat, wird in der politischen Diskussion über eine Reform des Stiftungswesens die europäische Ebene ganz ausgeblendet.
 Eine Globalisierung und Internationalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft tangieren aber immer mehr auch die Stiftungstätigkeit. Es ergeben sich Probleme von zunächst europäischer Tragweite,
 die eine umfassendere Betrachtung der Rahmenbedingungen für Stiftungen notwendig machen. Vor allem Fragen des Steuerrechts
 und des Wettbewerbsrechts
 machen immer weniger an nationalen Grenzen halt. Deshalb sollte auch eine europäische Dimension der mit dem Stiftungswesen verbundenen Fragen aufgeworfen werden.
 Peter Walkenhorst fordert deshalb:

„Die internationale Tätigkeit von Stiftungen bedarf rechtlicher Regelungen, die diese Tätigkeit erleichtern.“

Dies zielt auf bestehende Hindernisse
 für Kooperationen und Entwicklungen auf europäischer Ebene, die aus dem aus dem Weg geräumt werden müssen.

Die EU-Kommission hat deshalb 1997 erste Vorschläge zur Förderung von Stiftungen gemacht und deren Bedeutung untersucht.
 Hier werden folgende Aspekte deutlich: Die wichtige Rolle, die Stiftungen in der Gesellschaft der EU-Mitgliedstaaten spielen, wird anerkannt. Es wird, generell ausgedrückt, gefordert den gesellschaftspolitischen Stellenwert von Stiftungen aufzuwerten. Nach den Vorstellungen der Kommission bedarf es einer besseren Erforschung des Stiftungswesens. 

Anheier stellt im Zusammenhang mit der europäischen Dimension der Thematik die These auf: 

„Wir haben noch nicht die geeigneten Begrifflichkeiten, die es uns erlauben würden, das, was sich im Dritten Sektor tut, adäquat, griffig und analytisch sinnvoll zu beschreiben.“

Dies gilt insbesondere für Stiftungen. Die althergebrachte Einteilung nach Rechtsformen und die Behandlung von Stiftungen in der Terminologie aus den vorigen Jahrhunderten wird der Rolle von Stiftungen als gleichrangiger Ausformung des Dritten Sektors nicht gerecht. Deshalb hat die EU-Kommission ein neues Einteilungssystem vorgeschlagen:

· Dienstleister

· Themenanwälte

· Selbsthilfegruppen

· Mittlerorganisationen
Diese Einteilung scheint im Hinblick auf die weitere Entwicklung der Rahmenbedingungen für Stiftungen wesentlich sinnvoller als die bisherigen rein rechtlichen Abgrenzungen.
 

Bezogen auf die Rahmenbedingungen für Stiftungen stellt die Kommission fest:

„Die Bedeutung eines klaren und eindeutigen rechtlichen und steuerlichen Rahmens für die Arbeit gemeinnütziger [...] Stiftungen kann nicht unterschätzt werden. Derartige Einrichtungen haben es schwer, ihre Tätigkeit auszuüben, wenn keine derartigen Rahmenbedingungen, sei es auf nationaler oder europäischer Ebene, bestehen.“

Deshalb sieht die Kommission Handlungsbedarf in bezug auf die stiftungs- und steuerrechtlichen Rahmenbedingungen und kritisiert die bisherige Behandlung von Stiftungen in den und durch die Mitgliedsstaaten der EU.

5.1.3 Ansatz mit Zukunft: Die Bürgerstiftung

In jüngster Zeit zeichnet sich ein neuer Trend in der Stiftungslandschaft ab: Die community foundation
, deren Konzept aus den USA übernommen wurde und die in Deutschland langsam Fuß faßt.
 Ziel dabei ist es, einen möglichst breiten Kreis von Förderern zu aktivieren, indem diese Zeit einsetzen oder finanzielle Mittel zur Verfügung stellen. Es geht dabei um die Lösung von gesellschaftlichen Problemen auf lokaler oder regionaler Ebene zur Verbesserung der Lebensqualität des je eigenen Umfeldes.
 Stichworte sind hier dementsprechend freiwilliges Engagement und Beteiligung.
 Es gibt in Deutschland keine eigene Rechtsform der Bürgerstiftung.

Auch in der politischen Debatte wird immer wieder betont, daß Bürgerstiftungen einen wichtigen Ansatz zur Stärkung privaten Engagements für die Bürgergesellschaft darstellen. An eine Veränderung von Rahmenbedingungen ist aber noch nicht gedacht. Wie gezeigt wurde, lehnen die Parteien dies ab, da auf diese Weise die Entwicklung dieses Stiftungstyps behindert werde. Andere Stimmen wollen hier im Sinne einer Schaffung von Freiräumen für Stifter regulierend eingreifen und fordern besondere Formen, wie die Bürgerstiftung in die Reformüberlegungen mit einzubeziehen, da in der Praxis bereits Genehmigungen verhindert worden seien.
 Allerdings sehen die Parteien zur Zeit keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf. Dies scheint aber geboten, solange kein Handlungsbedarf für den Gesetzgeber besteht. Die Entwicklung des Bürgerstiftungen sollte vor allem beobachtet und unterstützt werden.

Es bleibt abzuwarten, ob sich diese Form der Stiftung in Deutschland durchsetzen wird. Sollte dies der Fall sein, wird es einige Jahre in Anspruch nehmen. Fraglich ist ob mit dieser Form der Stiftung auch in Deutschland - wie in den USA - ein Demokratisierungsprozeß der Stiftungslandschaft einsetzt
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Anhang 1

Anhang 2

�	Stiftung & Sponsoring 1998a, S.3.


�	Alle maskulinen Personenformen in dieser Arbeit schließen gegebenenfalls auch die femininen ein.


�	Vgl. StiftFördG. BT-Drucksache 13/9320 vom 01.12.1997.


�	Parteivorstand der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1998a, S. 41 (X.).


�	Vgl. Albrow 1998 und Zürn 1998.


�	Warnfried Dettling sieht in einer Ordnungspolitik für den Dritten Sektor den Weg zum Umbau des sozialen Wohlfahrtsstaates. Vgl. Dettling 1998, S. 265-299, (zu Stiftungen siehe S. 290 f.).


�	Der Umbau des Sozialstaats bedeutet für Prantl die Milderung der Gegensätze zwischen öffentlicher Armut und privatem Reichtum. Eine Brücke dafür sei die gemeinnützige Stiftung. Der rechtliche Rahmen für Stiftungen solle deshalb grundlegend reformiert werden. Vgl. Prantl 1996, S. 4.


�	Campenhausen 1998a, S. 5.


�	Strachwitz schreibt Stiftungen eine zentrale Bedeutung für eine neue Gesellschaftsordnung zu. Vgl. Strachwitz 1998e, S. 28.


�	Walkenhorst sieht die Gefahr, daß Stiftungen von seiten des Staates in eine Lückenbüßerrolle gedrängt werden, der sie nicht gerecht werden könnten und sollten. Vgl. Walkenhorst 1999, S. A 172.


�	Vgl. Schäffer 1998, S. 1.


�	Vgl. dazu Kampagne „Schenken – Stiften – Engagieren“ 1998b. S. 1 f.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 8.


�	Vgl. dazu auch Fest 1997, S. 8.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 10 und Walkenhorst 1999, S. A 190.


�	Vgl. Haibach 1998, S. 179.


�	Hier sind zu nennen das Darmstädter Manifest vom November 1995 in dem bessere gesellschaftliche und steuerliche Rahmenbedingungen für Stiftungen gefordert werden (vgl. CDU-Fraktion im Hessischen Landtag 1995.) sowie die „10 Empfehlungen zur Verbesserung des Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts“ vom „Aktionskreis Kultur aus dem Jahre 1996 (vgl. Kulturkreis der deutschen Wirtschaft im BDI 1997a.) und die „Hallenser Erklärung“ am 01.10.1997 in welcher die Bedeutung privater Stiftungen heute und in Zukunft proklamiert wurde und ein Appell an Stifter und Politik gerichtet wurde (vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. 1997a.) oder auch das Manifest der Kampagne „Schenken – Stiften - Engagieren“, in dem im März 1998 vor allem die Erben zur Lösung von Zukunftsproblemen jenseits des Staates animieren werden sollten (vgl. Kampagne „Schenken – Stiften – Engagieren“ 1998 und 1998a.).


�	Vgl. Anheier 1998, S. 72 und Strachwitz 1998a, besonders S. 46.


�	Vgl. Priller/Zimmer/Anheier 1999, S. 18. Diese stellen die Probleme des gesamten Non-Profit-Sektors heraus.


�	Nach Anheier ergeben sich daraus „Hinweise auf die längerfristigen Veränderungen und Tendenzen in den Beziehungen zwischen öffentlichen und privaten Verantwortlichkeiten“. Vgl. Anheier 1998, S. 51.


�	Vgl. Strachwitz 1998a, S. 31.


�	Vgl. hierzu Atteslander 1995, S. 93.


�	Siehe dazu Kapitel 1.4.


�	Diese Drei-Lager-These wurde in Anlehnung an das Konzept der (vier) grundlegenden (Gesellschafts- oder Entwicklungs-) Modelle des Dritten Sektors bei Anheier (und Salamon) entwickelt. Sie stellt eine Übertragung dieser Positionen auf die politischen Lager innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, hinsichtlich des Verständnisses von Stiftungen, dar. Vgl. Anheier 1998c, S. 354 f. und Anheier/Salamon 1997, S. 226-229 und S. 238-243.


�	Die drei Lager sind als Idealtypen zu verstehen, nicht im Sinne einer parteilichen Bindung.


�	Die Reihenfolge ist beliebig gewählt und hat daher nichts mit den Präferenzen des Autors zu tun.


�	Vgl. Albrow 1998 und Zürn 1998.


�	Vgl. Dettling 1998, S. 31.


�	Vgl. ebenda, S. 31.


�	Vgl. Fest 1997, S. 22.


�	Vgl. N.N. 1998a, S. 79.


�	Vgl. ebenda, S. 88.


�	Vgl. ebenda, S. 79 und 81.


�	Herzog 1998, S. VII.


�	Anheier konstatiert dies für den Dritten Sektor allgemein Vgl. Anheier 1998c, S. 365.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 5.


�	Anheier stellt hierzu fest, daß Stiftungen aufgrund der vorgenannten Tatsache politisch ambivalent seien. Vgl. Anheier 1998, S. 52.


�	Die im folgenden gemachten Ausführungen orientieren sich an dem umfassenden Überblick über den rechtlichen Rahmen des Stiftungswesens bei Seifart/Campenhausen 1999.


�	Wenn im folgenden also von „Stiftung“ die Rede ist, dann ist ausschließlich dieser Typ bezeichnet, es sei denn es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, daß es sich um einen anderen Typ handelt.


�	Vgl. dazu auch Hof 1998, S. 943-972.


�	Vgl. hierzu die sehr ausführliche Publikation: Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. 1998b und Seifart/Campenhausen 1999, S. 91-150 (§ 7).


�	Vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. 1998c.


�	Vgl. dazu Anheier 1998, S. 51.


�	Zur Errichtung einer Stiftung von Todes wegen vgl. Mecking/Schindler/Steinsdörfer 1997. Statistische Erhebungen, wieviele Stiftungen von Todes wegen errichtet werden gibt es nicht. Aufgrund von Schätzungen kann man aber davon ausgehen, daß nur etwa 10-20% auf diese Weise errichtet werden. Vgl. Steffek 1996. S. 17 f.


�	Vgl. dazu die Stellungnahmen von Bischoff, Reuter und Strachwitz, in: Deutscher Bundestag 1998a, S. 14 f., 41 f., 64.


�	Vgl. Rawert, Peter 1997: Eine gute Idee zur Reform des Stiftungsrechts. Zum Entwurf von Bündnis 90/Die Grünen über ein Gesetz zur Förderung des Stiftungswesens. In: Blick durch die Wirtschaft vom 11.12.1997, o. Nr., o. S.


�	Vgl. ausführlich dazu Werner 1998, S. 243-259.


�	Bei den Vermögenswerten unterscheidet man nach solchen, die unmittelbar dem Stiftungszweck dienen, wie etwa das Altenheim einer Altenheimträgerstiftung, und solchen, aus deren Erträgen der Stiftungszweck verwirklicht wird, wie zum Beispiel Mieterträge aus einer Immobilie.


�	Festgelegt in §§ 58 Nr. 7 AO. Zu einer ausführlichen Betrachtung der mit der Rücklagenbildung verbundenen Fragen und Probleme vergleiche: Wagner/Walz 1997. Die Bedenken hinsichtlich eines Widerspruchs zwischen der zeitnahen Mittelverwendung und der Möglichkeit der Rücklagenbildung von Stiftungen werden hier nicht geteilt. Im Gegenteil dazu wird einer Erhöhung der Möglichkeit der Rücklagenbildung in Zukunft das Wort geredet. (S. 63.) Vgl. dazu auch die Forderung von Becker 1996. S. 282 f. Dies wird auch in der politischen Debatte als allgemeiner Konsens angesehen.


�	Vgl. die Aussage des Generalsekretärs der Deutschen Bundesstiftung Umwelt, Fritz Brickwedde, in: Terweiden 1998, S. 4.


�	Zu Perspektiven der operativen Stiftungsarbeit vgl. Bertelsmann Stiftung 1997.


�	Zu Unterscheidung und Situation dieser beiden Stiftungstypen vgl. Strachwitz 1998c, S. 673-698.


�	Vgl. Seifart/Campenhausen 1999, S. 270-350 (§ 11).


�	Zu den erwähnten Funktionen vgl. Schulte 1989, S. 82-84.


�	Über Errichtung und Verwaltung informieren ausführlich Berkel/ Krüger/ Mecking/ Schindler/ Steinsdörfer 1995. Nach Schätzungen gibt es etwa 5.000 nichtrechtsfähige Stiftungen in Deutschland. Vgl. ebenda, S. 4.


�	Zur Arbeit des Stifterverbandes vgl. Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 1997.


�	Vgl. auch zur aktuellen Diskussion: Reuter 1998, S. 203- 228.


�	Vgl. Haibach 1998, S. 172.


�	Vgl. dazu Seifart/Campenhausen 1999, S. 402-442 (§ 14).


�	Vgl. Walkenhorst 1999, S. A 181.


�	Zum rechtlichen Hintergrund vgl. Strachwitz 1991, o. S. und ausführlich Seifart/Campenhausen 1999. S. 366-401 (§ 13). Zu einem kurzen Überblick über die aktuelle Lage, der an Unternehmen beteiligten Stiftungen in Deutschland vgl. Geinitz 1997, S. B 14.


�	Kirchliche Stiftungen können allgemein definiert werden als Stiftungen des öffentlichen oder des bürgerlichen Rechts, die aufgrund des Stifterwillens von der Kirche oder im Zusammenwirken mit dieser als kirchliche Stiftung errichtet wurden und der Obhut der betreffenden Kirche anvertraut sind. Vgl. den ausführlichen Aufsatz zu kirchlichen Stiftungen von Krag 1998, S. 225-238. Zu den aktuellen mit den kirchlichen Stiftungen verbundenen Fragen vgl. Stiftung & Sponsoring 1998, S. 3-5.


�	Zu Begriff, Entwicklung, rechtlicher Stellung usw. der kommunalen Stiftung vgl. Twehues 1996.


�	Für einen kursorischen Überblick vgl. Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages 1996, S. 25-38.


�	Rechtliche Grundlage sind nicht nur die Bestimmungen der AO, sondern auch ihre Auslegung, geregelt vor allem durch den Anwendungserlaß zur AO (AEAO).


�	Zur historischen Entwicklung des Gemeinnützigkeitsrechts vgl. Hillebrecht 1978.


�	Vgl. BT-Drucksache 11/7584 vom 18.07.1990. Auf die einzelnen Regelungen dieses Gesetzes kann an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden.


�	Vgl. Strachwitz 1998a, S. 34 und Walkenhorst 1999, S. A 183.


�	Vgl. Anheier/Salamon 1998, S. 18.


�	Vgl. die Forderung von Campenhausen 1998, S. 38.


�	Vgl. Mecking, Schindler, Steinsdörfer 1997, S. 1.


�	Vgl. Strachwitz 1992, S. 53.


�	Vgl. Reh 1995, S. 218 und 244.


�	Vgl. Schmid 1995, S. 305.


�	Zu der Methode der Dokumentenanalyse vgl. Reh 1995, S. 201-259.


�	Vgl. Mayring 1991, S. 209-213. Bezogen auf die Auswertung  vor allem die strukturierende Inhaltsanalyse (S. 213).


�	Vgl. Reh 1995, S. 211.


�	Vgl. ebenda.


�	Vgl. ebenda, S. 215-218.


�	Die Darstellung der Methode der Experteninterviews orientiert sich hauptsächlich an. Meuser/Nagel 1991, S. 441-471 und dieselben 1994, S. 180-192 sowie dieselben 1997, S. 481-491 aber auch an Schmid 1995, S. 293-326.


�	Vgl. Meuser/Nagel 1991, S. 444.


�	Vgl. ebenda, S. 446 und 454 f.


�	Vgl. ebenda, S. 447.


�	Vgl. Meuser/Nagel 1994, S. 191.


�	Vgl. Strachwitz 1998a, S. 36.


�	Die Experten erhielten eine schriftliche Anfrage für das Interview. Diese enthielt Informationen über Erkenntnisinteresse und Hintergrund des Interviewers sowie den Ablauf. Auf Wunsch ist einigen Experten im Vorfeld bereits der Leitfaden mit den Fragen zugesandt worden. Danach wurde meistens telefonisch über die Interviewtermine verhandelt.


�	Vgl. die Teilnehmerliste des 1. Colloquiums zur Reform des Stiftungsrechts in MAECENATA-Institut für Dritter-Sektor-Forschung 1998, S. 1.


�	Vgl. Böttcher 1999, S. A 136 und A 161.


�	Vgl. Meuser/Nagel 1991, S. 449 f.


�	Vgl. ebenda, S. 448 f.


�	Flick schreibt dem Leitfaden bei Experteninterviews eine besondere Steuerungsfunktion zu, da sonst Probleme bei der Durchführung der Interviews auftreten könnten. Vgl. dazu Flick 1998, S. 109 f.


�	Vgl. Meuser/Nagel 1991, S. 448.


�	Vgl. ebenda, S. 455 f.


�	Vgl. ebenda, S. 452.


�	Vgl. Meuser/Nagel 1994, S. 183.


�	Vgl. Meuser/Nagel 1997, S. 486.


�	Vgl. dazu Schmid 1995, S. 308.


�	Vgl. Alemann 1995, S. 123.


�	Vgl. Deutscher Bundestag 1998a.


�	Diese ist grundsätzlich sehr stark von Stifterbiographien und anderen medial gut zu verarbeitenden Ereignissen, wie Ehrungen und Preisverleihungen geprägt. Die spezifischen Leistungen und die Entwicklung des Stiftungswesens an sich wird aber bisher größtenteils vernachlässigt. Vgl. Strachwitz 1999, S. A 8.


�	Vgl. Schmid 1995, S. 305.


�	Vgl. Deutscher Kulturrat 1998.


�	Die Interviewtranskripte befinden sich, genauso wie der verwendete Interviewleitfaden, in den Anhängen I und II der Arbeit und sind getrennt von der eigentlichen Arbeit durchnummeriert In Zitaten werden die Seitenzahlen des Anhangs durch das Voranstellen eines großen A gekennzeichnet.


�	Vgl. Anheier/Salamon 1998, S. 13 und Strachwitz 1998a, S. 39.


�	Vgl. Strachwitz 1998, S. 39. Eine Ausnahme stellte zum Beispiel der Versuch einer Theorie der Stiftung von Boulding dar. Vgl. Boulding 1973, S. 9-33.


�	Ebenda. S. 9.


�	Eine Ausnahme bildet hier: Schiller 1969.


�	Ein wichtiger Beitrag zur Rolle und Bedeutung des gemeinnützigen Stiftungswesens findet sich bei Toepler 1996 und 1997. Vgl. aber unter anderem auch Anheier 1998 und 1998b und Strachwitz 1998 sowie Bertelsmann Stiftung 1998. 


�	Im Jahre 1991 wurden erstmals im Auftrag des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen e.V. systematisch erfaßte Daten über die deutschen Stiftungen im Verzeichnis Deutscher Stiftungen (Neuausgabe geplant für das Jahr 2000) veröffentlicht.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 1.


�	Zu den Ergebnissen der deutschen Teilstudie aus der ersten Phase des Projekts vgl. Anheier/Priller/Seibel/Zimmer 1998 und Priller/Zimmer/Anheier 1999.


�	Vgl. Strachwitz 1998b, S. 5.


�	Vgl. Seifart/Campenhausen 1999 und Ebersbach 1972 sowie die rechtliche Betrachtung der Geschichte des Stiftungswesens bei Liermann 1963.


�	Vgl. Hein 1997. S. 76 (Fn.5) und Roth 1996, S. 164. Eine Ausnahme bildet hier zum Beispiel die stadt- und sozialgeschichtliche Betrachtung von Besold-Backmund 1986.


�	Vgl. zu den Motiven bedeutender Stifter in Vergangenheit und Gegenwart die 20 kenntnisreichen Portraits in Fest 1997 und allgemein Kirchgässner/Becht 1997 sowie Kocka/Frey 1998.


�	Für kursorische Überblicke über die Geschichte des Stiftungswesens vgl. Coing 1981, S. 271-281 und Campenhausen 1998b, S. 23-45 und zur Rechsthistorie vgl. Coing 1999, S. 73-83 (§ 5) sowie dazu sehr ausführlich Liermann 1963. Die im folgenden getroffenen Aussagen beruhen auf vorstehenden Werken.


�	Der hiermit verknüpfte Glaube war, daß die Verstorbenen nach dem Tod weiterleben und man ihnen deshalb Lebensmittel oder ähnliches opferte, um „böse Einflüsse“ von den Lebenden abzuhalten.


�	Vgl. Krag 1998, S. 228.


�	Vgl. Roth, S. 164.


�	Diese Stiftung hatte bis heute Bestand, weil sie durch Grundbesitz besonders unabhängig war. Vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. 1997.


�	Vgl. Klötzer 1997, S. 17.


�	Vgl. Roth 1996, S. 164.


�	Vgl. Toepler 1997, S. 317.


�	Vgl. dazu Pölnitz 1971, S. 3- 21 und Pleticha 1997, S. 27- 46 sowie Strachwitz 1997. S. G 1.


�	Vgl. Hein 1997, S. 77. Deshalb wurde in dieser Zeit die Pflicht zur staatlichen Genehmigung und Aufsicht eingeführt. Erstes Beispiel hierfür war Preußen mit den Regelungen des Allgemeinen Landrechts von 1794. Die staatliche Aufsicht orientierte sich weniger am Schutz der Stiftung als vielmehr an der Möglichkeit des Staates, das Stiftungswesen für seine Zwecke zu nutzen. Vgl. Dazu Liermann 1963, S. 185 und Coing 1999, S. 83 (§5, Randnummer 37).


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 4.


�	Vgl. Roth 1996, S. 165. Im Gegensatz dazu gab es aber in katholischen Staaten, wie Frankreich oder Österreich landesweite Restriktionen für das Stiftungswesen, die als Ursache für die heutige schwache Ausprägung und Stellung der Stiftungen in diesen Ländern zu sehen sind. Vgl. zusätzlich Coing 1981, S. 275 f. und 278.


�	Vgl. Liermann 1963, S. 169.


�	Vgl. Coing 1999, S. 59. Als konkreter Ausgangspunkt dieser Entwicklung ist die Gründung der Dr. Senckenbergischen Stiftung in Frankfurt am Main im Jahre 1763 zu sehen, mit der ein grundlegender Wandel im Stiftungswesen hinsichtlich einer Erweiterung der Stiftungszwecke begann. Vgl. hierzu Roth 1996, S. 166-170.


�	Vgl. Hein 1997, S. 76 und 84 und Coing 1981, S. 276.


�	Vgl. Roth 1996, S. 165 und 167.


�	Vgl. Hein 1997, S. 81.


�	Vgl. Coing 1981, S. 276.


�	Vgl. Klötzer 1997, S. 20. Wichtiges Beispiel hierfür sind die Krupp-Stiftungen, die mit Werkskranken- und Pensionskasse sowie Wohnsiedlungen etc. in den Jahrzehnten vor 1870 Markierungen für soziales Engagement setzten. Vgl. hierzu Fohrbeck 1989, S. 252.


�	Vgl. Hein 1997, S.85.


�	Ebenda. S. 86.


�	Vgl. Toepler 1997, S. 319.


�	Vgl. Burens 1987, S. 22 und Sonnabend 1995. S. 7 sowie Hein 1997, S. 89. Toepler hingegen behauptet, daß es „nach 1870 nicht zu deutlichen Wachstumsgewinnen des Stiftungswesen[s]“ gekommen ist. Vgl. Toepler 1997, S. 320.


�	Vgl. Hein 1997, S. 90.


�	Vgl. Liermann 1963, S. 283.


�	Am Beispiel der Errichtung der Dr. Senckenbergischen Stiftung von 1763 sei nur kurz verdeutlicht, daß hier erstmals über eine Stiftungssatzung ausdrücklich die Verwaltung und das Kapital einer Stiftung unabhängig von staatlichen Einflüssen bleiben sollten. Dies war ein Ausdruck bürgerlichen Selbstbewußtseins, der die Entwicklung des Stiftungswesens nicht nur in Frankfurt am Main nachhaltig beeinflußte. Vgl. Roth 1996, S. ±66-170.


�	Vgl. Klötzer 1997, S. 16. Ein älterer aber ausführlicher Überblick über Geschichte und Werdegang Frankfurter Stiftungen bietet Müller, Bruno 1958: Stiftungen für Frankfurt am Main. Frankfurt am Main. Ein aktuelles Verzeichnis von etwa 150 Frankfurter Stiftungen findet sich beim Arbeitskreis „Initiative Frankfurter Stiftungen“ 1996.


�	Vgl. Müller 1958, S. 75.


�	Vgl. Roth 1996, S. 166 und 173.


�	Vgl. Müller 1958, S. 76 und Klötzer 1997, S. 30.


�	Vgl. ebenda, S. 130.


�	Vgl. Sonnabend 1995, S. 7 f.


�	Vgl. Schulz 1998, S. 248 f.


�	So wurde zum Beispiel ein großer Teil der insgesamt nötigen 40 Millionen Goldmark zur oben erwähnten Gründung der Universität von jüdischen Bürgern Frankfurts aufgebracht.


�	Obwohl in Frankfurt am Main der Anteil der jüdischen Bevölkerung immer unter 10% betrug, waren mindestens 15% aller Stiftungen jüdischen Ursprungs. (Eigene Berechnung) Zusätzlich engagierten sich viele Bürger jüdischen Glaubens in nichtjüdischen Stiftungen. Hier gab es also eine ganz eigene Symbiose. Vgl. Müller 1958, S. 204 f. und allgemein dazu Schiebler 1988. Eine quantitative Untersuchung der Stiftungen dieser Zeit ist problematisch, da viele von der Rechtsform her Vereine waren. Vgl. Klötzer 1997, S. 27.


�	Vgl. Lässig 1998, S. 235f.


�	Vgl. Klötzer 1997, S. 25.


�	Zur Behandlung der jüdischen Stiftungen im Dritten Reich allgemein vgl. Rawert/Ajzenstejn 1998, S. 157- 181. An dieser Stelle wird das bestehende Stiftungsrecht des BGB kritisiert, weil es zu einer Beförderung nationalsozialistischer Ideen beigetragen habe. Für Fallbeispiele über das Schicksal Frankfurter Stiftungen vgl. Schiebler 1988.


�	Vgl. Roth 1996a, S. 15


�	Vgl. Schulte 1989, S. 28.


�	Vgl. Campenhausen 1998, S. 35 f. und derselbe 1998b, S. 42 f.


�	Vgl. Brummer/Ruprecht 1998, S. 38.


�	Vgl. Crezelius/Rawert 1999, S. 337.


�	Sonnabend 1995, S. 8.


�	Vgl. Fest 1997, S. 7.


�	Vgl. insgesamt hierzu Seifart/Campenhausen 1999, S. 85-90 (§ 6).


�	Vgl. Verhandlungen des 44. Deutschen Juristentages 1962.


�	Vgl. Härtl 1990, S. 15.


�	Vgl. Seifart/Campenhausen 1999, S. 86 (§ 6).


�	Vgl. dazu insgesamt den Bericht der interministeriellen Arbeitsgruppe Stiftungsrecht 1977, S. 359 ff. und eine Zusammenfassung von Härtl 1990, S. 15-18.


�	Diese setzte sich aus Vertretern des Bundeskanzleramtes, der Bundesministerien des Innern, der Justiz (fdf.), der Wirtschaft, für Forschung und Technologie und für Bildung und Wissenschaft zusammen.


�	Vgl. Härtl 1990, S. 15-18.


�	Hier kommt eine Haltung zum Ausdruck, die ganz typisch auch für die heutige Debatte ist, indem nämlich mögliche Haushaltsrisiken als Argument zur Ablehnung gegenüber einer steuerlichen Besserstellung der Stiftungen genutzt werden. Vgl. Protokoll der Bundespressekonferenz Nr. 103/74.


�	Vgl. Protokoll der Bundespressekonferenz Nr. 110/75.


�	Das bestehende Konzessionssystem sollte nicht durch ein Normativsystem abgelöst werden, da es de facto bereits einem Normativsystem gleichkomme. Die Frage nach einer Einführung eines bundeseinheitlichen Stiftungsregisters wurde nicht abschließend geklärt. Tendenziell wurde eine solche Einführung aber befürwortet. Weitergehende Vorschriften zur Verbesserung der Publizität hielt man nicht für nötig.


�	Vgl. Becker 1976, o. S.


�	Im Jahre 1976 wurde ein Körperschaftssteuergesetz verabschiedet, das ertragssteuerliche Belastungen für Stiftungen schuf. Vgl. hierzu die Kritik von Hahn 1976, S. 173-176 und N. N. 1976, o. S.


�	Deutscher Bundestag (Hrsg.) 1983: Stenographischer Bericht. 4. Sitzung. Plenarprotokoll 10/4 vom 04.05.1983. Bonn, o. S.


�	Die wichtigsten Rechtsänderungen für Stifter seit 1983 finden sich in Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 1997, S. 8 (Tabelle).


�	Vgl. Toepler 1997, S. 320. Toepler führt zwei mögliche Hypothesen für diese Entwicklung an: Sie ist eine Gegenreaktion zum ’Scheitern‘ des Wohlfahrtsstaates oder sie ist auf die Nachfolgeregelung und Erbschaftsplanung der Nachkriegsunternehmer zurückzuführen.


�	Vgl. Anheier 1998, S. 50.


�	Vgl. ebenda, S. 72.


�	Vgl. Brummer/Ruprecht 1998, S. 38.


�	Vgl. Priller 1998, S. 122. Zur Stiftungswirklichkeit in Ostdeutschland vgl. Strachwitz 1999a, S. 219-233.


�	Vgl. Brummer/Ruprecht 1998, S. 11. Eine Bewertung der nachfolgenden Angaben, die auf den Statistiken zum Deutschen Stiftungswesen 1998 beruhen, ist problematisch, da die Angaben der Stiftungen auf freiwilliger Basis erfolgt sind. Da aber viele Stiftungen keine Angaben gemacht haben, dürfte schon die Gesamtzahl der erfaßten Stiftungen bei weitem nicht vollständig sein. Die verschiedenen Angaben beziehen sich immer auf die je erfaßte Gesamtzahl, die sich sehr von der eigentlichen Gesamtzahl unterscheiden kann. Von der Gesamtheit der erfaßten Stiftungen hat nur ein Teil überhaupt z. B. ihre wirtschaftlichen Verhältnisse offengelegt. Die Angaben über die Vermögensverhältnisse von Stiftungen sind nur bedingt vergleichbar, da es an einheitlichen Richtlinien für deren Bewertung fehlt (siehe Fn. 717). Hier werden folglich eher Tendenzen sichtbar. Es kann aber keinesfalls ein Anspruch auf Vollständigkeit erhoben werden.


�	Vgl. Brummer/Ruprecht 1998, S. 13.


�	Nach Schätzungen des MAECENATA-Instituts für Dritter-Sektor-Forschung. Für das Jahr 1992 hat die Zahl der Stiftungserrichtungen nach den jüngsten verbindlichen Angaben einen Stand von 202 erreicht. (Telefonische Auskunft vom 03.03.1999).


�	Vgl. Anheier 1998, S. 49.


�	Vgl. Brummer/Ruprecht 1998, S. 18 (eigene Berechnung) und S. 33.


�	Vgl. ebenda. S. 25.


�	Vgl. ebenda. S. 11. (teilweise eigene Berechnung).


�	Vgl. Anheier 1998, S. 78 und Strachwitz 1999, S. A 12. Von den ehrenamtlichen Mitarbeitern ist ein hoher Anteil Frauen. Vgl. dazu Westfälische Wilhelms-Universität Münster und Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (Hrsg.) 1999, S. 19.


�


�	Beides eigene Berechnungen nach Brummer/Ruprecht 1998, S. 32.


�	Vgl. Schätzungen auf der Datenbasis des Johns Hopkins Comparative Nonprofit Sector Project in: Priller/Zimmer/Anheier 1999, S. 17 (Tabelle 3).


�	Diese eigenen Berechnungen nach Priller/Zimmer/Anheier 1999 und Bummer/Ruprecht 1998 dürften zwar ungenau sein, zeigen aber durchaus Tendenzen auf.


�	Vgl. Priller/Zimmer/Anheier 1999, S. 19 (Tabelle 4).


�	Vgl. Hilde-Ulrichs-Stiftung für Parkinsonforschung 1998, S. 9.


�	Vgl. Brummer/Ruprecht 1998, S. 11.


�	Vgl. Anheier 1998, S. 78.


�	Vgl. ebenda. S. 60.


�	Anheier stellt hierzu die Hypothese auf, daß neuere Stiftungen deshalb noch nicht ihre volle mögliche Kapitalausstattung erreicht haben, weil sie zu Lebzeiten des Stifters gegründet werden und erst nach dessen Tode ihre Gesamtvermögensausstattung erhalten. Vgl. Anheier 1998, S. 74 f.


�	Vgl. Anheier 1998, S. 77.


�	Vgl. Priller/Zimmer/Anheier 1999, S. 20.


�	Vgl. Brummer/Ruprecht 1998, S. 14.


�	Vgl. die Vermutung von Anheier 1998, S. 79. Zu den bedeutenden regionalen und historisch begründeten Unterschieden des deutschen Stiftungswesen vgl. ebenda, S. 67-76.


�	Vgl. ebenda, S. 80.


�	Vgl. auch Anheier 1998a, S. 60-64.


�	Nach Angaben von Strachwitz gibt es in Deutschland ca. 350.000 Vereine (Zahl für 1996 ?). Vgl. Strachwitz 1996, S. 147.


�	Vgl. Priller/Zimmer/Anheier 1999, S. 17 (Tabelle 3) Für die Förderstiftungen wurde hier ein Zuwachs bei den Beschäftigten zwischen 1990 und 1995 um über 100% ermittelt.


�	Vgl. die Aussage von Anheier in F.D.P.-Bundestagsfraktion 1999b.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 8.


�	Vgl. die Aussage von Anheier in F.D.P.-Bundestagsfraktion (Hrsg.) 1999b und Anheier/Salamon 1998, S. 17 f.


�	Toepler 1998, S. 26.


�	Zu einem Überblick über die Aufbauleistung von Stiftungen im Osten Deutschlands vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen (Hrsg.) 1998d.


�	Leisner 1977, S. 102.


�	Vgl. Fohrbeck 1989, S. 580.


�	Als Indiz dafür kann zum Beispiel gelten: Kaehlbrandt 1998, S. 475-96.


�	Vgl. Campenhausen 1998, S. 36.


�	Siehe auch die Beschreibung des kritischen Diskurses über das US-Stiftungswesen, in dem durchaus interessante Parallelen zur deutschen Situation zu sehen sind, in Zimmer 1994, S. 78-81 und 85.


�	Es gibt in Liechtenstein schätzungsweise 10.000 Stiftungen, die von Deutschen aus meist unversteuertem Geld errichtet wurden. Der Grund: Nach liechtensteinischem Recht ist es zulässig, die Stiftung zu Lebzeiten des Stifters wieder aufzulösen und das Stiftungsvermögen diesem wieder zuzuführen. Diese Form der Stiftung, die keinen Transparenzvorschriften oder ähnlichem unterworfen ist, schwebt sicher den Kritikern vor, wenn von der Stiftung als „Steuersparmodell“ die Rede ist. Vgl. N.N. 1998, S. 23. In der Zeitschrift Capital konnte man sogar eine detaillierte Übersicht finden, wie und wo am besten eine Stiftung zur Steuerumgehung im Ausland zu errichten sei. Vgl. Groos/Stepp/Wolf 1996, o. S.


�	Selbst in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung findet man dieser Tage noch im Zusammenhang mit gemeinnützigen Stiftungen den Begriff vom „Steuersparmodell“. Vgl. Beaucamp/ Schirrmacher/ Spiegel 1998, S. 44. Zusätzlich gefördert wird diese Haltung durch Tips zur „Vermögensbewahrung“ in der Form einer Stiftung. Vgl. Waldthausen 1995, S. 902.


�	Vgl. Mecking 1999, S. A 24.


�	Vgl. Haibach 1998, S. 173.


�	Vgl. Strachwitz 1998a, S. 32 und Strachwitz 1998b, S. 3. Früher schon ähnlich Karpen 1980, S. 7.


�	Vgl. Strachwitz 1998a, S. 34.


�	Vgl. Haibach 1998, S. 181.


�	Vgl. Mecking 1998a, S. 133 f.


�	Aus §§ 2 Absatz 1 und 14 Absatz 1 GG hergeleitet; schützt das Stiften als einen Akt privatautonomer Lebensgestaltung. Vgl. Mecking 1998a, S. 135. Genauso ist aber auch die Stiftung verfassungsrechtlich geschützt. Zur verfassungsrechtlichen Einordnung der Stiftung vgl. Seifart/Campenhausen 1999, S. 17-70 (§ 4).


�	Stiftungen sind nach Anheier private Vorhaben im öffentlichen Bereich. Vgl. Anheier 1998, S. 52, zitiert nach: Karl, B. D.; Katz, S. N. 1987: Foundations and Ruling Class Elites. In: Daedalus 116, Nr. 1 und Nielsen, W. A. 1972: The Big Foundations. New York.


�	Sonnabend 1998, S. 1.


�	Vgl. Haibach 1998, S. 175 f.


�	Vgl. das Portrait einer der bedeutenden deutschen Stifterpersönlichkeiten nach dem Zweiten Weltkrieg, gezeichnet durch Schmidt 1997, S. 464.


�	Vgl. Fohrbeck 1989.


�	Vgl. Burens 1987, S. 70-83 und Strachwitz 1994, S. 95-101. Aktuelle und konkrete Beispiele finden sich in: Stifterverband für die deutsche Wissenschaft 1998.


�	Vgl. Mecking 1999, S. A 24 und Strachwitz 1999, S. A 7 sowie Walkenhorst 1999, S. A 179.


�	Zu den Motiven der Stiftungserrichtung von unternehmerischer Seite vgl. Strachwitz 1994, S. 85-95 und Kroschke 1998.


�	Vgl. Hummel 1995, S. 56 f.


�	Vgl. Haibach 1998, S. 177 f. Herausragendes Motiv für das Engagement der Unternehmen ist hier die Imagepflege. Vgl. Hummel 1995, S. 52 f.


�	Strachwitz 1992, S. 55.


�	Vgl. Mecking 1998a, S. 128.


�	Vgl. N. N. 1998a, S. 88 f.


�	Vgl. etwa die Kritik von Strachwitz 1998b, S. 6 und Anheier/Salamon 1998, S. 19.


�	Vgl. Toepler 1996, S. 74-76.


�	Vgl. ebenda, S. 77-83.


�	Vgl. auch Burens 1987, S. 30-32.


�	Vgl. Walkenhorst 1999, S. A 172 und A 188.


�	Prinzipiell ökonomische Unabhängigkeit.


�	Vgl. Burens 1987, S. 32-36.


�	Siehe auch Kapitel 3.2


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 167.


�	Vgl. Deutscher Bundestag 1998, S. 19942.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 166.


�	Vgl. Kulturkreis der deutschen Wirtschaft im BDI 1997, S. 101.


�	Vgl. Deutscher Kulturrat 1998, S. 38 f.


�	Deutscher Kulturrat 1998, S. 8.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 166.


�	Lammert 1999, S. A 166.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 166.


�	Hier vor allem für die Kultur; vgl. BT-Drucksache 13/8625 Innerstaatliche Kulturpolitik vom 30. 09. 1997, S. 5.


�	Vgl. Kulturrat 1998, S. 46 f. und die Aussage der Kulturbeauftragten der CDU-Bundestagsfrakion Erika Steinbach in: Deutscher Bundestag 1998, S. 19918 sowie Lammert 1999, S. A 166.


�	Vgl. Steinbach 1996.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 165.


�	Aus einer Stellungnahme des Vorsitzenden der CDU/CSU–Bundestagsfraktion. Schäuble 1998, S. 48.


�	Vgl. Schäuble 1998b, S. 584.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 165.


�	Vgl. Deutscher Kulturrat 1998, S. 46 und die Stellungnahme des Bundeskanzlers Helmut Kohl zum Gesetzentwurf der Bündnisgrünen in: Deutscher Bundestag 1998, S. 19941.


�	Vgl. Kühn 1998, S. 1.


�	Dieser Entwurf, der weitgehende Vergünstigungen für alle selbstlos gemeinnützigen Körperschaften enthält, sah für Stiftungen vor, daß sie sogenannte Endowments tätigen dürfen, um Zustiftungen zu ermöglichen; die Versorgung des Stifters oder seiner Abkömmlinge besserzustellen; die Erhöhung der Rücklagenbildung auf ein Drittel auf ein Drittel der erwirtschafteten Überschüsse, zur Erhaltung der Leistungskraft von Stiftungen; die Erhöhung der steuerlichen Abzugsfähigkeit bei Spenden für gemeinnützige Zwecke; Hervorhebung von Körperschaften, die selbstlos gemeinnützige Zwecke verfolgen, gegenüber solchen, die privatnützige Zwecke verfolgen; die Abschaffung des Durchlaufspendenverfahrens; der Verzicht auf die Besteuerung von stillen Reserven, wenn Wirtschaftsgüter bei Betriebsaufgabe einer Stiftung zugeführt werden; Vereinheitlichung der als förderungswürdig anerkannten Zwecke  und andere. Vgl. dazu Bundestagsfraktion der CDU/CSU (Hrsg.) 1996.


�	Vgl. Steinbach 1996.


�	Vgl. die Stellungnahme Steinbachs gegenüber dem Kulturkreis der deutschen Wirtschaft im BDI 1996, S. 138.


�	Vgl. Deutscher Kulturrat 1998, S. 46 und Kühn 1998, S. 1.


�	Kühn 1998, S. 1.


�	Ebenda.


�	Vgl. Kühn 1998.


�	Vgl. den Bericht der CDU/CSU–Bundestagsfraktion zur Kulturpolitik, in: Kulturkreis der deutschen Wirtschaft im BDI 1997, S. 101.


�	Vgl. Schäuble 1998, S. 49.


�	Vgl. Ebenda.


�	Vgl. dazu Mecking 1999, S. A 19 und ähnlich Walkenhorst 1999, S. A 180.


�	Vgl. Schäuble 1998, S. 49.


�	Vgl. Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998, S. 19942.


�	Vgl. die Aussagen von Helmut Kohl im Gespräch mit Bahners/Schirrmacher 1998, S. 44.


�	Vor dem Bundestag sprach Kohl zwar vom Stiftungsrecht, meinte aber das Stiftungssteuerrecht. Vgl. Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998, S. 19941 f.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 167.


�	Vgl. Schäuble 1998b, S. 583.


�	Vgl. ebenda, S. 584.


�	Vgl. ebenda.


�	Die ehemalige Bundesregierung hat, auf Initiative der CDU, die Stiftung Bürger für Bürger gegründet. Diese soll durch Information, Koordination, Forschung und Unterstützung ehrenamtlicher Tätigkeit zu einer Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements beitragen.) zur Koordinierung ehrenamtlicher Tätigkeit im Jahre 1997 die (privatrechtliche) Stiftung Bürger für Bürger errichtet. Vgl.dazu Deutscher Kulturrat 1998, S. 45 und http://www.buerger-fuer-buerger.de/traeger.htm. 02.01.1999. (13:12 Uhr). Seite 1.


�	Zu den grundsätzlichen Vorstellungen der CDU vgl. CDU-Bundesgeschäftsstelle 1994 und CDU-Bundesgeschäftsstelle 1998.


�	Vgl. die Ausführungen von Scholz, in: Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998, S. 19935.


�	Schäuble 1998a, S. 80.


�	A[dam] 1995, S. 32.


�	Anheier 1998a, S. 33.


�	Vgl. Deutscher Kulturrat 1998, S. 45.


�	Vgl. Süßmuth 1998, S. 497.


�	Vgl. Reumann 1998, S. 4.


�	Biedenkopf 1997, S. 70.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 165.


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2565 f.


�	Vgl. Ebenda, S. 2562.


�	In dieser Debatte wurde der Gesetzentwurf der Bündnisgrünen in 1. Lesung behandelt. Vgl. Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998.


�	Ebenda, S. 19941.


�	Vgl. Ebenda, S. 19941.


�	Vgl. die Bewertung durch den Deutschen Kulturrat 1998, S. 8.


�	Schäuble 1998, S. 49.


�	Zu den folgenden Aussagen vgl. die Stellungnahme der CDU gegenüber dem Deutschen Kulturrat in: Deutscher Kulturrat. S. 47.


�	Hier bestätigen sich die Befürchtungen von Strachwitz 1999, S. A 5.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 165 und Zwischenfrage von v. Stetten in: Deutscher Bundestag 1999, S. 2562.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 166 f. 


�	Vgl. insgesamt Deutscher Bundestag 1998a.


�	Der Abgeordnete Norbert Hauser hat in einer persönlichen und damit nicht repräsentativen Stellungnahme sehr interessante Vorschläge für eine Stiftungsreform gemacht. Vgl. Hauser 1999. Darin fordert Hauser das bestehende Konzessionssystem zugunsten eines Normativsystem abzuschaffen (Eine Stiftung soll durch Eintragung in ein Register entstehen; S. 4), die steuerliche Abzugsfähigkeit bei der Einkommenssteuer deutlich zu erhöhen (S. 5), jene bei der Körperschaftssteuer überhaupt unbeschränkt zu lassen (S. 6 f.), andere steuerliche Forderungen (S. 8-10), eine Amnestie für Steuerflüchtlinge zu gewähren, wenn diese ihr Geld in gemeinnützige Zwecke investieren (S. 8) sowie die Rücklagenbildung zu erhöhen (S. 9) und Endowments zu ermöglichen (S. 9).


�	Vgl. Hauser 1999, S. 1.


�	Vgl. Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998, S. 19941.


�	Schäuble 1998a, S. 80.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 168.


�	Vgl. CDU-Bundesgeschäftsstelle; CSU Landesleitung (Hrsg.) 1998, S. 20.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 166.


�	Vgl. ebenda.


�	Hauser schlägt die Führung eines goldenen Buches der Stiftungen beim Bundespräsidenten und einen Preis desselben für Stiftungsleistungen vor. Vgl. Hauser 1999, S. 3.


�	Vgl. Lammert 1999, S. A 168.


�	Vgl. die Aussagen von Mayer 1999, S. A 94 f. Für eine Begründung, warum eine Änderung des Stiftungsrechts keine Priorität besaß, vgl. ebenda, S. A 99.


�	Zu den Problemen des Deutschen Kulturrats bei der Auseinandersetzung mit Positionen der CSU vgl. Deutscher Kulturrat 1998, S. 13. Deshalb war es besonders wichtig, ein Experteninterview mit dem Sprecher für Kultur, Bildung und Forschung der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag Dr. Martin Mayer, MdB, führen zu können.


�	Zu den Wurzeln und spezifischen Entwicklungen des bayerischen Stiftungssektors vgl. Anheier 1998, S. 69.


�	Vgl. N.N. 1995, S. 36.


�	Vgl. Beckstein 1998, S. 3.


�	Vgl. ebenda, S. 4 und Stoiber 1997, S. 10 sowie Mayer 1999, S. A 96 f. Dieser spricht von einem guten Klima für Stiftungen und Stifter in Bayern,. Hier S. A 101.


�	Vgl. Stoiber 1997, ebenda.


� 	Vgl. Zehetmair 1997, S. 21 f. und Beckstein 1998, S. 4 f.


�	Vgl. die Ansicht von Mayer 1999, S. A 95 und A 106.


�	Zehetmair 1997, S. 16f.


�	Mayer 1999, S. A 91.


�	Ebenda, S. A 93.


�	Vgl. ebenda, S. A 102.


�	Vgl. ebenda, S. A 91 f.


�	Vgl. Zehetmair 1997, S. 16.


�	Vgl. Beckstein 1998, S. 4.


�	Vgl. Mayer 1999, S. A 92. 


�	In diesem Zusammenhang lehnt Strachwitz eine Bestimmung der Gemeinnützigkeit – somit einer Befreiung von bestimmten Steuern - durch den Staat ab, da dies „systemwidrig“ sei, weil dieser gleichzeitig auch ein Interesse an einem möglichst hohen Steueraufkommen habe. Vgl. Strachwitz 1999, S. A 6.


�	Vgl. Mayer 1999, S. A 91.


�	Vgl. Zehetmair 1997, S. 16 f.


�	Stoiber 1997, S. 6 f.


�	Vgl. ebenda, S. 12-15.


�	Vgl. ebenda S. 15 f.


�	Ein wichtiger Faktor für die Unabhängigkeit staatlicher Stiftungen ist die eigene Vermögensausstattung und die Entscheidungsfreiheit der Stiftungsorgane, die – wie bei allen anderen Stiftungstypen üblich – vor der Einflußnahme Dritter schützen sollte, aber nicht immer gegeben ist. Vgl. hierzu die Stellungnahme von Mecking 1998, S. 36 f. und ähnlich Strachwitz 1996, S. 151.


�	Zehetmair 1997. S. 21.


� 	Beide Zitate finden sich in CSU Landesleitung (Hrsg.) 1998, S. 22.


�	Vgl. CSU Landesleitung (Hrsg.) 1998, S. 22.


�	Für eine Zusammenfassung dieser Position vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen (Hrsg.) 1999, S. 27-30. Diese Stellungnahme ist als repräsentativ für von der bayrischen Staatsregierung und auch von der CSU vertretene Positionen zu sehen. Zusätzlich gibt sie die grundsätzliche Haltung der Länder wieder.


�	Vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen (Hrsg.) 1999, S. 27 f. und Mayer 1999, S. A 95.


�	Siehe Fn. 45.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 10.


�	Vgl. Mayer 1999, S. A 95 f. und A 97.


�	Vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen e.V. 1999, S. 28 f. und Mayer 1999, S. 97. Aufgrund der Widerstände seitens der Länder finden sich beide Ansätze nicht mehr im überarbeiteten Gesetzentwurf der Regierungskoalition. Vgl. Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Entwurf eines Gesetzes zur Förderung des Stiftungswesens (StiftFördG). BT-Drucksache Nr. 14/... vom 03.03.1999.


�	Vgl. Bundesverband Deutscher Stiftungen e. V. 1999, S. 29.


�	Vgl. ebenda.


�	Vgl. Mayer 1999, S. A 95 und A 100.


�	Vgl. CSU Landesleitung (Hrsg.) 1996, S. 102 und Mayer 1999, S. A 95 und A 97.


� 	Vgl. Zehetmair 1997, S. 21 f.


�	Vgl. CSU Landesleitung (Hrsg.) 1998, S. 3. Hier finden sich auch die aktuellen und grundsätzlichen gesellschaftspolitischen Positionen der CSU.


�	Vgl. Mayer 1999, S. A 107.


�	CSU Landesleitung (Hrsg.) 1998, S. 7.


�	Vgl. ebenda. S. 19.


�	Vgl. CSU Landesleitung (Hrsg.) 1996, S. 115 und CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag Fraktionsvorsitzender Alois Glück (Hrsg.) 1997, S. 15.


�	Vgl. CSU-Landesleitung (Hrsg.) 1998, S. 14 f.


�	Vgl. Zehetmair 1997, S. 9.


�	Vgl. Mayer 1999, S. A 7 und A 9.


�	Aus einem Schreiben an den Kulturkreis der dt. Wirtschaft im BDI vom 23.07.1996. Zitiert nach Kulturkreis der deutschen Wirtschaft im BDI (Hrsg.) 1997a, S. 162.


�	Zu den vorigen Ausführungen vgl. Zehetmair 1997, S. 8 und S. 12 f.


�	Vgl. ebenda, S. 14 und Mayer 1999, S. A 9.


�	Vgl. Zehetmair 1997, S. 14 f.


�	Vgl. ebenda, S. 15.


�	Vgl. Mayer 1999, S. A 104.


�	Vgl. CDU-Bundesgeschäftsstelle; CSU Landesleitung (Hrsg.) 1998, S. 20.


�	Vgl. Mayer 1999, S. A 107. Mayer macht hier Vorschläge, wie diese öffentliche Anerkennung erreicht werden kann.


�	Vgl. Mayer 1999, S. A 93 und A 102.


�	Vgl. die Aussage Ruth Wagners vor dem Hessischen Landtag, daß die F.D.P. seit Antritt der Regierung Kohl eine Reform des Stiftungswesens fordere, in: Plenarprotokoll 14/20 vom 09.11.1995, S. 989.


�	Vgl. hierzu die letzte Koalitionsvereinbarung der Regierung Kohl: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 1994, S. 34 (V.).


�	Vgl. Otto 1999, S. A 64 f.


�	Vgl. ebenda, S. A 65.


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/20 vom 09.11.1995., S. 989 und Funke 1999, S. A 46 sowie Otto 1999, S. A 65.


�	Vgl. Otto 1999, S. A 49.


�	Vgl. Funke 1999, S. A 36.


�	Vgl. die Aussage von Otto in Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2561.


�	Beides StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 1 und Otto 1999a, S. 1.


�	Vgl. StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 1 und Funke S. A 34 sowie Otto 1999, S. A 48.


�	Vgl. StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 1 und Otto 1999a, S. 1.


�	Murmann 1994, S. 21.


�	Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2561.


�	Vgl. Funke 1999, S. A 35.


�	Vgl. ebenda, S. A 42 f.


�	Vgl. die Aussage von Albowitz vor dem Deutschen Bundestag, in: Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998, S. 19924 und Otto 1999a, S. 2.


�	Vgl. F.D.P.-Bundestagsfraktion 1999, S. 1.


�	Vgl. Albowitz 1998, S. 51 und StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 1.


�	Der BDS nimmt an, daß eventuell zur Zeit im Ausland befindliche Vermögen bei besseren steuerlichen Rahmenbedingungen für Stifter wieder nach Deutschland zurückgebracht werden. Vgl. Mecking 1999, S. A 19.


�	Vgl. F.D.P.-Bundestagsfraktion 1999a, S. 2.


�	Vgl. Murmann 1994, S. 17 f. und auch Otto 1999, S. A 51.


�	Vgl. F.D.P.-Bundestagsfraktion 1999, S. 1.


�	Vgl. StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, 8 S.


�	Vgl. D[ierkes] 1999, S. 8.


�	Vgl. Otto 1999a, S. 4 f.


�	Vgl. StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 6.


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2562.


�	Vgl. Funke 1998, S. 4.


�	Vgl. Funke 1999, S. A 41 und auch Otto 1999, S. A 58.


�	Vgl. Funke 1999, S. A 39. Funke fordert mehr Öffentlichkeitsarbeit von den Stiftungen. Vgl. dazu S. A 43. Otto sieht die Befürchtung der F.D.P., daß ein Zwang zur Transparenz einen „demotivierenden Effekt für potentielle Stifter entfalten könne“. Vgl. Otto 1999, S. 55 f.


�	Vgl. Strachwitz 1998a, S. 37.


�	Vgl. Funke 1999, S. A 39 und Otto 1999, S. A 56.


�	Vgl. Otto 1999, S. A 53.


�	Funke fordert hier, daß Unternehmer verstärkt Kapitalanteile an ihren Unternehmen in Stiftungen einbringen. Vgl. Funke 1999, S. A 33 f.


�	Vgl. StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 6.


�	Vgl. Funke 1999, S. A 40.


�	Vgl. Fn. 44.


�	Vgl. StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 6.


�	Vgl. Albowitz 1998a, S. 49. Siehe dazu auch Fn. 571.


�	Vgl. die Aussagen von Kinkel in Schirrmacher/Steinfeld 1998, S. 42 und Otto 1999, S. A 52 f. Die Bündnisgrünen halten diesen Ansatz für verfehlt. Vgl. dazu Ensslin 1999, S. A 125.


�	Vgl. hierzu Otto 1999, S. A 47.


�	Vgl. F.D.P. Bundesgeschäftsstelle 1997, S. 41. und F.D.P. Bundesgeschäftsstelle 1998, S. 23 f. Die F.D.P. ist die einzige Partei, die die Forderung nach einer Novellierung des Stiftungsrechts in ihrem aktuellen Wahl- und Parteiprogramm manifestiert hat.


�	Vgl. Funke 1999, S. A 34.


�	Vgl. dazu F.D.P. Bundesgeschäftsstelle 1997, S. 9-11.


�	Vgl. Funke 1998, S. 4.


�	Vgl. StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 1.


�	Vgl. Otto 1999, S. 47-49.


�	Freiheit könne Gestaltungskraft entwickeln, weil der Staat zu unflexibel geworden sei. Vgl. dazu Westerwelle 1997, S. 19 f.


�	Vgl. Otto 1999a, S. 1.


�	Westerwelle 1997b, S. 323.


�	Otto 1999, S. A 48.


�	Vgl. ebenda, S. A 64.


�	Vgl. G[ennrich] 1998.


�	Funke spricht davon, daß es den Fiskalpolitikern „nicht immer leicht gefallen“ sei, den (steuerlichen) Vorschlägen zu folgen. Vgl. Funke 1999, S. A 37 oder auch Otto 1999, S. A 57. Besonders deutlich wird der Gegensatz in den Aussagen von Frau Albowitz. In ihrer Eigenschaft als kulturpolitische Sprecherin der F.D.P.-Bundestagsfraktion forderte diese, wie weiter unten gezeigt wird, in jeder Stellungnahme steuerliche Anreize für Stifter zu erhalten und zu schaffen. Gleichzeitig warnte sie als Finanzpolitikerin vor möglichen „Riesenausfällen“ bei der Steuer. Vgl. dazu deren Aussage in: Deutscher Bundestag 1998a, S. 52 f.


�	Vgl. Otto 1999, S. A 57.


�	Zu einem umfassenden Rechtsvergleich vgl. Crezelius/Rawert 1999, S. 337-347. Diese zeigen in ihrem Aufsatz, daß der Gesetzentwurf der Bündnisgrünen dem der F.D.P. in der technischen Umsetzung überlegen ist und mehr Rechtssicherheit bietet. Hier S. 347.


�	Vgl. Albowitz 1998, S. 51 f.


�	Obwohl diese Aussage zeitlich vor der letzten Bundestagswahl getroffen wurde, dürfte sie heute noch genauso Gültigkeit besitzen.


�	Zu den getroffenen Feststellungen vgl. Albowitz 1998, S. 51 f.


�	Vgl. Lölhöffel 1999.


�	Vgl. F.D.P.-Bundestagsfraktion 1999a, S. 2.


�	Vgl. F.D.P.-Bundestagsfraktion 1999a, S. 2 und Funke 1999, S. A 44.


�	Vgl. Funke 1998, S. 4 und StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 6, aber auch Mecking 1999, S. A 29 f.


�	Zur Familienstiftung vgl. Walkenhorst 1999, S. A 181 und zur unternehmensverbundenen Stiftung vgl. Funke 1998, S. 4.


�	Vgl. Walkenhorst 1999, S. A 181.


�	Vgl. Mecking 1999, S. A 26.


�	Vgl. ebenda, S. A 27 und Ensslin 1999, S. A 113.


�	Vgl. Funke 1999, S. A 41 und ähnlich Otto 1999, S. A 57 f.


�	Hier schließt sie sich der Haltung des BDS an. Vgl. Mecking 1999, S. A 30.


�	Vgl. F.D.P.-Bundestagsfraktion 1999, S. 2.


�	Vgl. F.D.P.-Bundestagsfraktion 1999a, S. 1.


�	Aufgrund eines verbesserten Rahmens hält Funke 100 neue Stiftungen jährlich für möglich. Vgl. Funke 1999, S. A 37 f.


�	Vgl. Otto 1999, S. A 51.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 8.


�	Vgl. StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 2.


�	Vgl. Otto 1999, S. A 53.


�	Toepler 1998, S. 28.


�	StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 2.


�	Vgl. StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 2.


�	Otto will die weitgehenden Steuervorschläge der F.D.P. im Lichte der Steuerpolitik der aktuellen Regierungskoalition betrachtet sehen, da die hohen Steuersätze erhalten blieben. Vgl. Otto 1999, S. A 59.


�	Vgl. Funke 1998, S. 4.


�	Vgl. ebenda.


�	Ebenda.


�	Murmann 1994, S. 21und ähnlich Otto 1999, S. A 59 f.


�	Vgl. Lölhöffel 1999. und Ensslin 1999, S. 116 und 126.


�	Vgl. hierzu Funke 1999, S. A 33.


�	Vgl. Otto 1999, S. A 60.


�	Vgl. ebenda, S. A 62.


�	Otto 1999, S. A 62.


�	Vgl. F.D.P.-Bundestagsfraktion 1999, S. 2.


�	Vgl. Otto 1999, S. A 52 und 60 sowie StiftRReformG. BT-Drucksache 14/336 vom 28.01.1999, S. 1. Vgl. auch die früher gestellte Forderung von Albowitz 1998a, S. 49.


�	Vgl. die Forderung des Kulturbeauftragten der SPD Thomas Krüger nach einem „vernünftige[n], verbesserte[n] und veränderte[n] Stiftungsrecht.“, in: Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998, S. 19932 f.


�	Vgl. die harsche Kritik Krügers vor dem Deutschen BT, in: Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998, S. 19931 f. und Michael Naumann in Beaucamp/Schirrmacher/Spiegel 1998, S. 44.


�	Vgl. die Aussage von Tauss 1999, S. A 82.


�	Vgl. N. N. 1998c, S. 1.


�	Vgl. unter anderem: Heimann 1998, S. 5 oder N. N. 1999, o. S.


�	Schily 1998, S. 50.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 69.


�	Vgl. ebenda.


�	Vgl. Thierse in Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998, S. 19919 f.


�	Vgl. auch Tauss 1999, S. A 68.


�	Vgl. Beaucamp/Schirrmacher/Spiegel 1998, S. 44 und ähnlich Tauss 1999, S. A 69.


�	Vgl. die Aussagen von Schily 1998, S. 50 und von Gerhard Schröder in Beaucamp/ Schirrmacher/ Spiegel 1998, S. 44.


�	Vgl. Naumann in Terweiden 1998, S. 3 und Tauss 1999, S. A 69.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 72 f.


�	Tauss sieht hier gesellschaftliche Aufgaben, die aufgrund von knappen öffentlichen Haushalten aber nicht erledigt werden könnten. Vgl. Tauss 1999, S. A 74.


�	Vgl. BT-Drucksache 13/9806 vom 05.02.1998, S. 2.


�	Schily 1998, S. 50.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 73 f.


�	Vgl. Krüger 1997, S. 107-113 f. und den Antrag zur Kulturförderung des Bundes, BT-Drucksache 13/9806 vom 05.02.1998, S. 2 und 4 sowie die Forderung der damals designierten Ministerin für Bildung und Forschung der SPD, Edelgard Bulmahn, das Stiftungsrecht zugunsten der Förderung von Bildung und Wissenschaft zu ändern. Damit wird eine Erweiterung der Position auf den Bildungsbereich deutlich. Vgl. dazu Moniac 1998, o. S.


�	Vgl. Krüger 1997, S. 109 und derselbe 1998, S. 43.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 82.


�	Auffallend ist die von der SPD verwendete unscharfe Begrifflichkeit, da von einem „Tertiären Sektor“ und der „Bürgerschaft“ die Rede ist.


�	Zu den Aussagen der SPD gegenüber dem Deutschen Kulturrat vgl. Deutscher Kulturrat 1998, S. 55-61, speziell S. 59.


�	Vgl. Krüger 1997, S. 107 und derselbe 1998, S. 42 sowie Simonis 1998, S. 402.


�	Tauss in Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2570. Bei der Errichtung von staatlichen Stiftungen ist aber nicht immer die Unabhängigkeit der Stiftung gewährleistet. Siehe Fn. 339.


�	Vgl. Naumann in Beaucamp/Schirrmacher/Spiegel 1998, S. 44. Zur Tatsache, daß die US-Regelungen hier generell nicht besser einzustufen sind, siehe Fn. 447.


�	Vgl. N.N. 1999, o. S.


�	Tauss 1999, S. A 76. Tauss spricht auf S. A 84 davon, daß man sich noch „nach oben bewegen“ könnte, was die steuerliche Abzugsfähigkeit angeht.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 83.


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2563.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 80.


�	Vgl. ebenda, S. A 80 f.


�	Vgl. ähnlich ebenda, S. A 68 und A 86 f.


�	Vgl. Simonis 1998, S. 405.


�	Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998, S. 19943.


�	Hier spricht sich die Partei dazu aus, die öffentliche Förderung „im Sinne der Subsidiarität“ zu ergänzen. Vgl. dazu Deutscher Kulturrat 1998, S. 59.


�	Tauss 1999, S. A 72.


�	Vgl. ebenda, S. A 81.


�	Möller 1999, o. S.


�	Vgl. die Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion 1999.


�	Vgl. Schulz 1998a, o. S. und Möller 1999, o. S.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 75.


�	Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2563.


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2563.


�	Vgl. ebenda, S. 2564.


�	Vgl. ebenda, S. 2564.


�	Vgl. dazu Tauss 1999, S. A 68.


�	Vgl. Crezelius/Rawert 1999, S. 347.


�	Vgl. Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998.


�	Vgl. ebenda, S. 19942.


�	Vgl. Parteivorstand der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1998a, S. 29 (VI.) und 41 (X.).


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2569.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 72 und A 79.


�	Tauss spricht hier von der Umgehung mitbestimmungsrechtlicher Vorschriften und erkennt zu hohe Steuerersparnis bei diesem Stiftungstyp. Vgl. Tauss 1999, S. A 71.


�	Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2570.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 84.


�	Vgl. ebenda, S. A 86.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. A 118. Hier sei man „gegenüber pragmatischen Lösungen aufgeschlossen“, so Tauss 1999, S. A 85. Siehe dazu auch Fn. 590.


�	Tauss will hier Begrenzungen beim Sport durchsetzen. Vgl. Tauss 1999, S. A 79.


�	Schily 1998, S. 50.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 78.


�	Vgl. ebenda, S. A 80.


�	Vgl. ebenda.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 77 und Pick vor dem Deutschen BT, in: Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2563.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 78. Im November letzten Jahres hatte Frau Vollmer noch mit fünfhundert Millionen DM Steuerausfällen gerechnet. Vgl. Vollmer in Terweiden 1998, S. 4.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 11.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 76


�	Schulz 1998a, o. S.


�	Tauss spricht in diesem Zusammenhang von Stiftungen als einer „Nischengeschichte“ und „Anstoßgeschichte“. Vgl. Tauss 1999, S. A 89.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 89.


�	Vgl. Simonis 1997, S. 60 f.


�	Simonis 1998, S. 409.


�	Simonis 1997, S. 60 f.


�	Vgl. Simonis 1998, S. 406.


�	Vgl. ebenda, S. 408 f.


�	Tauss ist hier eher skeptisch. Vgl. Tauss 1999, S. A 88.


�	Thierse in Dönhoff 1998, S. 192 f.


�	Vgl. ebenda, S. 192 f.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 68.


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2569.


�	Vgl. Tauss 1999, S. A 85.


�	Vgl. ebenda, S. A 87.


�	Wenn im folgenden von der Position der Bündnisgrünen die Rede ist, so stammt diese fast ausschließlich von Frau Vollmer.


�	Bei den Beratungen des Deutschen Bundestages zu einem Kultur- und Stiftungsförderungsgesetz am 31. Oktober 1990 wurde dieses Gesetz, welches steuerliche Verbesserungen für Stiftungen vorsah, von einem Teil der Grünen/Bündnis 90 abgelehnt. In der gleichen Debatte forderte die Abgeordnete Vollmer für die Partei mehr staatliche Kulturförderung für Deutschland, vor allem für den östlichen Teil. Sie forderte weiter, daß diese Förderung seitens des Staates als Staatsziel in der Verfassung festgeschrieben werden müsse. Vgl. Plenarprotokoll 11/234 vom 31.10.1990, S. 18769 und 18775 f.


�	Frau Vollmer sieht hier die Notwendigkeit, daß durch die aktuelle Debatte „alte Ressentiments [...] auf seiten der politischen Linken“ aufgelöst werden. Vgl. Stiftung & Sponsoring 1998b, S. 7.


�	Ausgangspunkt war eine Anhörung „Demokratisches Mäzenatentum: Kultursponsoring und Bürgergesellschaft“ im September 1996 in Bonn.


�	Vgl. dazu unter anderen: Vollmer 1996a, o. S. und dieselbe 1997, o. S. In letzterem Artikel vertrat Frau Vollmer bereits en detail die wichtigsten Aspekte des Gesetzentwurfs der Bündnisgrünen, wie z. B. Vereinfachung der Stiftungserrichtung (Recht auf Stiftung); Erhöhung der Transparenz durch Einführung von Stiftungsregister und Rechnungslegung. Sowie Vollmer 1998, 1998a, 1998b und Rawert 1997, 1998.


�	Vgl. BT-Drucksache 13/9320 vom 01.12.1997. Einzelheiten dieses Gesetzes werden im folgenden beschrieben und erklärt.


�	Vgl. Mecking 1998, S. 36.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. A 112.


�	Vollmer 1998a, S. 172.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. A 112 f.


�	Vgl. die Aussage gegenüber dem Deutschen Kulturrat 1998, S. 71.


�	Ensslin spricht von einer „Ergänzungsfunktion [der Stiftungen] zu den Aufgaben der öffentlichen Hand“. Vgl. Ensslin 1999, S. A 115.


�	Vgl. Stiftung & Sponsoring 1998, S. 7.


�	Vgl. Vollmer 1998a, S. 178.


�	Vgl. Deutscher Kulturrat 1998, S. 71.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. A 128.


�	Vgl. Deutscher Kulturrat 1998, S. 68 und 73 f.


�	Ensslin 1999, S. A 117.


�	Vgl. ebenda, S. A 115.


�	Die Bündnisgrünen behaupten, daß es um die Jahrhundertwende in Deutschland ca. 100.000 Stiftungen gegeben habe und das es heute nur noch 8000 seien. Vgl. dazu Vollmer 1998a, S. 169. Diese Zahlen sind problematisch, da sie zum einen nicht abgesichert sind und zum anderen Stiftungen miteinander verglichen werden, die aufgrund ihrer Rechtsform nicht ohne weiteres vergleichbar sind. Vgl. hierzu auch die Ansicht von Campenhausen 1997, S. 12 f.


�	Vollmer sieht im Bürgertum das zentrale Element des deutschen Stiftungswesens um die Jahrhundertwende. Durch Stiftungen sei „öffentliche Selbstdarstellung“ und „Opposition gegen den Feudalismus“ zum Ausdruck gekommen. Der bürgerliche Gestaltungswille in Stiftungen habe das kulturelle und soziale Leben bereichert und sei Vorbild für den Sozialstaat gewesen. Vgl. dazu Vollmer 1998a, S. 169 und 170 f.


�	Vollmer 1998, S. 50.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. A 117. Vollmer spricht in diesem Zusammenhang davon, wie quälend es sein kann sich über das Engagement in einer Stiftung öffentlich zu erkennen zu geben. Vgl. Vollmer 1998a, S. 173.


�	Vgl. die Forderung von Fischer 1998, S. 260. Vollmer spricht in diesem Zusammenhang von einem „Buddenbrooks-Effekt“ da trichterförmig vererbt werde. 1998a, S. 171 f.


�	Fischer 1998, S. 261.


�	Vgl. Vollmer 1998a, S. 174 und Fischer 1998, S. 260.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. A 118.


�	Zitiert nach EMNID-Institut 1998, S. 7 f. Hier ist zu differenzieren, da die Erbschaftsbereitschaft laut EMNID-Spendenmonitor bei Spendern sowie bei Menschen mit hohem Einkommen und Bildungsgrad noch deutlich höher ist. Problematisch erscheint allerdings, daß unter den zehn meistgenannten gemeinnützigen Organisationen, bei denen grundsätzliche Bereitschaft zur testamentarischen Berücksichtigung bekundet wurde, keine Stiftung zu finden ist. Vgl. ebenda.


�	Vgl. Clewing 1998, S. 15.


�	Vgl. Vollmer 1998, S. 51 und Stiftung & Sponsoring 1998b, S. 7.


�	Der BDS lehnte das geplante Normativsystem zwar zunächst ab, begrüßte aber ausdrücklich die vorgesehenen steuerlichen Verbesserungen und hob hervor, daß es ein großes Verdienst der Bündnisgrünen gewesen sei, die Reform des Stiftungswesens thematisch aufzugreifen. Vgl. Campenhausen 1997, S. 41-45. Zu Lob für den steuerlichen Teil vgl. auch Deutscher Kulturrat 1998a.


�	Vgl. BT-Drucksache 13/9320, S. 8 und ähnlich Vollmer in Stiftung & Sponsoring 1998b, S. 8.


�	Vgl. Stiftung & Sponsoring 1998b, S. 8.


�	Eine kritische Beurteilung der Vorschläge der Bündnisgrünen hinsichtlich der Einführung eines Normativsystems zur Errichtung einer selbständigen Stiftung des Privatrechts findet sich bei Schmidt 1998, S. 229-242.


�	Vgl. StiftFördG. BT-Drucksache 14/... vom 03.03.1999, S. 1.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. A 119.


�	Vgl. ebenda, S. A 131.


�	Vgl. ebenda, S. A 123.


�	Vgl. Rawert 1997, o. S.


�	Schmidt 1998, S. 239.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. A 120. Stiftungen wie die z. B. die Carl-Zeiss-Jena-Stiftung seien weiter erlaubt.


�	Vgl. ebenda, S. A 114.


�	Vgl. ebenda, S. A 122.


�	Ebenda.


�	Vgl. ebenda, S. A 110.


�	Vgl. BT-Drucksache 14/... vom 03.03.1999, (unveröffentlicht).


�	Vgl. BT-Drucksache 14/... vom 03.03.1999, S. 16 (§ 83), (unveröffentlicht).


� 	Vgl. Ensslin 1999, S. A 119. Crezelius/Rawert bedauern dies, da gerade die Amtsgerichte erfahren seien und dadurch mögliche Interessenkonflikte vermieden worden wären. Vgl. dazu Crezelius/Rawert 1999, S. 344.


�	Eichel in Hennemann 1999, S. 6.


�	Ensslin war zuversichtlich über eine Unterstützung des Reformvorhabens durch den alten Finanzminister Lafontaine, da dieser „ein gutes persönliches Verhältnis“ zu Frau Vollmer habe. Vgl. Ensslin 1999, S. A 119 f. Sollte dieses persönliche Verhältnis ausschlaggebend für die Durchsetzung des Gesetzentwurfes bei den Finanzpolitikern gewesen sein, dann ist das Vorhaben zumindest teilweise in Frage gestellt.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. A 114.


�	Vgl. Stiftung & Sponsoring 1998b, S. 8.


�	Vgl. Vollmer 1998b, S. 63.


�	Vgl. Vollmer 1998a, S. 172 f.


�	Vgl. die Aussage Vollmers in Fiedler 1998, o. S.


�	Vgl. Vollmer in Clewing 1998, S. 15.


�	Hierzu zählt sie: Emanzipation der Frau, Erneuerung der Erziehung, Kulturen der Homosexuellen und der Einwanderer. Vgl. Vollmer 1998a, S. 172.


�	Vollmer in Clewing 1998, S. 15.


�	Schmidt 1998, S. 241.


�	Clewing 1998, S. 15.


�	Vollmer behauptet, daß es bestimmte Stiftungszwecke, wie die Schwulen- und Frauenforschung bei der Genehmigung bisher schwer hatten. Vgl. dazu Clewing 1998, S. 15.


�	Vollmer 1998b, S. 62.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. 


�	Vgl. Stiftung § Sponsoring 1998b, S. 7.


�	Vgl. ebenda.


�	Ensslin 1999, S. A 128.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. A 116 und A 132.


� 	Vgl. ebenda, S. A 124 f.


�	Vgl. ebenda, S. A 125 f.


�	Vgl. ebenda, S. A 127.


�	Vgl. ebenda, S. A 126 f.


�	Vgl. die Aussage von Vollmer in Terweiden 1998, S. 3


�	Vgl. Ensslin S. A 128.


�	Zu einem umfassenden Rechtsvergleich zwischen dem Entwurf der Bündnisgrünen und dem der F.D.P. vgl. Crezelius/Rawert 1999, S. 337-347.


�	Beides Ensslin 1999, S. A 113 und A 132.


�	Vgl. Ensslin S. A 120 f.


�	Vgl. Wössner 1997, S. 44.


�	Vgl. Heuer 1998, S. 10 und Mecking 1999, S. 29 f.


�	Vgl. Ensslin S. A 129 f.


�	Vgl. StiftFördG. BT-Drucksache 13/9320 vom 01.12.1997, S. 1.


�	Vgl. Ensslin S. A 129.


�	Diese Zahl wurde von Frau Vollmer bei einer parlamentarischen Gesprächsrunde zu Tendenzen im deutschen Stiftungswesen nach der Bundestagswahl im Wissenschaftszentrum Bonn am 04. November 1998 genannt. Vgl. Vollmer in Terweiden 1998, S. 7.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 10.


�	Vgl. Walkenhorst S. A 177 f.


�	Vgl. Ensslin 1999, S. A 133 f.


�Vollmer 1998b, S. 62.


�	Ensslin 1999, S. A 135.


�	Vollmer 1998a, S. 171.


�	Ebenda, S. 176.


�	Vgl. Ebenda, S. 177.


�	Vgl. Ensslin S. A 133 f.


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2568.


�	Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2568.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 3. Zur „Minderheitsorientierung“ vgl. Burens 1987, S. 34 f. und Toepler 1996, S. 74-76.


�	Kulturkreis der deutschen Wirtschaft im BDI 1997, S. 122. (Entwurf des Wahlprogrammes 98 der PDS, V. Kultur)


�	Die Unabhängigkeit einer solchen Stiftung wäre nur gewährleistet, wenn die Stiftung eine eigene Kapitalausstattung erhielte. Vgl. dazu Fn. 339.


�	Böttcher 1999, S. A 137 f. vgl. auch S. A 141.


�	Strachwitz 1994, S. 77. Vgl. dazu auch Toepler S. 74 f.


�	Vgl. Strachwitz 1994, S. 78.


�	Vgl. Böttcher 1999, S. A 145.


�	Vgl. ebenda, S. A 144.


�	Ebenda, S. A 145. Ähnlich äußerte sich Gregor Gysi zum Entwurf eines StiftFördG von Bündnis 90/Die Grünen. Gysi forderte, daß die “hoheitlichen Aufgaben des Staates” hinsichtlich ihrer Finanzierung bei diesem zu verbleiben hätten. Vgl. Gysi 1998, S. 52.


�	Vgl. Gysi 1998, S. 52. In die gleiche Richtung zielt auch eine Stellungnahme zur Kulturpolitik von Ludwig Elm, in der er eine Gefährdung des Kulturstaats Bundesrepublik durch eine Privatisierung und Deregulierung im Bereich der Kultur feststellt. Dieser gelte es dringend z. B. durch Stärkung der Bundeskompetenz zu begegnen. Vgl. Elm 1998, S. 51 f.


�	Vgl. dazu Strachwitz 1994, S. 76-78.


�	Nach den Aussagen von Böttcher liegt dieser Schluß nahe. Vgl. Böttcher 1999, S. A 146.


�	Vgl. Böttcher 1999, S. A 147 und Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2568.


�	Böttcher 1999, S. A 144.


�	Ebenda, S. A 141 f. und A 147.


�	Gysi 1998, S. 52.


�	Kulturkreis der deutschen Wirtschaft im BDI 1997, S. 122.


�	Vgl. in diesem Zusammenhang auch die Aussage von Böttcher 1999, S. A 153.


�	Ebenda, S. A 142.


�	Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2568.


�	Vgl. ebenda.


�	Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998, S. 19927.


�	Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2568.


�	Vgl. Gysi 1998, S. 52.


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2568.


�	Vgl. Böttcher 1999, S. A 137.


�	Vgl. ebenda.


�	Böttcher fordert das Problem in seiner „Ganzheitlichkeit“ anzugehen. Vgl. ebenda, S. 139 f.


�	Vgl. ebenda, S. 140.


�	Vgl. Walkenhorst 1999, S. A 176.


�	Vgl. ebenda, S. A 184.


�	Kulturkreis der deutschen Wirtschaft im BDI 1997, S. 122.


�	Vgl. Böttcher 1999, S. A 138 und A 156.


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2568.


�	Vgl. Ebenda.


�	Ebenda.


�	Ebenda. Vgl. dazu auch die ähnliche Aussage von Böttcher 1999, S. A 148. Diese sieht eine reale Gefahr, daß in Stiftungen „steuerfrei [...] Gelder geparkt“ würden.


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2568.


�	Vgl. ebenda.


�	Vgl. Böttcher 1999, S. A 157.


�	Vgl. Böttcher 1999, S. A 149.


�	Vgl. in diesem Sinne Böttcher 1999, S. A 149 f.


�	Vgl. Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2568.


�	Ebenda.


�	Vgl. ebenda.


�	Vgl. ebenda.


�	Vgl. Mecking 1999, S. A 19.


�	Vgl. Gysi 1998, S. 52.


�	Vgl. Böttcher 1999, S. A 151 f.


�	Vgl. ebenda, A 158 f.


�	Vgl. BT-Drucksache 13/7147 vom 06.03.1997.


�	Vgl. BT-Drucksache 13/7147 vom 06.03.1997, S. 3 f.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 12.


�	Kompetenzen, Aufgabenverteilung und Finanzierung erscheinen unklar. Vgl. Böttcher 1999, S. 159 f.


�	Vgl. ebenda, S. A 154 f.


�	Böttcher erklärt, daß sie erstmals dieses Jahr von der Existenz des BDS erfahren habe. Vgl. Böttcher 1999, S. A 155.


�	Die PDS sieht hier keine Präferenz für die Kultur Aus parteiinternen Gründen hätten sich bisher nur die Kulturpolitiker mit dieser Thematik beschäftigt. Vgl. Böttcher 1999, S. A 157.


�	Vgl. Tauss, S. A 83.


�	Vgl. die Aussage von Tauss in Plenarprotokoll 14/31 vom 26.03.1999, S. 2569.


�	Den Vergleich mit den USA (private Kulturförderung) ließ Thierse unter Hinweis auf gänzlich andere Traditionen nicht gelten. Vgl. Plenarprotokoll 13/219 vom 12.02.1998, S. 19943.


�	Vgl. Funke 1999, S. A 38. Mecking hält dagegen das deutsche Stiftungsrecht für günstig. Vgl. Mecking 1997, S. 36.


�	Vgl. Neuhoff 1998, S. 45-49, besonders S. 47.


�	Vgl. Otto 1999, S. A 47.


�	Otto stellt zum Beispiel die Behauptung auf, daß die Stiftungstätigkeit im sozialen Bereich weniger ausgeprägt als im Bildungs- oder Kulturbereich sei. Vgl. Otto 1999, S. A 54. Wie in Kapitel 1.? gezeigt, ist das Gegenteil der Fall. Oder die Behauptung Funkes in Stifter und Tätigkeitsbereiche.


�	Vgl. Deutscher Kulturrat 1998, S. 63.


�	Vgl. dazu Ensslin 1999, S. 116 f.


�	Vgl. Mayer 1999, S. A 109 f. So waren auch zur Frage der Familienstiftung und der Unternehmensstiftung keine Ansichten der CSU zu finden.


�	Vgl. Zehetmair 1997. S. 15.


�	Vgl. Beckstein 1998, S. 3. und Stoiber 1997, S. 7.


�	Vgl. hierzu die Bedenken von Mayer 1999, S. A 94.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 1 f. Aus diesem Grunde wurden vom MAECENATA-Institut und der Bertelsmann Stiftung im Dezember 1998 Colloquien zur Reform des Stiftungs- und Gemeinnützigkeitsrechts ins Leben gerufen, um von unabhängiger Seite eine grundsätzliche Beratung und Begleitung der Politik zur Thematik zu ermöglichen. Protokolle der bisherigen Colloquien finden sich in MAECENATA Institut für Dritter-Sektor-Forschung 1998, 1999 und 1999a.


�	Vgl. hierzu die für den gesamten Dritten Sektor aufgestellte These von Anheier 1999a, S. X f.


�	Vgl. Strachwitz 1998a, S. 34.


�	Vgl. dazu Maaß 1998, S. 12.


�	Vgl. auch die Ansicht von Walkenhorst 1999, S. A 178 f.


�	Das Steuerrecht wird zum Hauptstreitpunkt der Debatte gemacht, scheint aber nicht das Entscheidende zu sein. Vgl. dazu z. B. Strachwitz  1998a, S. 45.


�	Vgl. Strachwitz 1998a, S. 42.


�	Vgl. Veser 1998, S. 6.


�	Vgl. ebenda 1998, S. 166.


�	Vgl. ebenda 1998, S. 167 und 173.


�	Vgl. ebenda 1998, S. 167.


�	Vgl. Strachwitz 1998a, S.37.


�	Vgl. Koss in F.D.P.-Bundestagsfraktion 1999b.


�	Vgl. Institut der Wirtschaftsprüfer 1997. S. 554-569. Die Vorschläge des IDW zur Ausgestaltung der Rechnungslegung von Stiftungen differenzieren nach Größe der Stiftung (Abgrenzungskriterium: Bilanzsumme). Je nach Stiftungsgröße sollen dann unterschiedlich ausgeprägte Vorschriften der Rechnungslegung angewendet werden.


�	Vgl. Strachwitz 1998a, S. 37.


�	Vgl. Zimmer 1994, S. 85.


�	Vgl. allgemein zu den US-Regelungen Zimmer 1994, S. 60-86 und Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages 1996, S. 51-53 und Walkenhorst 1999, S. A 172.


�	Vgl. Strachwitz 1998b, S. 6.


�	Vgl. dazu Walkenhorst 1999, S. A 171.


�	Vgl. Haibach 1998, S. 181 und Walkenhorst 1999, S. A 188 f.


�	Vgl. Walkenhorst 1999, S. A 176.


�	Zu den möglichen Problemen vgl. ebenda, S. A 184.


�	Vgl. dazu ebenda, S. A 176.


�	Vor allem bei den Dienstleistern beansprucht die EU aus wettbewerbsrechtlichen Erwägungen eine Zuständigkeit. Vgl. dazu Strachwitz 1998a, S. 34.


�	Vgl. ähnlich auch Orth 1998, S. 320.


�	Walkenhorst 1999, S. A 183.


�	Die internationale Tätigkeit von Stiftungen ist zur Zeit vor allem durch das Gemeinnützigkeitsrecht noch stark eingeschränkt. Vgl. dazu ebenda, S. A 184.


�	Zu den im folgenden gemachten Ausführungen vgl. Europäische Kommission (Hrsg.) 1997.


�	Anheier 1999, o. S.


�	Vgl. Strachwitz 1999, S. A 11.


�	Europäische Kommission (Hrsg.) 1997. S. 4.


�	Vgl. den kurzen Überblick bei Weger 1997, S. 13-16.


�	Häufig übersetzt mit „Bürgerstiftung“. Es gibt aber verschiedene andere Begriffe, von denen sich in Deutschland noch keiner richtig durchgesetzt hat.


�	Vgl. Haibach 1998, S. 178 f. Zu Motivation und Arbeit deutscher Bürgerstiftungen vgl. bspw. Pfeiffer 1998, 10 Seiten und Stadt Stiftung Gütersloh 1998, 22 Seiten.


�	Vgl. Feurt 1998, S. 243-248.


�	Vgl. Strachwitz 1998a, S. 41.


�	Vgl. ebenda.


�	Vgl. Haibach 1998, S. 179.
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